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Seit den siebziger Jahren sind grenzüberschreitende Umweltprobleme im-
mer stärker in den Blickpunkt der Öffentlichkeit gerückt. Die Versalzung 
des Rheins, das durch Luftschadstoffe mitverursachte ''Waldsterben" oder 
die erhöhte Strahlenbelastung in Europa nach dem Reaktorunfall in 
Tschernobyl sind allgemein bekannte Beispiele dafür. Es ist wohl allseitig 
akzeptiert, daß eine internationale Zusammenarbeit notwendig ist, um 
grenzüberschreitende Umweltprobleme in den Griff zu bekommen. Den-
noch sind verbindliche institutionelle Regelungen bisher nicht geschaffen 
worden. Die Umweltpolitiken der betreffenden Staaten erfolgen weiterhin 
größten teils unkoordiniert. 
Die mit der internationalen Zusammenarbeit von staatlichen Behörden in 
diesem Bereich verbundenen Verhandlungsprobleme stehen im Mittel-
punkt der vorliegenden Arbeit. In ihr wird mit Hilfe spieltheoretischer 
Ansätze im Rahmen von 2-Länder-Modellen untersucht, wie sich alter-
native Ausgangs- und Randbedingungen auf institutioneller Ebene wie 
auch in den jeweiligen Umweltsystemen auf mögliche Verhandlungser-
gebnisse auswirken. Dabei stehen allokations- und verteilungstheore-
tische Fragestellungen im Vordergrund. 
Die Arbeit wurde im November 1986 von der Fakultät für Volkswirt-
schaftslehre und Statistik der Universität Mannheim als Dissertation 
angenommen. 
Worte des Danks gelten zunächst meinem akademischen Betreuer 
Professor Dr. Klaus Conrad. Ohne seine Unterstützung hätte die Arbeit 
nicht entstehen können. Auch der Korreferent der Arbeit, Professor Dr. 
Horst Siebert, ist nicht ganz "unschuldig" daran. Das Grundmodell wurde 
in seinem Seminar an der Universität Konstanz vorgetragen. Von ihm 
und seinen Mitarbeitern erhielt ich eine Reihe von hilfreichen Anregun-
gen und Hinweisen. Dafür bedanke ich mich sehr herzlich. 
Zu großem Dank bin ich Dr. Bernd Kosch verpflichtet. Er hat wesentliche 
Teile der Arbeit gelesen und konstruktiver Kritik unterzogen. In der sti-
mulierenden "Müchener Diskussionsatmosphäre" wurde darüber hinaus 
manches verzwickt erscheinende Problem gelöst. 
Nicht zuletzt möchte ich die wertvollen fachlichen Ratschläge meiner 
ehemaligen Kollegen erwähnen, erhalten zwischen ''Tür und Angel" oder 
auch in stundenlangen Diskussionen. Dr. Helga Gebauer, Dr. Heinz 
Haller, Dr. Iris Henseler-Unger, Rainer Sauer und Dr. Ralph Unger sei 
herzlich dafür gedankt. 
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''The distinguishing problem in which environmental 
damage traverses international boundaries does not lie in 
the mix of programs that would work best if they could be 
adopted and enforced. The essential distinguishing fea-
ture, rather, lies in the difficulty in achieving any sort of 
effective international agreement and in seeing that it is 
carried out faithfully by all parties to that agreement." 
(William J. Baumol ( 1976, 4)) 
Natürlicherweise erstrecken sich ökologische Systeme wie die Erdat-
mosphäre, bestimmte Flüsse, Seen und Grundwasser sowie die Ozeane 
und deren Randmeere über die nationalen Grenzen souveräner Staaten 
hinweg oder liegen außerhalb davon. Dadurch sind diese nicht nur ökono-
misch im Rahmen von Außenhandelsbeziehungen, sondern auch ökolo-
gisch miteinander verbunden. In der Folge davon wird ein großer Teil der 
bisher weitgehend freien Umweltgüter Luft, Wasser und Meeresressour-
cen von den Konsumenten und Produzenten mehrerer Länder gemeinsam 
genutzt. Dies ist in den vergangenen Jahrzehnten in immer größerem Um-
fang geschehen, so daß solche Güter heute relativ knapp sind. Aufgrund 
dessen werden wir mit einer Vielzahl von Umweltproblemen konfron-
tiert, die grenzüberschreitend sind oder sogar globale Ausmaße erreichen. 
Deutlich zu erkennen sind solche Probleme in Mitteleuropa, da hier der 
Grad der ökologischen Vernetzung besonders hoch ist. Das durch weit-
räumig verteilte und abgelagerte Luftschadstoffe wie Schwefelkompo-
nenten, Stickoxide, Schwermetalle und Ozon aus allen europäischen 
Industrieländern mitverursachte ''Waldsterben"11, die durch den Fallout 
1) Siehe dazu das Sondergutachten des Rates von Sachverständigen zu Umweltfragen 
(1983). Dieser schätzt das "Waldsterben" als das derzeitig größte umweltpolitische 
Problem der Bundesrepublik ein. Ähnliche Schäden werden in kanadischen Wald-
gebieten beobachtet, die in der Abwindregion der US-amerikanischen und kana-
dischen Industrieregionen rund um die Großen Seen liegen. Vergleiche dazu Fay und 
Golomb (1983) sowie Forster ( 1984). 
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des Reaktorunglücks im sowjetischen Kernkraftwerk Tschernobyl ausge-
lösten Schäden und die aufgrund der hohen Salzbelastung des Rheins 
durch die Abwässer der Kalibergwerke im Oberelsaß eingeschränkte 
Trinkwassergewinnung bundesdeutscher und niederländischer Wasser-
werke21 sind wohlbekannte Beispiele für grenzüberschreitender Umwelt-
probleme. 
Die Belastung der Stratosphäre mit chlorierten Fluorkohlenwasserstof-
fen, die einen Abbau der Ozon-Strahlenschutzschicht bewirken,3' oder die 
erhöhte Kohlendioxidbelastung der Atmosphäre, verantwortlich für 
Klimaveränderungen ("Treibhauseffekt") auf der Erde,4 ' sind ebensolche 
Beispiele für globale Probleme. Aber auch der "Fischereikrieg" zwischen 
den Nordseeküstenländern im Zusammenhang mit der Beschränkung von 
Fischfangquoten in den isländischen Küstengewässern ist von seiner 
Natur her ein grenzüberschreitendes Problem bei der internationalen 
Nutzung von Umweltressourcen. 
Nationale Souveränitätsrechte und feh !ende überstaatliche Exekutiv-
gewalt verhindern, daß deren Einsatz über nationale Grenzen hinweg 
reguliert werden kann. Somit können die jeweiligen Umweltbehörden 
grenzüberschreitende Umweltprobleme im nationalen Alleingang nur 
unvollständig oder garnicht lösen.5l Es bleibt nur der Weg, den Ressour-
ceneinsatz im Rahmen internationaler Zusammenarbeit gemeinsam zu 
regeln.6' 
2) Vergleiche dazu den Bericht "Warum Jas Salz immer noch in den Rhein gepumpt 
wird" in der FAZ vom 22.12.1985 und ebenso "Der versalzene Rhein" in der FAZ vom 
24.5.1986. 
3) Vergleiche dazu Gladwin, Ugelow und Walter (1982) und Ewe (1986). 
4) Siehe dazu Kosobud und Daly (1984). Als Ursache wird auch hier, wie beim "Wald-
sterben", die umfangreiche Verbrennung fossiler Energieträger angesehen. 
5) In manchen Situationen scheint eine Lösung auch nicht im nationalen Interesse zu 
liegen, wie in dem Fall eines grenzüberschreitenden Flußsystems, wenn ein Land als 
Oberlieger vorwiegend Verursacher von Umweltschäden bei den Unterliegern ist, 
ohne selbst wesentlich geschädigt zu werden. 
6) Auf diesen Punkt weisen d'Arge (1974), (1976), Siebert (1978, lOOtT.) und van Zele 
(1978) hin. 
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In der Realität geschieht dies mittels bilateraler oder multilateraler 
zwischenstaatlicher Abkommen auf unterschiedliche institutionelle Wei-
se.71 Zum einen gibt es internationale Anstrengungen, die verschiedenen 
nationalen Rechtssysteme im Bereich des Privaten Haftungs- und 
Entschädigungsrechts sowie des Staatshaftungsrechts mittels äquivalen-
ter Rechtsregeln einander anzugleichen und deren Anwendungsbereich 
im Umweltbereich auf internationale Fälle auszudehnen.8' Zum zweiten 
werden Abkommen angestrebt, die den Ressourceneinsatz direkt 
beschränken. Ein dritter gangbarer Weg ist die Einrichtung paritätisch 
mit Landesvertretern besetzter ständiger Kommissionen, die für ein 
grenzüberschreitendes Umweltsystem überstaatliche Regulierungskom-
petenz besitzen, ohne den nationalen Umweltbehörden direkt verantwort-
lich zu sein.91 
Der meist langwierige Verlauf und die bisher sehr unergiebigen Ergeb-
nisse realer internationaler Umweltverhandlungen sowie die Vielzahl 
noch unbewältigter oder nur oberflächlich gelöster internationaler 
Umweltprobleme deuten auf eine Reihe zu überwindender Hürden hin, 
um eine problemgerechte Lösung unter den jeweils gegebenen ökolo-
gischen, ökonomischen und institutionellen Ausgangsbedingungen zu er-
reichen. Das zeigt sich in den bisher relativ erfolglosen internationalen 
Bemühungen, die Luftverschmutzung in Europa zu reduzieren, 10 • sowie 
7) Siehe dazu die Übersicht getroffener Abkommen zu grenzüberschreitenden Umwelt-
problemen in OECD (1981, 191tT.). 
8) Vergleiche dazu OECD (1977) und Rest (1978) oder die neuere Diskussion im 
Rahmen der EG-Kommission zur Vollendung des Binnenmarktes. 
9) Die International Joint Commission (IJC) zwischen den USA und Kanada hat ent-
scheidenden Einfluß auf die Regulierung der Wasserverschmutzung in den Großen 
Seen und einer Reihe grenzüberschreitender Flüsse. Siehe dazu Mingst ( 1982). In 
Europa besitzen die zahlreichen ständigen Kommissionen, zuständig für die Belange 
einzelner ökologischer Systeme und Regionen, meist nur eine reine Informations-
funktion ohne eigene Entscheidungs- bzw. Regulierungskompetenz. Siehe dazu die 
Übersicht in OECD (1981, 138tT.). 
10) Die 1979 unterzeichnete und 1983 in Kraft getretene ECE-Konvention, als einzig 
bedeutendes Abkommen zur europäischen Luftreinhaltung, enthält im wesentlichen 
nur Grundsatz- und Absichtserklärungen. Vergleiche dazu Prittwitz (1983a). 
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dem zeitintensiven Bestreben insbesondere der Bundesrepublik und der 
Niederlande, daß die Salzfracht des Rheins verringert wird. 111 
Solange auf internationaler Ebene keine wirksame Zusammenarbeit zu-
stande kommt, versucht einerseits jedes Land im nationalen Alleingang 
die inländischen Belastungen zu reduzieren. Die "Politik der hohen 
Schornsteine" mit dem Ziel, eine möglichst großflächige Verteilung schad-
stofToaltiger Rauchgase zu erreichen, war bis vor wenigen Jahren in der 
Bundesrepublik und ist noch heute in Frankreich, Großbritannien und 
den Ostblockländern dominierend. Andererseits sind aber auch Verhal-
tensweisen zu beobachten, die darauf abzielen, andere Staaten unter 
Druck zu setzen oder in einen politischen Zugzwang zu bringen. Die Aus-
dehnung nationaler Grenzen im Küstenbereich ("Nationalisierung") oder 
die derzeitige Vorreiterrolle der Bundesrepublik bei der Luftreinhaltung 
seien stellvertretend für solche Phänomene genannt. 
Differierende Interessen oder strategisches Verhalten der an Umweltver-
handlungen beteiligten Staaten, mangelnde "politische Dringlichkeit" 
einer gemeinsamen Lösung, mit der Zeit sich verändernde ökologische 
Umgebungsbedingungen, Informationsprobleme, ungenügende interna-
tionale Rechtssicherheit und auch die Organisation der Verhandlungen 
sind Einflußfaktoren, die möglicherweise eine Lösung von grenzüber-
schreitenden Umweltproblemen be- oder sogar verhindern können. Deren 
ökonomische Auswirkungen müssen im Zusammenhang zwischen den 
ökologischen und institutionellen Ausgangsbedingungen von Umwelt-
verhandlungen, dem eigentlichen Verhandlungsprozeß und den daraus 
resultierenden, einigungsfähigen institutionellen Regelungen analysiert 
11) Die Abkommen der "Internationalen Kommission zum Schutze des Rheins" sind ein 
gutes Beispiel dafür. Am 29. April 1963 gegründet, wurde am 3. Dezember 1976 als 
erstes das "Chemieabkommen" unterzeichnet, welches am l.Februar 1979 in Kraft 
trat. Ebenfalls am 3. Dezember 1976 wurde das "Chloridabkommen" unterzeichnet, 
gemäß dem die Einleitung von Salzen aus der Produktion des Elsässischen Kali-
Gruben in den Rhein durch den Aufbau einer Entsorgungstechnologie einschränkt 
werden soll. Dieses Abkommen trat erst am 5. Juli 1985 in Kraft, nachdem die Rati-
fizierung von der Französischen Regierung jahrelang verzögert worden war. In ca. 15 
Jahren werden diese Kali-Lagerstätten ausgebeutet sein und mithin eine Entsor-
gung überflüssig werden. Vergleiche dazu Arnold (1984) und Umwelt (7/1985, 37). 
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werden. Dieser in der Literaturdiskussion zum großen Teil vernach-
lässigte Aspekt steht im Mittelpunkt der vorliegenden Arbeit. 121 
1.1. Der Aufbau der Untersuchung 
Der folgende Abschnitt führt zunächst in diejenigen Ansätze der umwelt-
ökonomischen Literatur ein, an welche diese Arbeit anknüpft. Anschlies-
send werden im Kapitel 2 die Auswirkungen spezieller ökologischer, 
ökonomischer und institutioneller Randbedingungen von internationalen 
Umweltverhandlungen allgemein skizziert. Den Hauptteil der Arbeit 
bilden in den Kapiteln 3 bis 6 Modelluntersuchungen, in denen die 
allokations- und verteilungstheoretischen Implikationen von Verhand-
lungen unter alternativen Randbedingungen mittels kooperativer und 
nichtkooperativer spiel theoretischer Ansätze behandelt werden. 
Ausgangspunkt der Modelluntersuchungen ist eine in Kapitel 3 einge-
führte 2-Länder-Ökonomie mit einem gemeinsamen Umweltsystem. 
Darin müssen sich zwei soziale Planer mit Hilfe einer Kosten-Nutzen-
Analyse für eine aus der Sicht jedes Landes optimale Umweltnutzung 
entscheiden. Die Formulierung der Umweltbedingungen erlaubt, ein- und 
gegenseitige Formen grenzüberschreitender Schadstofftransporte sowie 
die Common-Pool-Problematik internationaler Umweltgüter zu betrach-
ten. Ebenso lassen sich durch unterschiedliche physische Ausgangs-
bedingungen und unterschiedliche Präferenzen der sozialen Planer 
unterschiedliche Randbedingungen des internationalen Umweltalloka-
tionsproblems simulieren. Dieses Modell wird zunächst benutzt, um daran 
in einem nichtkooperativen spieltheoretischen Modell die allokativen 
Folgen einer fehlenden internationalen Zusammenarbeit aufzuzeigen. 
12) Die Schwerpunkte in der Literatur zu grenzüberschreitenden Umweltproblemen 
liegen einerseits darin, an Wohlfahrts- und Gerechtigkeitskriterien orientierte allge-
meine Prinzipien zu formulieren, die als Basis einer internationale Zusammenarbeit 
dienen sollen. Andererseits wird die relative Vorteilhaftigkeit verschiedener organi-
satorischer Lösungen untersucht, d.h. unter welchen Bedingungen zum Beispiel 
ständige Kommissionen einer Fall-zu-Fall-Regelung vorzuziehen sind. Hier sind vor 
allem die Arbeiten im Rahmen dPr OECD-Diskussion zu grenzüberschreitenden 
Umweltproblemen zu nennen. Siehe dazu OECD (1974), (1976) und (1981). 
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Anschließend wird in den Kapiteln 4 bis 6 diskutiert, welche allokativen 
Verbesserungsmöglichkeiten durch eine zwischenstaatliche Kooperation 
erreichbar sind. Zur Beschreibung der Verhandlungssituation auf einem 
vollkommenen Verhandlungsmarkt ohne Transaktionskosten dient in 
Kapitel 4 das kooperative Nash-Verhandlungsmodell in einer verall-
gemeinerten Form. Ein Verhandlungsmarkt mit potentiellen Trans-
aktionskosten wird in den Kapiteln 5 und 6 mit Hilfe von dynamischen 
nichtkooperativen Verhandlungsmodellen dargestellt. 
Verhandeln wird in dem nichtkooperativen Modelltyp als ein sequen-
tieller und zeitintensiver Prozeß verstanden. Dieser impliziert für die 
Verhandlungsparteien ein strategisches, den Randbedingungen ange-
paßtes Verhalten. Die Interdependenzen zwischen den jeweiligen Rand-
bedingungen und dem Ablauf des Verhandlungsprozesses sind entschei-
dend für die individuellen Transaktionskosten einer Verhandlungspartei 
im Verlauf der Verhandlungen. Die Modellierung des Verhandlungspro-
blems als ein nichtkooperatives Spiel, in dessen Regeln der Ablauf der 
Verhandlungen und eine mögliche Einigung genau festgelegt sind, 
erlaubt die Anwendung des in der Spieltheorie stärker eingeschätzten 
nichtkooperativen Nash-Gleichgewichtskonzepts. Dieses läßt im Gegen-
satz zu dem kooperativen Gleichgewichtskonzept zu, ein individuell-
rationales Verhalten und dessen Auswirkungen auf die Allokations- und 
Verteilungseigenschaften von Verhandlungsergebnissen zu beschreiben. 
Die Verwendung zweier unterschiedlicher spieltheoretischer Konzepte 
dient dazu, unterschiedliche Formen individuellen Verhaltens darzu-
stellen. Dabei ergibt sich zugleich die Möglichkeit, einen Überblick über 
die heute wesentlichen Ansätze in der Theorie der Verhandlungsspiele zu 
geben und deren Anwendungsgrenzen bei speziellen Fragestellungen auf-
zuzeigen. 
Während in Kapitel 5 die Verhandlungssituation als ein Problem bei 
vollkommener Information und darüber hinaus allgemeiner Unsicherheit 
dargestellt wird, steht in Kapitel 6 eine Situation mit einseitiger asym-
metrischer Information im Mittelpunkt. Einer der sozialer Planer ist hier 
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nur unvollkommen über die Verhandlungsbedingungen des anderen infor-
miert. Unter Umständen entsteht bei dem besser informierten Planer der 
Anreiz, die eigenen Bedingungen in persönlich vorteilhafter Weise falsch 
darzustellen, während der schlechter informierte Planer in diesem Fall 
den Anreiz hat, die Wahrheit zu erfahren. Im Modell wird davon ausge-
gangen, daß die Gewinnung der zusätzlichen Information Zeit und weitere 
Ressourcen erfordert. Unter dieser Prämisse wird für beide Planer die 
Entscheidung zwischen einem anreizverträglichen, d.h. einem die wahren 
Bedingungen aufdeckenden Verhalten, und einem anreizunverträglichen 
Verhalten als ein endogenes Trade-off-Problem betrachtet. 
In Kapitel 7 werden die Ergebnisse abschließend bewertet und ein Aus-
blick auf weitere mögliche Anwendungsbereiche der vorliegenden Modell-
betrachtung gegeben. 
1.2. Zur umweltökonomischen Einordnung des Ansatzes 
Dieser Abschnitt zielt zunächst darauf ab, den Untersuchungsgegenstand 
abzugrenzen und die Problemstellung der vorliegenden Arbeit in die um-
weltökonomische Literaturdiskussion einzubetten. Dabei wird im Über-
blick aufgezeigt, an welchen Stellen der Diskussion die Arbeit anknüpft 
und welche Aspekte in der Untersuchung unberücksichtigt bleiben. 
Zur analytischen Beschreibung der internationalen Auswirkungen des 
nationalen Einsatzes von Umweltressourcen als öffentliches Konsumgut, 
als Aufnahmemedium für Schadstoffe, als Lieferant von Rohstoffen und 
als Standortfaktor131 ist eine regionalisierte Sichtweise des Umwelt-
allokationsproblems sinnvoll. Auf diese Weise wird berücksichtigt, daß 
ökologische und ökonomische bzw. politische Systeme eine räumliche 
Ausdehnung besitzen und dabei die Ausdehnung ökologischer Systeme 
nicht notwendigerweise gleich derjenigen von ökonomisch-politischen 
Systemen ist. 
13) Vergleiche zu den Funktionen der Umwelt Siebert (1978, 2), (1981, 29). 
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Im Modell werden dazu ökonomische Systeme bzw. Subsysteme in Regio-
nen aufgeteilt. Ökonomische Interdependenzen, die durch den Austausch 
von Gütern und Faktoren zwischen den Regionen bestehen, sowie solche 
ökologischer Art, werden darin mittels entsprechender funktionaler 
Beziehungen dargestellt. 141 In einem solchen Modell läßt sich jedes inter-
nationale Umweltproblem als Spezialfall eines regionalisierten Umwelt-
allokationsproblems auffassen, in dem die Grenzen ökonomischer Regio-
nen mit den nationalen Grenzen souveräner Staaten übereinstimmen. 
Die Unterscheidung von ökologischen und ökonomischen Interdependen-
zen zwischen ökonomischen Regionen spiegelt sich in der Diskussion der 
speziellen Aspekte internationaler Auswirkungen des Einsatzes von Um-
weltressourcen wider. In der Literatur werden zwei weitgehend vonein-
ander unabhängige Problemkreise abgegrenzt. Zum einen entstehen 
indirekte Auswirkungen, wenn nationale Umweltallokationsentscheidun-
gen im Zusammenspiel mit der Güter- und Faktorallokation den inter-
nationalen Handel beeinflussen. Zum zweiten ergeben sich direkte Aus-
wirkungen, wenn mehrere Länder ökologisch untereinander verbunden 
sind. Einen Überblick zu den damit verbundenen Fragen bekommt man 
bei Walter (1975), (1976), Baumol und Oates (1975) sowie Siebert (1978, 
99 ff.). 
Die theoretische Analyse der indirekten Auswirkungen verbindet Außen-
handelsfragen mit Umweltfragen. Im Mittelpunkt stehen dabei die 
Zusammenhänge, die in einer arbeitsteiligen Welt zwischen dem Bestand 
bzw. den Zugriffsmöglichkeiten eines Landes auf Umweltressourcen 
existieren, dem Ausmaß staatlicher Eingriffe in deren Nutzung und den 
komparativen Preisvorteilen im Außenhandel. 
Ist eine Ökonomie am Welthandel beteiligt, dann wirken sich die 
Handelsbeziehungen auf die Konsum- und Produktionsaktivitäten und 
14) In den Arbeiten von Forsund (1972), Tietenberg (1974) werden solche Zusammen-
hänge im Kontext einer regionalisierten nationalen Umweltpolitik mit Steuern be-
trachtet. Einen Überblick über die theoretischen und institutionellen Probleme 
bekommt man bei Siebert, Walter und Zimmermann (1980) sowie Siebert (1983a). 
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damit auf die Umweltnutzung aus und umgekehrt. Umweltreguliernde 
Eingriffe in einem Land lösen "pekuniäre externe Effekte" in anderen 
Ländern aus, die aber über den Gleichgewichtsprozeß auf den Welt-
märkten internalisiert werden. Somit ist ein internationaler Koordi-
nierungsbedarf aus allokationstheoretischer Sicht unbegründet. Die 
Bedeutung der indirekten Auswirkungen liegt einerseits in den damit 
verbundenen Folgen für die Außenhandelsposition eines Landes und 
andererseits in den Rückkopplungsmechanismen über das Preissystem, 
die in einer optimalen nationalen Umweltpolitik berücksichtigt werden 
müssen. Diese Zusammenhänge werden in den Untersuchungen von 
Pethig (1976), Siebert (1977), (1979), Asako (1979), Siebert, Eichberger et. 
al. (1980) und Gronych (1980) herausgearbeitet. 151 
Im Mittelpunkt der vorliegenden Arbeit stehen die aus allokations-
theoretischer Sicht gravierenderen direkten Auswirkungen, wenn auf-
grund von ökologischen Verbindungen zwischen Ländern, deren Konsu-
menten und Produzenten bestimmte Umweltressourcen mit Allmendegut-
Eigenschaften gemeinsam nutzen. 161 Solange dieses zwischenstaatlich 
unkoordiniert geschieht, besteht die Gefahr, daß der übermäßige Einsatz 
einer Umweltressource in einem Land ihre Verwendungsmöglichkeiten in 
anderen Ländern einschränkt. 
Konkurrierende Verwendungen einer Umweltressource durch Konsumen-
ten und Produzenten implizieren technologische externe Effekte17 >, die in 
15) Zu den indirekten Auswirkungen zählen auch die der Umweltpolitik auf die Stand-
ortwahl emissionsintensiver Unternehmen. Man betrachtet dabei nicht die Mobilität 
von Gütern, Faktoren und Schadstoffen, sondern die aewegungen schadensinten-
siver Aktivitäten zwischen Regionen bzw. Ländern. Vergleiche beispielsweise Evans 
(1978) sowie Kneese und Williams (1980). 
16) Die gleichen Probleme treten auch bei dem für die Informationsübertragung genutz-
ten elektromagnetischen Wellenspektrum auf. Vergleiche zu externen Effekten 
durch Interferenzen und ihre Internalisierung, indem regionale Verfügungsrechte 
zugewiesen werden, Coase (1959) und insbesondere Minasian (1975). 
17) Technologische externe Effekte sind im Entscheidungskalkül einer Wirtschafts-
einheit unberücksichtigte und nicht über Preismechanismen ausgeglichene Wirkun-
gen seiner Aktivitäten auf die anderer Wirtschaftseinheiten, die zu einer Differenz 
zwischen privaten und sozialen Kosten der Aktivität führen. Siehe dazu Heller und 
Starrett (1976). 
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unserem speziellen, mehrere Länder tangierenden Fall eine internatio-
nale Dimension besitzen. Um diese vollständig internalisieren zu können, 
ist - wie schon zu Beginn aufgezeigt wurde - eine internationale Zusam-
menarbeit notwendig. Ansonsten bleiben die grenzüberschreitenden 
Effekte ungelöst bzw. werden möglicherweise durch nationale Regulie-
rungseingriffe ("Politik der hohen Schornsteine") noch vergrößert. 
In den Arbeiten von Markusen (1975a), (1975b), Tulkens (1979), Braden 
und Bromley (1981) sowie Arnold (1984) wird zur Beschreibung solcher 
Phänomene ein internationales öffentliches Gut unterstellt. 181 Anhand 
von statischen 2-Länder-Modellen weisen die Autoren nach, daß ein 
unkoordiniertes Verhalten nationaler Entscheidungsträger unter einer 
Cournot-Nash-Reaktionshypothese zu einer suboptimalen Allokation des 
internationalen Umweltguts führt, die aber durch eine Kooperation 
zwischen den Ländern verbessert werden kann. Markusen (1975a) zeigt 
zudem die weiteren Verbesserungen auf, die mit Hilfe von Transferzah-
lungen zwischen den Ländern realisiert werden können. 
Soll die Kooperation wirksam zu einer Internalisierung der grenzüber-
schreitenden externen Effekte beitragen, müssen sich die autorisierten 
Behörden der betreffenden Staaten -in irgendeiner institutionellen 
Form- verpflichten, die inländische Nutzung der jeweiligen Umweltres-
source zu beschränken. Das damit verbundene Verhandlungsproblem 
zwischen den betreffenden Staaten wird in den o.g. Arbeiten noch nicht 
explizit berücksichtigt. Erst Munro (1979), in einem dynamischen 
Fischerei-Modell, und Pethig (1982), in einem statischen Modell für einen 
Fall gegenseitiger Umweltverschmutzung, untersuchen diese Proble-
matik mit Hilfe des kooperativen N ash-Verhandlungsmodells. 
Aus einem stärker institutionellen Blickwinkel wird das Kooperations-
problem zur Internalisierung von externen Effekten im Rahmen der 
Theorie der Verfügungsrechte (Property-Rights-Lehre) betrachtet. Diese 
18) Vergleiche dazu auch Olson und Zeckhauser (1966), (1970), Breton (1970), Pauly 
(1970), Connolly (1972), Sandler (1975), Kiesling (1976) sowie Sandler und Culyer 
(1982a), (1982b). 
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wurde entscheidend durch die Arbeiten von Coase (1960), Buchanan und 
Stubblebine (1962) sowie Demsetz (1964) geprägt. 191 Ihre prinzipielle Aus-
sage ist, daß bei genügenden marktlichen Anreizen klar definierte Verfü-
gungsrechte an einer Ressource, unabhängig von der Verteilung dieser 
Rechte in der Ausgangslage, hinreichend für eine effiziente Internali-
sierung externer Effekte aufVerhandlungsmärkten sind. 
Diese Aussage, allgemein bekannt als "Coase-Theorem", hat eine in der 
Literatur kontrovers geführte Diskussion ausgelöst. Der Grund dafür 
liegt in den von Coase (1960) explizit und teils nur implizit unterstellten 
restriktiven Ausgangsannahmen. Entscheidend für das Ergebnis sind 
nach Hoffman und Spitzer (1982): Vollkommene Information, ein Ver-
handlungsmarkt ohne Transaktionskosten und ein vom gemeinsamen 
Interesse geleitetes Verhalten der Verhandlungsparteien.201 Coase geht 
nach Arrow (1979) und Samuelson (1985) danach implizit von einem Ver-
handlungsmodell aus, welches weitgehend die Merkmale eines traditio-
nellen kooperativen Spiels besitzt. Diesem Spieltyp liegt die Verhaltens-
annahme zugrunde, daß sich die Verhandlungsparteien niemals auf 
Ergebnisse einigen, die eine allseitige Verbesserung ermöglichen, d.h. die 
Verhandlungsergebnisse sind in jedem Fall paretooptimal. 
Damit klammert Coase alle Einflußgrößen aus, die Ursachen von 
Transaktionskosten sind und die be- oder sogar verhindern, daß ent-
sprechende Verfügungsrechte an einer Ressource effizient getauscht bzw. 
zugewiesen werden können. Die Auswirkungen eines eigennützigen, 
strategischen Verhaltens der Verhandlungsparteien und jegliche Unvoll-
kommenheiten des Verhandlungsmarktes bleiben unberücksichtigt. Exi-
stieren beispielsweise mehrere effiziente Ergebnisse, ist es bei einem 
eigennützigen Verhalten fraglich, ob sofort eine Einigung über eines von 
19) Einen zusammenfassenden Überblick über diesen Problemkreis geben Furobotn und 
Pejovich (1972); neuere Arbeiten zu Umweltproblemen sind im dem von Wegehenkel 
( 1981) herausgegebenen Konferenzband zu finden. 
20) Hoffman und Spitzer (1982) geben neben dem systematischen Überblick über die 
expliziten und impliziten Voraussetzungen des Coase-Theorems zugleich eine Über-
sicht zu der Literatur, die Auswirkungen auf das Coase-Ergebnis untersucht, wenn 
einzelne Annahmen erweitert werden. 
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ihnen erzielt wird oder ein zeit- und ressourcenverschwendendes Handeln 
darüber beginnt. Damit stellt sich die Frage, inwieweit der eigentliche 
Verhandlungsprozeß und die weiteren, Transaktionskosten verursachen-
den Randbedingungen entscheidend für die Dauer und das mögliche 
Ergebnis von Verhandlungen sind. 
Geht man davon aus, daß eine bestimmte ausgehandelte Lösung für jede 
Verhandlungspartei unter den gegebenen Randbedingungen mit einem 
bestimmten Maß an Transaktionskosten verbunden ist, dann besteht das 
Problem, bei welcher Fonn und welchem Umfang von Transaktionskosten 
noch ein effizientes Verhandlungsergebnis erreicht wird, eine Einigung 
auf eine ineffiziente Allokation bewirkt wird oder sogar keine Einigung 
zustande kommt. Ein zentraler Gedanke der "Neuen institutionellen 
Ökonomie''211 ist, daß bei einem eigennützigen Verhalten sich nur solche 
Institutionen bzw. institutionelle Regelungen durchsetzen können, die bei 
einer gegebenen Konstellation von Randbedingungen mit minimalen 
Transaktionskosten erreichbar sind.22 ' 
Die vorliegende Arbeit verbindet nun allokationstheoretische Ansätze aus 
der regionalisierten Umweltökonomie mit denjenigen aus der Institutio-
nenökonomie; die neuere Theorie der Verhandlungsspiele ist dabei Mittel 
zum Zweck. In diesem Rahmen spielt der Transaktionskostenbegriff unter 
wohlfahrtstheoretischen Gesichtspunkten eine zentrale Rolle, die es zu 
erklären gilt. Die modelltheoretische Untersuchung in den Kapiteln 3 bis 
6 beschränkt sich auf den 2-Länder-Fall mit einem gemeinsamen Umwelt-
system, ein in der Außenhandeltheorie und der Umweltökonomie übliches 
Vorgehen. Ebenso bleiben dynamische ökologische Vorgänge, die in der 
Umweltökonomie von zentraler Bedeutung sind, bis auf einfach zu 
handhabende Randfälle außerhalb der Betrachtung. Hierzu sei auf die 
Arbeiten von Vogt(1981), Siebert (1985) und Gebauer (1985) verwiesen. 
21) Vergleiche zu diesem Zweig der Ökonomie die beiden Konferenzbände der Zeitschrift 
für die Gesamte Staatswissenschaft Band 140 März 1984 und Band 141 März 1985. 
22) Siehe dazu Barzel (1985), der die Transaktionskostenfrage im Zusammenhang mit 
Tauschvorgängen auf Produktmärkten analysiert. 
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2. Grundlegende Aspekte einer internationalen Zusam-
menarbeit zur koordinierten Nutzung gemeinsamer 
Umweltressourcen 
Von grenzüberschreitenden Umweltproblemen betroffene Staaten sind 
nur dann interessiert, in diesem Bereich international zu kooperieren, 
wenn sie dadurch für ihr Land einen politischen oder wirtschaftlichen 
Vorteil erzielen können. Das ist in den vergangenen Jahren im Zusam-
menhang mit den internationalen Bemühungen deutlich geworden, die 
großräumigen Luftverschmutzungen in Europa und Nordamerika einzu-
dämmen. Es waren vor allem die Länder mit einer "passiven" Emissions-
bilanz wie Kanada, Norwegen und Schweden, von denen entsprechende 
Initiativen für eine internationale Emissionskontrolle ausgingen. Dage-
gen haben sich die Länder mit einer "aktiven" Emissionsbilanz wie 
Großbritannien, Frankreich und die USA weitgehend desinteressiert 
verhalten und verbindliche, umweltwirksame Regelungen verhindert. 1' 
Die Ursachen eines solchen eigennützigen Verhaltens sind im Souveräni-
tätsprinzip und in der internationalen Rechtssituation begründet. 2 ' 
Danach stellt sich die Suche nach Lösungen für grenzüberschreitende 
Umweltexternalitäten als ein Verhandlungsproblem auf einem Markt 
dar, auf dem keinerlei übergeordnete Kontroll- und Regulierungsinstanz 
existiert.3' Eine gemeinsame Regelung kann immer nur im allseitigen und 
freiwilligen Einverständnis der beteiligten Staaten erreicht werden. 
Lösungen, die ökonomisch effizient und zugleich gerecht sind, aber den-
noch Wohlfahrtsverluste für ein Land implizieren, können somit nicht 
gegen dessen Widerstand durchgesetzt werden. 
1) Siehe Prittwitz (1984, l 56ff) 
2) Ein solches Entscheidungsverhalten ergiht sich nach d'Arge (19741 daraus. daß das 
Souveränitätsprinzip einen Staat dazu verpflichtet, einmal erreichte ökonomische 
und politische Positionen des Landes nicht zu schwächen. Ein solches "RationaEtäts-
postulat" erfüllt damit das Kriterium eines individuell-rationalen Verhaltens im 
Sinne der klassischen Entscheidungstheorie. 
3) Die Lösung nationaler Cmweltprobleme über Verhandlungsmärkte, beispielsweise 
mit Hilfe von fungiblen Verschmutzungsrechten (Zertifikatslösung), schließt immer 
eine Regulierung der Märkte durch den Staat ein, zumindest um den Gesamtumfang 
der handelbaren Rechte zu beschränken. Vergleiche dazu Bonus ( 19811. 
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In diesem Zusammenhang ist es die Aufgabe des Kapitels, wichtige 
ökologische, ökonomische und institutionelle Randbedingungen des 
zwischenstaatlichen Verhandlungsproblems im Überblick darzustellen. 
Daneben wird untersucht, inwieweit bei diesen Bedingungen unter Wohl-
fahrtsgesichtspunkten effiziente und zugleich gerechte Verhandlungs-
lösungen erreicht werden können. 
Im Abschnitt 2.1. wird dazu beschrieben, wie sich die spezifischen 
Eigenschaften ökologischer Systeme, die grenzüberschreitende Umwelt-
probleme verursachen, auf solche Regelungen auswirken. Die Aufgabe des 
Abschnitts 2.2. ist entsprechend, ökonomische und institutionelle Einfluß-
größen zu erklären. Dabei gilt es, den wohlfahrtsökonomisch bedeutsamen 
TransaktionkostenbegrifT zu erläutern und für die nachfolgende Modell-
analyse zu präzisieren. Das ist notwendig, um aus theoretischer Sicht ein 
Verständnis für die Existenz, aber auch die Internalisierungsmöglich-
keiten von externen Effekten auf Verhandlungsmärkten zu erhalten. 
2.1. Die ökologischen Einflußgrößen einer internationalen 
Zusammenarbeit 
Die natürliche geographische Ausdehnung und Lage eines ökologischen 
· Systems, sein Potential an nutzungsfähigen Umweltressourcen sowie 
seine Regenerations- und Verteilungskräfte sind wichtige ökologische 
Einflußfaktoren des zwischenstaatlichen Verhandlungsproblems. Diese 
Größen sind entscheidend für die Interessenlagen zwischen den betref-
fenden Staaten. Sie beeinflussen das Ausmaß und die Form möglicher 
grenzüberschreitender Umweltexternalitäten und schränken damit die 
Möglichkeiten ein, auf einer zwischenstaatlichen Ebene zu einer gemein-
samen Regelung des Umweltressourceneinsatzes zu gelangen. 
Je größer die Anzahl der Staaten ist, die durch die Ausdehnung und Lage 
eines ökologischen Systems eine Umweltressource gemeinsam nutzen, 
desto vielfältiger und komplexer ist das Netz der grenzüberschreitenden 
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externen Effekte. Umso inhomogener sind folglich die Einzelinteressen 
dieser Staaten. Damit wachsen die Schwierigkeiten, eine institutionelle 
Regelungen zu finden, die einerseits allokative Verbesserungen bewirkt 
und andererseits genügend ökonomische Anreize für jeden Staat enthält, 
so daß sie allseitige Zustimmung findet. Je geringer das Potential eines 
ökologischen Systems an nutzungsfähigen Umweltressourcen und je 
geringer dessen Regenerationskräfte sind, umso dringlicher ist es meist, 
die bestehenden Schwierigkeiten rasch zu überwinden. 
Betrachtet man zwei durch ein oder mehrere ökologische Systeme 
untereinander verbundene Länder, dann sind grenzüberschreitende 
externe Effekte prinzipiell in zwei verschiedenen Formen möglich. In der 
Form einseitiger externer Effekte schränkt der Einsatz der Umwelt-
ressource in einem Land ihre Nutzungsmöglichkeiten in einem anderen 
Land ein, aber nicht umgekehrt. Dagegen beeinflussen sich bei der Form 
gegenseitiger externer Effekte mehrere Länder wechselseitig. 
Einseitige externe Effekte treten typischerweise bei ökologischen Syste-
men auf, die relativ hohe, vorwiegend in eine Richtung weisende innere 
Bewegungskräfte besitzen. Probleme ergeben sich meist dann, wenn 
Umweltressourcen in solchen Systemen als Schadstoffaufnahmemedium 
verwendet werden und es auf diese Weise zu einer einseitigen Verteilung 
von Umweltbelastungen kommt. Erstreckt sich das System in diesen 
sogenannten Oberlieger-Unterlieger-Situationen über nationale Grenzen 
hinaus, dann spricht man von transnationalen (grenzüberschreitenden) 
Umweltgütern. Das wohl bekannteste Beispiel für Umweltsysteme dieser 
Art sind Flußsysteme wie der Rhein mit seinen Nebenflüssen. Ebenso gilt 
das Umweltgut »Luft« als transnational, wenn in einem geographischen 
Raum eine weitgehend stabile Windrichtung vorherrscht. 
Gegenseitige externe Effekte entstehen bei ökologischen Systemen, die 
keine einseitigen oder nur relativ geringe systematische innere Bewe-
gungskräfte aufweisen. Systeme dieser Art sind meist besser durch die 
Vorstellung eines Common-Pools zu beschreiben, auf den mehrere 
Benutzer zugreifen und sich dabei gegenseitig beeinträchtigen. Ist ein 
solches ökologisches System grenzüberschreitend oder liegt außerhalb 
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nationaler Grenzen, dann bezeichnet man die jeweiligen Ressourcen als 
internationale, bzw. wenn es sich über die ganze Erde ausdehnt, als 
globale Umweltgüter. Die Erdatmosphäre, die Ozeane und ihre Rand-
meere wie die Ostsee, aber auch Binnenseen, an die mehrere Länder 
angrenzen wie der Bodensee, sind typische Beispiele dafür. 41 
Eine strikt gegensätzliche Interessenlage entsteht bei einseitigen exter-
nen Effekten, wenn beispielsweise die Oberliegerstaaten eines Flusses 
Unterliegerstaaten durch eingeleitete Schadstoffe belasten. Der Ober-
lieger ist als Verursacher hierbei in einer "ökologischen Monopolposition". 
Er externalisiert Produktions- bzw. Entsorgungskosten zu Lasten der 
Unterlieger. Solange ihm keine eigenen Wohlfahrtsverluste entstehen, 
beispielsweise durch erhöhte Schäden, hat der Oherlieger ein Interesse, 
den gegenwärtigen Zustand zu erhalten oder sogar auszudehnen, während 
dem Unterlieger daran gelegen ist, daß die Belastungen verringert 
werden. 
Die Interessengegensätze verstärken sich, wenn eine in Verhandlungen 
vorgeschlagene Regelung darauf abzielt, die Belastungen zu reduzieren, 
aber die Oberliegerstaaten die Kosten verstärkter Entsorgungsmaß-
nahmen, nach dem von der OECD vorgeschlagenen Verursacherprinzip 
alleine tragen sollen.5' Im Falle des vollständigen "Exports" der Umwelt--
belastungen entstehen dem Oberlieger nur zusätzliche Kosten; der Unter-
lieger ist alleine Nutznießer. Insofern widerspricht das Verursacher-
prinzip in dieser Situation dem Eigeninteresse des Oberliegers. Beteiligen 
4) Dazu lassen sich ebenso "Luftbecken" zählen, d.h. räumlich begrenzte Gebiete mit 
geringen horizontalen Luftbewegungen in den unteren Schichten. Damit werden 
definitorische Abgrenzungsprobleme zwischen inter- und transnationalen Umwelt• 
gütern sichtbar. Vergleiche dazu Siebert (1978, l 02). 
5) In der Literatur werden im wesentlichen drei verschiedene allgemeine Prinzipien 
diskutiert: Das Verursacherprinzip geht davon aus, daß bei einer Regelung der Ver-
ursacher die Entsorgungskosten alleine trägt, der Geschädigte dagegen die rest-
lichen Schäden. Bei dem Geschädigtenprinzip muß der Geschädigte die verursachten 
Schäden und, wenn diese reduziert werden sollen, auch die entsprechenden Ent-
sorgungskosten übernehmen. Die dazu gegensätzliche Alternative ist das Voll-
kostenprinzip, das auch als Zivilhaftungsprinzip bekannt ist. Hier muß der Verur-
sacher Schäden wie auch mögliche Entsorgungskosten tragen. Vergleiche dazu bei-
spielsweise Smets (1974) sowie Kneese und d'Arge (1984). 
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sich die Unterliegerstaaten an den zusätzlichen Entsorgungskosten oder 
übernehmen diese gemäß dem Geschädigtenprinzip sogar vollständig, 
werden Interessengegensätze verringert bzw. abgebaut. Die Anreize ver-
größern sich, daß einer solchen Lösung allseitig zugestimmt wird. 
Läßt man sich im Gegensatz dazu von Gerechtigkeitsvorstellungen leiten, 
dann ist eine vom Verursacherprinzip getragene Lösung einer auf dem 
Geschädigtenprinzip aufbauenden Lösung sicherlich vorzuziehen. Im Fall 
von einseitigen grenzüberschreitenden externen Effekten kollidieren 
diese Vorstellungen aber mit ökonomischen Anreizüberlegungen, auf 
einem internationalen Verhandlungsmarkt eine Einigung zu erzielen. In 
dieser Situation wird besonders deutlich, daß eine solche Lösung nicht nur 
ein Allokationsproblem, sondern daneben ein ebenso bedeutendes Vertei-
lungsproblem beinhaltet. 
In dem Fall eines ökologischen Systems, durch das gegenseitige externe 
Effekte ausgelöst werden, in der Common-Pool-Situation oder nach 
Prittwitz (1983a) ebenso in den Fällen von in verschiedenen Richtungen 
wirkenden einseitigen externen Effekten in unterschiedlichen ökologi-
schen Systemen, sind die Interessengegensätze weniger stark ausgeprägt. 
Im Gegensatz zum Oberlieger bei einseitigen grenzüberschreitenden 
externen Effekten, kann keiner der Beteiligten eine "ökologische Mono-
polposition" aufbauen. Das Inland kann jeweils auf Aktionen des Aus-
lands, die den ausländischen Ressourceneinsatz verändern, in gewissem 
Maß reagieren. 
Durch diese gegenseitige Abhängigkeit sind die Eigeninteressen eher mit 
einem gemeinsamen Interesse gleichzusetzen. Neben dem Geschädigten-
prinzip ist nach dem Grundsatz der Reziprozität das Verursacherprinzip 
mit den Eigeninteressen der Beteiligten vereinbar und hat entsprechende 
Chancen, in Verhandlungen akzeptiert zu werden. 
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2.2. Die institutionellen und ökonomischen Einflußgrößen einer 
internationalen Zusammenarbeit 
In der Realität arbeiten verschiedene Institutionen auf verschiedenen 
Ebenen international zusammen, um Allokationsprobleme bei inter- oder 
transnationalen Umweltressourcen zu lösen. Das geschieht im wesent-
lichen auf der Ebene von Nachbarschaftsbeziehungen und auf der direk-
ten zwischenstaatlichen Ebene. Auf der Nachbarschaftsebene zwischen 
Grenzregionen kooperieren regionale und lokale Behörden. Eine Zusam-
menarbeit findet hier fallweise und im Umweltbereich ebenso in stän-
digen Kommissionen statt, die für die speziellen Belange einzelner 
grenzüberschreitender ökologischer Systeme bzw. Regionen eingerichtet 
wurden. 
Entscheidender für Lösungen bei bedeutenden grenzüberschreitenden 
Umweltproblemen wie beispielsweise die angestrebte gemeinsame euro-
päische Luftreinhaltepolitik oder die Festlegung internationaler Sicher-
heitsnormen für Kernkraftwerke bzw. Haftungregelungen bei möglichen 
Störfällen ist die Ebene der zwischenstaatlichen Beziehungen zwischen 
nationalen Regierungsstellen bzw. nationalen Umweltbehörden. 
Die Gründe dafür sind: Erstens fällt ein großer Teil der grenzüber-
greifenden Umweltfragen von vornherein in den Kompetenzbereich der 
nationalen Behörden. Zumindest benötigen die regional oder lokal in 
Kommissionen getroffenen Vereinbarungen meist die Zustimmung der 
übergeordneten Behörden bzw. nationalen Parlamente.61 Zum zweiten 
bestehen für die nationalen Behörden natürliche zwischenstaatliche 
Kontakte durch die Zugehörigkeit von Staaten zu internationalen 
Organisationen und Einrichtungen wie beispielsweise zur Europäischen 
Gemeinschaft (EG) oder zur Internationalen Atomenergie-Organisation 
(IAE0).71 
6) Vergleiche dazu Prittwitz (1983a), der internationale Umweltpolitik als einen Teil 
der Außenpolitik eines Landes ansieht. 
7) Storsberg und Ercman (1980) skizzieren die Probleme, die durch fehlende Kompe-
tenzen der regionalen Kommissionen entstehen. 
19 
Rechtsgrundlage einer internationalen Zusammenarbeit bei grenzüber-
schreitenden externen Effekten sind die Regeln des Völkerrechts und des 
Internationalen Privaten und Öffentlichen Rechts. Diese sind im Hinblick 
auf eine internationale Kooperation in Umweltfragen allerdings sehr 
eingeschränkt. In der bisher praktizierten Zusammenarbeit fehlt - bis auf 
wenige Ausnahmen- der für eine wirksame internationale Umwelt-
politik notwendige, rechtlich verbindliche Charakter.81 
Im grenzüberschreitenden Rechtsverkehr existiert insbesondere kein ein-
deutiges Haftungsrecht, wodurch im Umweltbereich auf zwischenstaat-
licher Ebene faktisch eine laissez-faire-Situation besteht. Demgemäß ist 
im Inland der einzelne Betroffene wie auch der Staat vor Wohlfahrts-
verlusten, die durch eine Übernutzung von Umweltressourcen im Aus-
land entstehen und durch das grenzüberschreitende Umweltsystem 
"importiert" werden, weitgehend nicht geschützt.9 ' 
Dieser rechtlichen Ausgangssituation zufolge, müssen die betreffenden 
Behörden im Rahmen ihrer Zusammenarbeit zunächst Nutzungs- und 
Verfügungsrechte an den jeweiligen Umweltressourcen schaffen und kön-
nen erst dann die Verteilung dieser Rechte untereinander aushandeln. 
Ökonomische Anreize, sich auf zwischenstaatlicher Ebene auf privatrecht-
licher Basis verbindlich gegenseitig solche Rechte zuzuweisen, entstehen 
und wachsen in den Ländern mit der Größe der damit potentiell erzielba-
ren Wohlfahrtsgewinne. Deren theoretische Bestimmungsgrößen stehen 
im Mittelpunkt der beiden folgenden Unterabschnitte. 
8) Vergleiche dazu Rest (1978) und Mayer-Tasch (1985). Das Prinzip 21 in der Schluß-
resolution der 1972 von den Vereinten Nationen veranstalteten Umweltkonferenz 
verpflichtet wohl die Staaten zu wechselseitiger Rücksichtnahme bei der Umwelt-
nutzung. Der im Prinzip 22 der gleichen Resolution geforderten Weiterentwicklung 
des Internationalen Rechts in bezug auf Haftung und Entschädigung bei Umwelt--
belastungen, sind die Staaten bislang kaum gefolgt. Die in diesem Zusammenhang 
von der OECD formulierten Grundsätze über die Inländer-Ausländer-Gleichbehand-
lung bei Haftungsansprüchen vor inländischen Gerichten sind von deren Mitgliedern 
wohl akzeptiert, aber weitgehend noch nicht in die praktische Politik umgesetzt 
worden. Siehe dazu OECD (1977, 131T.). Eine Ausnahme ist nach Rest (1978) die 1974 
von den skandinavischen Ländern geschlossene "Nordic Environmental Protection 
Con vention". 
9) Dies hat der Reaktorunfall im sowjetischen Kernkraftwerk Tschernobyl wieder 
einmal sehr deutlich bestätigt. 
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2.2.1. Bestimmungsgrößen von Wohlfahrtsgewinnen 
Gehen wir von dem in der Realität weitgehend beobachteten eigen-
nützigen Verhalten aus, läßt sich der bisher unkoordinierte, übermäßige 
Einsatz einer inter- oder transnationalen Umweltressource nur dann 
erfolgreich auf dem Weg über Verhandlungen gemeinsam regulieren, 
wenn alle an der Ressourcennutzung beteiligten Staaten daraus politische 
oder wirtschaftliche Vorteile ziehen können. 101 Unter Kosten-Nutzen-
Gesichtspunkten betrachtet, setzt somit die Lösung von grenzüber-
schreitenden Umweltproblemen positive Wohlfahrtsgewinne für jedes 
Land voraus. 
Die Quelle der Wohlfahrtsgewinne sind Effizienzzuwächse, die sich bei der 
Internalisierung der externen Effekte durch die Beschränkung des 
Umweltressourceneinsatzes auf ein paretosuperiores Maß erzielen lassen. 
Das Potential an Effizienzgewinnen hängt vor allem von den jeweiligen 
Konsum- und Produktionsbedingungen innerhalb des Einzugsbereichs 
eines ökologischen Systems ab. Das schließt die entsprechenden Entsor-
gungsmöglichkeiten und die Ausgangsbedingungen in Form der bisher 
geltenden nationalen umweltpolitischen Regulierungsmechanismen und 
-standards ein, wenn die Umweltressourcen des grenzüberschreitenden 
Systems als Schadstoffaufnahmemedium genutzt werden. 
Bei der wohlfahrtsökonomischen Bewertung von Verhandlungslösungen 
sind aber ebenso die zur Realisierung der Effizienzgewinne notwendigen 
Aufwendungen von Zeit und anderen Ressourcen zu berücksichtigen. Ein 
solcher Ansatz unterstellt realistischerweise, daß Verhandlungsmärkte 
und gleichsam die administrativen Prozesse, mi~ denen die vereinbarten 
Regelungen durchgesetzt werden, unvollkommen sind und ''Transaktions-
kosten" verursachen. 
10) Kneese und d'Arge ( 19841 haben an einigen Beispielen aufgezeigt, daß die möglichen 
Interessen von Staaten bei der Lösung von grenzüberschreitenden Umweltproblemen 
sehr unterschiedlicher '.liatur sein können, so daß der Begriff des politischen und 
wirtschaftlichen Vorteils sehr weit gefaßt werden muß. Dadurch erhält das hierin 
verborgene Bewertungs- und Meßproblem eine zusätzliche Dimension. 
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Die wesentlichen Ursachen von Unvollkommenheiten liegen in Frik-
tionen und Informationsproblemen, denen Umweltbehörden bei der Orga-
nisation der Verhandlungen, in deren Verlauf sowie im Anschluß an den 
Verhandlungsprozeß bei der Durchsetzung von Regelungen ausgesetzt 
sind. Möglicherweise verursachen Behörden solche Friktionen auch 
selbst, um dadurch für sich strategische Vorteile zu gewinnen. Infolge-
dessen entstehen Transaktionskosten auf den Verhandlungsmärkten, 
wenn Informationen zu beschaffen sind und - wie in unserem Fall -
alternative Regelungen spezifiziert, ausgehandelt und administrativ 
durchgesetzt werden müssen. 111 
Bei dieser Form der Bewertung sind die Wohlfahrtsgewinne gleich der 
Differenz zwischen den bei einer Regelung des Ressourceneinsatzes 
erreichbaren Effizienzgewinnen und den zu ihrer Realisierung notwen-
digen Aufwendungen von Zeit und anderen Ressourcen. In diesem 
Zusammenhang haben Buchanan und Stubblebine ( 1962) den Begriff der 
"Pareto-Relevanz" geprägt. Demnach erscheinen Verhandlungen zur 
Internalisierung von externen Effekten nur dann wohlfahrtsökonomisch 
sinnvoll, wenn die Summe der für alle Staaten jeweils erreichbaren 
Effizienzgewinne größer als die Summe der individuellen Transaktions-
kosten ist. 
2.2.2. Zur wohlfahrtsökonomischen Bedeutung von 
Transaktionskosten 
Unterstellt man den Staaten, die an einem international koordinierten 
Einsatz inter- oder transnationaler Umweltressourcen interessiert sind, 
ein rationales Verhalten, dann können Unvollkommenheiten auf den 
jeweiligen Verhandlungsmärkten und der administrativen Prozesse eine 
mögliche Regulierung unvorteilhaft erscheinen lassen. In der wohlfahrts-
ökonomischen Diskussion grenzüberschreitender Umweltprobleme fällt 
somit dem Transaktionskostenbegriff ein zentrale Bedeutung zu. 
11) Siehe dazu beispielsweise Windisch (1981), Bössmann (1982) oder North (1984). 
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So inhaltlich allgemein wie der Transaktionskostenbegriff bisher abge-
grenzt wurde, erlaubt er keinerlei Aussagen darüber, welche Allokations-
und Verteilungswirkungen Transaktionskosten auf Verhandlungsmärk-
ten nach sich ziehen. Es bleibt bei einem solchen "Sammelbegriff" unklar, 
ob Transaktionskosten per se effiziente Verhandlungsergebnisse verhin-
dern, unbeeinflußt lassen oder möglicherweise sogar begünstigen. Auch 
der damit im Zusammenhang geprägte Begriff der Pareto-Relevanz trägt 
nicht zu einer genaueren Klärung bei. 12l 
Die Schwierigkeiten, die Transaktionskosten in einer wohlfahrtsökono-
mischen Analyse verursachen, resultieren zu einem großen Teil aus der 
inhaltlichen Komplexität dieses Kostenbegriffs. In unserem Fall läßt sich 
ein internationale gemeinsame Regulierung unter den jeweiligen Aus-
gangsbedingungen sicherlich mit Hilfe verschiedener Institutionen und 
Mechanismen marktlich und administrativ realisieren. Damit dürften 
auch Transaktionskosten unterschiedlicher Art und Höhe verbunden sein. 
Zum einen hängen diese in ihrer Art und Höhe davon ab, aufweiche Weise 
der marktliche und der administrative Koordinationsprozeß organisiert 
wird. Zum anderen bedingen die Ursachen dieser Kosten selbst eine 
adäquate Organisation solcher Prozesse. 
Danach bieten sich unter entsprechenden ceteris paribus Bedingungen zur 
Untersuchung grenzüberschreitender Umweltprobleme zwei verschiedene 
Vorgehensweisen an. 13 ' 
Im einen Fall können wir unter den gegebenen ökologischen Ausgangs-
bedingungen im Sinn einer Strukturanalyse untersuchen, welche institu-
tionellen Organisations- und Verfahrensformen zur Lösung bestimmter 
grenzüberschreitender Umweltprobleme vorteilhaft sind. Dazu hat 
12) Ein großer Teil dieser Probleme resultiert daraus, daß die Institutionenökonomie, 
beispielsweise bei der Erklärung, unter welchen Bedingungen ökonomische Aktivi-
täten über Märkte oder im Rahmen von Unternehmungen organisiert werden 
(Alchian und Demsetz (1972)), den Transaktionskostenbegriff uneinheitlich und 
durch mehr oder weniger umfassende Inhalte abgegrenzt hat. 
13) Vergleiche dazu auch Bössmann (1982). 
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Demsetz (1969) den "comparative institution approach" vorgeschlagen. 
Dabei werden alternative Organisations- sowie Verfahrensformen der 
Zusammenarbeit und ebenso alternative institutionelle Regelungen im 
Hinblick auf gewisse Normen untereinander verglichen und gemäß den 
dabei entstehenden Abweichungen in eine Rangfolge gebracht. 14 ' 
Im anderen Fall -den wir weiter verfolgen- nimmt man die möglichen 
ökologischen, ökonomischen und institutionellen Ausgangsbedingungen 
und damit die marktlichen und administrativen Organisations- und 
Verfahrensformen als gegeben an. In einer Gleichgewichtsanalyse wird 
dann untersucht, wie sich die mit diesen Bedingungen verbundenen 
Transaktionskosten auf die Ergebnisse der Koordinationsprozesse aus-
wirken. 
Die Institutionenökonomie hat das aber bisher nur in unzureichendem 
Maß getan. Die bisherige Praxis, Transaktionskosten einfach als fixe 
Kosten zu betrachten oder als variable Kosten in Abhängigkeit von der 
möglichen institutionellen Regelung, erscheint als nicht problemgerech-
tes Vorgehen. 
Bei einem reinen Fixkostenansatz würde man von der Überlegung aus-
gehen, daß der Koordinationsprozeß an sich kostenlos ist, aber die Organi-
sation des Prozesses, die Beschaffung von Information oder auch die 
Durchsetzung einer vereinbarten Lösung den Einsatz einer bestimmten 
Menge an Ressourcen erfordert. 15> 
Transaktionskosten in diesem Sinne sind unabhängig vom Ablauf des 
Koordinationsprozesses und ebenso unabhängig von den daraus mögli-
cherweise resultierenden Regelungen. Damit ist es schwierig einen 
14) Hartje (1984) hat mit dieser Methode untersucht, inwieweit die Internationale See-
rechtskonferenz der Vereinten Nationen als Gremium geeignet ist, um Zugangsbe-
schränkungen zur Meeresnutzung zu vergeben. Ähnlich geht Scott (1976), (1980) bei 
seinen Untersuchungen über grenzüberschreitende Umweltverschmutzungen vor. 
15) Informationsbeschaffungskosten haben nach Arrow (1969) typischerweise Fixkosten-
charakter. Diese Einschätzung ist aber u.E nicht in jedem Fall gegeben. 
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Unterschied zu "normalen" Fixkosten zu erkennen. Bei einer partial-
analytischen Betrachtungsweise entstehen dadurch keinerlei Auswirkun-
gen auf die Marginalbedingungen. Es stellt sich nur die Frage, ob diese 
Kosten größer oder kleiner als die möglichen Effizienzgewinne sind, d.h. 
ob paretoirrelevante oder paretorelevante Externalitäten bestehen. 
Beispielsweise dürften demnach in einer Ökonomie mit uneingeschränk-
ten und reibungslosen Tauschmöglichkeiten für die nutzenmaximieren-
den Konsumenten und Produzenten nur paretoirrelevante Externalitäten 
zu beobachten sein. 161 
Ähnliche Interpretationsprobleme entstehen, wenn wir von Transaktions-
kosten als variablen Kosten ausgehen, die unabhängig vom Koordina-
tionsprozeß nur von dem möglichen Ergebnis abhängen. Gemäß diesem 
Konzept entstehen bei einem Gütertausch Ressourcenverluste propor-
tional zur Menge des getauschten Gutes. 
Diese Form hat in der Geldtheorie zur Erklärung von Geld als Tausch-
mittel eine zentrale Bedeutung erlangt. Es wurde gezeigt, daß in einer 
Ökonomie mit mehreren Gutern im Gleichgewicht ausschließlich das Gut 
mit den niedrigsten Transaktionskosten als Tauschmittel verwandt 
wird. 171 Dahlmann (1979) vergleicht diese Art daher mit gewöhnlichen 
Transportkosten, die aus dem Tauschvorgang aber nicht aus dem voraus-
gehenden Verhandlungsprozeß an sich resultieren. Insofern erscheint 
dieses Konzept im Kontext von Internalisierungsverhandlungen nicht 
sinnvoll. 
Den Weg in die richtige Richtung hat Coase (1960) gewiesen, indem er 
sich in seiner Abgrenzung des Transaktionskostenbegriffs an den ver-
schiedenen Phasen eines Verhandlungs- und Tauschprozesses orientiert 
hat: 
16) In einem allgemeinen Gleichgewicht können Probleme nur durch die von Fixkosten 
ausgelösten Nichtkonvexitäten entstehen Vergleiche dazu Heller (1972). 
17) Siehe dazu beispielsweise Hahn (1973), Kurz (1974) und Niehans (1975). Trans-
aktionskosten eines solchen Typs werden auch von Blair und Kaserman (1983,13ff.) 
als Erklärungssgrößen für die vertikale Integration von Firmen verwendet. 
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"ln order to carry out a market transaction it is necessary to discover who it is 
that one wishes to deal with, to inform people that one wishes to deal and on what 
terms, to conduct negotiations leading up to a bargain, to draw up the contract, 
to untertake the inspection needed to make sure that the terms of the contract are 
being observed, and so on. • 
Danach entstehen Such- und Informationskosten, weil zum einen die 
potentiellen Verhandlungsparteien zueinander finden und die Verhand-
lungen organisieren müssen. Zum zweiten müssen sie sich gegenseitig 
über die jeweiligen physischen Ausgangsbedingungen und Präferenzen 
und damit gleichzeitig über mögliche einigungsfähige Lösungen infor-
mieren. Beispielsweise ist eines der wesentlichen Probleme bei Umwelt-
problemen ausreichende und verläßliche Information über ökologische 
Zusammenhänge und die entsprechenden Konsum- und Produktions-
bedingungen. 
Wir wissen heute noch relativ wenig über die genauen Abläufe in öko-
logischen Systemen. Für die Bestimmung optimaler Grenzwerte bei grenz-
überschreitenden Umweltverschmutzungen ist es aber erforderlich, mög-
lichst präzise Daten über die Emissions- und Immissionswirkungen, d.h. 
die Regenerations- und Verteilungskräfte in diesen Systemen, zu erhal-
ten.18' Die Prozesse der Informationsgewinnung sind naturgemäß sehr 
kosten- und zeitintensiv. Entsprechendes gilt für die jeweiligen Konsum-
und Produktionsbedingungen in den Einzugsbereichen der Systeme. 
Im Verlauf der eigentlichen Verhandlungsphase entstehen den Ländern 
direkte Verhandlungs- und Entscheidungskosten, wenn die Behörden sich 
bei einer der verschiedenen möglichen Lösungen erst nach einem 
wiederum zeit- und ressourcenintensiven Aushandeln einigt. Zeitverluste 
und infolgedessen unrealisierte Effizienzgewinne verursachen aber auch 
die für internationale Konferenzen typischen, relativ großen Zeitabstände 
zwischen den einzelnen Konferenzrunden. Gleiches gilt für Zeitverluste, 
18) Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (L'NEP) hat hierzu beispielsweise 
entscheidendes geleistet. Im Rahmen dieses Programms sind europaweit vorhandene 
Me·ßstellen für Luftverschmutzungen weiter ausgebaut und zusätzliche neue Stellen 
eingerichtet worden, so daß heute ein flächendeckendes Meßraster für Luftver-
schmutzungen zur Verfügung steht. 
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die aus der Ratifizierung der auf Kommissionsebene ausgehandelten 
Vereinbarungen durch nationale Behörden bzw. Parlamente resultieren. 
Desweiteren verursachen administrative Prozesse Kosten, wenn die 
vereinbarte Regelung national erstmals durchgesetzt bzw. die bisherigen 
nationalen Regulierungsmechanismen und -standards an die neuen 
Erfordernisse angepaßt werden müssen. Zudem sind möglicherweise 
kostenintensive Kontrollmaßnahmen notwendig, um zu überprüfen, ob 
die vereinbarten Regelungen im Inland wie im Ausland eingehalten 
werden. 
Der Vorteil einer solchen Abgrenzung des Transaktionskostenbegriffs ist, 
daß er sich an den Gegebenheiten des Koordinationsprozesses orientiert. 
Das wären im unserem Fall im wesentlichen die ökologischen, ökonomi-
schen, organisatorischen und institutionell-rechtlichen Randbedingun-
gen, die Präferenzen der beteiligten Staaten, ihr Verhalten unter den 
gegebenen Informationsbedingungen und die angestrebten institutio-
nellen Regelungen. Der Nach teil besteht darin, daß sich Transaktions-
kosten dieser Art formal nicht einfach durch eine "Transaktionskosten-
funktion" beschreiben lassen. Sie werden weitgehend implizit durch den 
tatsächlich ablaufenden marktlichen Koordinationsprozeß und den darauf 
folgenden Prozeß der administrativen Durchsetzung bestimmt. 
In der nachfolgenden spieltheoretischen Modellanalyse wird gezielt der 
Koordination_sprozeß zwischen den von grenzüberschreitenden Umwelt-
problemen betroffenen Staaten herausgegriffen. Daran soll erklärt 
werden, welche Wechselwirkungen zwischen den ökologischen, ökono-
mischen und institutionellen Randbedingungen dieses Prozesses, den 
dabei entstehenden Transaktionskosten und den Ergebnissen bestehen. 
Die wohlfahrtökonomischen Implikationen, d.h. wie sich potentielle 
Transaktionskosten auf die Effizienz- und Verteilungseigenschaften einer 
Koordination auswirken, stehen im Mittelpunkt der Analyse. 
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3. Unkoordinierte Umweltnutzung in einer 2-Länder-
Ökonomie 
In diesem Kapitel wird ein einfaches, partialanalytisches statisches 
Modell einer 2-Länder-Ökonomie entwickelt, in der zwei souveräne Län-
der jeweils Anteile an einer Umweltressource besitzen und diese gemein-
sam nutzen. Die Ressource hat die Eigenschaften eines Allmendeguts, so 
daß die Gefahr einer Übernutzung besteht, wenn nicht die sozialen Planer 
jedes Landes ihren Einsatz auf ein wohlfahrtsoptimales Maß regulieren. 
Im Rahmen des Modells dient uns dafür als Anwendungsbeispiel die Um-
weltqualität in einem gemeinsamen Umweltsystem der beiden Länder. 
Diese Ausgangssituation schließt ein internationales laissez-faire-Verhal-
ten ein, wonach keinerlei völker- oder haftungsrechtliche Einschränkun-
gen für den Einsatz der Umweltressource bestehen. Die Wahl optimaler 
staatlicher Eingriffe wird dadurch komplex, daß beide Länder jeweils nur 
auf nationaler Ebene die Ressourcennutzung regulieren können. Das Sou-
veränitätsrecht läßt grenzüberschreitende Regulierungseingriffe nicht zu, 
so daß ein Land das andere nicht von der Nutzung ausschließen kann. 
Zur Darstellung der grenzüberschreitenden Allokations- und Verteilungs-
probleme betrachten wir jedes Land bis auf die gemeinsame Umwelt-
ressource als eine geschlossene Volkswirtschaft, in der private Konsum-
güter produziert und konsumiert werden. In Teilbereichen der Konsum-
güterproduktion fallen Schadstoffe als Kuppelprodukte an, deren unent-
sorgte Teile in Umweltsysteme am jeweiligen Produktionsstandort ein-
geleitet werden. Eines der Umweltsysteme in der Ökonomie ist in der 
Hinsicht grenzüberschreitend, daß Teilgebiete beider Länder zu seinem 
Einzugsbereich gehören. Somit können Emissionen in mehr odelr minder 
großem Anteil in das andere Land "exportiert" werden. 
Dazu werden zunächst die beiden Länderökonomien durch die Umge-
bungsbedingungen in den inländischen Teilbereichen des gemlHnsamen 
Umweltsystems und die Präferenzen der sozialen Planer sp4fzifiziert. 
Sodann wird gezeigt, daß die einseitige und zwischen den Läridern un-
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koordinierte Regulierung zu einer ineffizienten Allokation der Umwelt-
ressource führt. Die Regulierungspolitik eines Landes bleibt bis auf 
Randfälle immer unvollständig, weil aufgrund der spezifischen Hoheits-
rechte und Interessen nur die inländischen Einflußgrößen der inlän-
dischen Emissionen in das politische Kalkül des sozialen Planers ein-
gehen. Zudem können auch nur die inländischen emittierenden Finnen 
reguliert werden. Die ausländischen Emissionsauswirkungen oder die aus 
der Sicht des Inlands unregulierbare Nutzung des inländischen Teils des 
Umweltsystems durch die Ausländer bleiben als externe Effekte bestehen. 
Die Grundstruktur dieses Modells dient in den weiteren Kapiteln dazu, 
die allokativen Verbesserungen aufzuzeigen, die sich bei einer Koor-
dination der Regulierungspolitiken zwischen den beiden Ländern erzielen 
lassen. Dabei werden insbesondere die Auswirkungen alternativer 
Rahmenbedingungen auf das Ergebnis einer international koordinierten 
Regulierung untersucht. 
3.1. Das Modell einer 2-Länder-Ökonomie mit gemeinsamem 
Umweltsystem 
Zur Modellierung der Länderökonomien gehen wir von einem für unsere 
Zwecke verfeinerten Kosten-Nutzen-Konzept aus. Modelle dieser Art 
werden standardmäßig in der Literatur benutzt, um Umweltprobleme 
darzustellen. So verwenden beispielsweise Muraro (1974) und Smets 
(1974) einen solchen Ansatz, um Oberlieger-Unterlieger-Situationen im 
Rahmen der OECD-Diskussion über Probleme bei grenzüberschreitenden 
Umweltprozessen zu beschreiben. Mit einem ähnlichen Ansatz unter-
suchen Roberts und Spence (1976), Kwerel (1977), Dasgupta, Hammond 
und Maskin (1980) sowie Repullo (1982) effiziente umweltregulierende 
Maßnahmen bei unvollkommener und asymmetrischer Information. 
Der soziale Planer verfolgt in allen diesen Modellen das Ziel, durch seine 
umweltregulierenden Eingriffe in der Form von Emissionsstandards, 
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Vergabe von· Lizenzen oder durch eine entsprechende Steuerlösung eine 
Umweltallokation zu erreichen, die optimal im Sinne einer Kosten-
Nutzen-Analyse ist:11 Die optimalen Emissionsbeschränkungen minimie-
ren die Summe der aggregierten Umweltkosten, die sich aus der Summe 
der privaten Entsorgungskosten für schadstoffhaltige Kuppelprodukte 
und der Summe der bei einer Regulierung vermiedenen Schäden zusam-
mensetzt. 
Diese partialanalytische Betrachtungsweise hat den Vorteil, daß Inter-
dependenzen zwischen Umwelt- und Konsumgüterallokation, sowie daran 
anknüpfende Verteilungsfragen zunächst als Sekundärprobleme außer 
acht gelassen werden. Somit lassen sich Umweltallokationsprobleme 
separat für jedes Umweltsystem analysieren. Auf diese Art reduziert sich 
die Modelluntersuchung auf die Allokation im gemeinsamen Umwelt-
system, ohne daß die anderen Umweltsysteme der beiden Länder noch 
näher in die Betracht gezogen werden müssen.2 ' 
3.1.J. Das gemeinsame Umweltsystem 
In den Einzugsbereichen des gemeinsamen Umweltsystems in den Län-
dern 1 und 2, im folgenden jeweils kurz als Umweltregion 1 bzw. 2 be-
zeichnet, existieren Firmen, bei deren Konsumgüterproduktion schad-
stoffhaltige Kuppelprodukte anfallen. Ein Teil dieser Kuppelprodukte 
wird mit adäquaten Entsorgungstechnologien beseitigt, ohne die Umwelt 
weiter zu belasten. Der nichtentsorgte Teil wird dagegen in das grenz-
überschreitende Umweltsystem emittiert. 
l) Vergleiche zur Anwendung des Kosten-Nutzen-Konzepts zur Lösung von Umwelt-
problemen auch Mishan (1971, ll9ff), Dasgupta und Pearce (1972), Siebert (1978, 
681T.), Freeman III ( 1979) sowie die breite Darstellung bei Halvorsen und Ruby (1981) 
und die Diskussion von Pearce 11976), 11977), Elliott und Yarrow (1977) und Smith 
(1977). 
2) Im Hinblick auf das uns speziell interessierende grenzüberschreitende t:mweltallo-
kationsproblem und seine Lösung durch eine internationale Kooperation, erscheint 
diese Vorgehensweise "praxisnäher" als eine Beschreibung des Problems in einem 
allgemeinen Gleichgewichtsmodell. 
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Die Verteilungskräfte des Umweltsystems sorgen dafür, daß sich die an 
den verschiedenen Produktionsstandorten eingeleiteten Schadstoffe im 
System verteilen, abbauen oder auch an bestimmten anderen Orten an-
reichern. Diese Diffusions-, Advektions- und Assimilationsprozesse laufen 
in der Realität über Raum, Zeit und die verschiedenen Schadstoffe sehr 
komplex ab.31 Darüber hinaus sind in unserem Fall, durch die Aufspal-
tung des Umweltsystems in zwei Umweltregionen, noch zusätzliche Ver-
teileffekte zwischen den Regionen zu beschreiben. Die Ansätze in der 
Umwelttheorie können diese Zusammenhänge in dieser Komplexität 
natürlich nicht abbilden und vereinfachen sie daher sehr. 
Die für uns relevanten Regionenmodelle bauen weitgehend auf dem physi-
kalischen Prinzip der Energie- und Masseerhaltung in einem geschlosse-
nen System auf und stellen die Verteilungs- und Umwandlungsprozesse 
als ein dynamisches Problem von Immissionszunahmen durch Emissions-
erhöhungen und Immissionsabnahmen durch Assimilation dar.41 
Wir vereinfachen diese Beschreibung für unsere Zwecke noch stärker und 
gehen von einem direkten Zusammenhang zwischen aggregiertem Emis-
sionsniveau in jeder Umweltregion und den dadurch in beiden Umwelt-
regionen ausgelösten Immissionen aus. Damit unterstellen wir implizit, 
daß sich das Umweltsystem in einem stationären Gleichgewichtszustand 
befindet. Dieser ist dadurch gekennzeichnet, daß die assimilations-
bedingte Immissionsabnahme gleich der emissionsbedingten Immissions-
zunahme ist. Nach kurzzeitigen Emissionserhöhungen bzw. -senkungen 
geht das System wieder unendlich schnell in seinen alten Gleichgewichts-
3) Unter Diffusion versteht man die Tend~nz einer ursprünglich in einem Raumpunkt 
konzentrierten Anzahl von Partikeln, sich auf einer immer größeren Fläche rund um 
den Ursprungspunkt auszubreiten. Mit Advektion bezeichnet man dagegen die 
gezielte Verteilung der Partikel im Raum durch die zwangsweise Bewegung des 
Fließmediums in denen sie enthalten bzw. aufgelöst sind. Vergleiche dazu Okubo 
(1980, 8) und Gebauer (1985). Der Begriff der Assimilation beschreibt die l:mwand-
lung systemfremder in systemnatürliche Stoffe. 
4) Vergleiche dazu Basta und Bower (Hrsg.) (1982) mit einem Überblick über die 
Modelle und Methoden, die diesen Ansatz verwenden und dort insbesondere Basta 
und Moreau (1982, 23-120) sowie Muschett (1982, 389-546). 
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zustand zurück.51 Bei einer dauerhafter Änderung nimmt es sofort das 
neue Gleichgewichtsniveau an. 
Zur Darstellung der Zusammenhänge zwischen den aggregierten Emis-
sionsniveaus und den dadurch ausgelösten Immissionen in den beiden 
Umweltregionen unterstellen wir folgende Annahmen: 
Erstens, die Immissionsbelastungen in den beiden Umweltregionen 1 und 
2 mögen an jedem Ort, über die Zeit und die verschiedenen relevanten 
Schadstoffe meßbar und einheitlich bewertbar sein. Damit können beiden 
Umweltregionen vergleichbare, eindimensionale Belastungsindizes s 1 
bzw. s2 (s1,, s2 E R+) als Maß für das Immissionsniveau zugordnet werden. 
Die gleichen Bedingungen sollen für die über die einzelnen Firmen einer 
Region aggregierten Emissionsniveaus gelten. Auch diese seien somit in 
entsprechend genormten eindimensionalen Indizes e1 und e2 (e„ e2 E R) 
erfaßbar.61 
Zweitens mögen sich die Diffusions-, Advektions- und Umwandlungs-
zusammenhänge zwischen aggregierten Emissionen e1 und e2' sowie den 
dadurch in den Umweltregionen 1 und 2 ausgelösten Immissionen s1 und 
s2, durch Umweltzustandsfunktionen S1 und S2 (S1, S2: R 2 + -+R+) abbilden 
lassen.7' Vereinfachend gelte weiter, daß die Funktionen S1 und S2 linear 
und zeitunabhängig sind, sowie feste Koeffizienten besitzen, die die Eigen-
schaften des Umweltsystems approximativ beschreiben. 
5) Vergleiche dazu Elliott und Yarrow (1977), Umweltgutachten (1978, 22),Vogt (1981, 
14), der dieses als ökologischen Gleichgewichtszustand bezeichnet, und auch Gebauer 
(1985, 44). 
6) Die in diesem und den nachfolgenden Kapiteln dargestellten Probleme lassen sich 
auch mit mehrdimensionalen Emissions- und Immissionsindizes erörtern. Den dazu 
notwendigen formalen Mehraufwand wollen wir aber vermeiden. 
7) In dieser Arbeit werden Parameter, Variable sowie Funktionswerte mit kleinen 
lateinischen oder griechischen Buchstaben bezeichnet, Funktionen dagegen mit 
großen Buchstaben. Indizes werden an Parametern, Variablen und Funktionswerten 
als Subskript, an Funktionen als Superskript geschrieben. Das Subskript an Funk-
tionen ist für die Kennzeichnung einer partiellen Ableitung nach dem entsprechen-
den Argument der Funktion vorbehalten. Ein Superskript an kleinen Buchstaben 
dient dagegen der Bezeichnung von Optimal werten. 
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Unter diesen Annahmen definieren wir Umweltzustandsfunktionen S 1 
und S2 mit folgenden Eigenschaften: 
(3.1) S' (e,, e, l: = 0 1 ((1-13,l e, + ß,e2 ], 
S2 (e,, e,): = 0 2 ( ß, e, + (l-ß2) e, ). 
Darin beschreibt der Koeffizient ß;, ß; E [0,1], den prozentualen Anteil an 
Emissionen der Umweltregion i (i = 1, 2) der in die andere Region 
"exportiert" wird. Der Koeffizient ß; wird daher im folgenden als ''Vertei-
lungskoeffizient" bezeichnet. Der Koeffizient a;, a;20, ist ein Maß für den 
Anteil an den in einer Umweltregion verbleibenden und den von der 
ausländischen Region "importierten" Schadstoffen, die in einer Umwelt-
region als Immissionen wirksam werden. Ein ai' für das gilt 0sa;<l, 
deutet auf einen Abbau der Schadstoffe hin, ein a; 2 l dagegen auf eine 
verminderte Assimilationskapazität und damit eine Anreicherung von 
Schadstoffen.81 Wir bezeichnen diesen Koeffizienten daher im folgenden 
als "Assimilationskoeffizienten". Es sei angemerkt, daß mit steigenden 
Assimilationskräften einer Umweltregion i der Koeffizient a; sinken muß. 
Assimilations- und Verteilungskoeffizienten stellen im Modell exogene 
Einflußgrößen dar, mit denen spezifische Eigenschaften eines Umwelt-
systems simuliert werden können. Durch entsprechende Wahl der 
Verteilungskoeffizienten läßt sich zum einen eine Situation mit wech-
selseitigen Diffussionsvorgängen und zum anderen eine Oberlieger-
U nterlieger-Situation darstellen. Eine Oberlieger-U nterlieger-Si tuation 
mit Umweltregion 1 als Oberlieger wäre durch die Wahl eines kleinen ß2 
in Relation zu ß1 darstellbar. Das Common-Pool-Problem bei inter-
nationalen Umweltgütern könnte annähernd durch die Parameter-
konstellation ß1 = ß2 = 0,5 und a 1 = a 2 beschrieben werden. 
8) Realitätsnäher wäre eine Beschreibung dieser Koeffizienten durch Funktionen, die 
von der Zeit, dem Emissionsniveau sowie möglicherweise weiteren exogenen Größen 
abhängen. Die Konstanz dieser Koeffizienten dient der Vereinfachung. Wir sind uns 
aber gerade im Hinblick auf den Assimilationskoeffizienten mit den damit verbun-
denen Problemen bewußt. Eine Anreicherung von Schadstoffen über die Zeit kann 
durch das "starre Gleichgewicht" nur sehr unvollkommen beschrieben werden, d.h. 
nur durch eine komparativ-statische Veränderung. 
33 
3.1.2. Die Kosten-Nutzen-Bewertung des Einsatzes von 
Umweltgütern 
In jedem Land i gebe es einen sozialen Planer, den wir im folgenden als 
Regierung i bezeichnen. Dessen umweltregulierende Aufgabe besteht da-
rin, in den einzelnen Umweltsystemen des Landes bestimmte, unter Wohl-
fahrtsaspekten optimale Umweltqualitäten als Zielgrößen anzugeben und 
mit Hilfe einer Standard-, Steuer- oder auch Lizenzlösung durchzusetzen. 
Bei der Regulierung des grenzüberschreitenden Umweltsystems ist jede 
Regierung aufgrund der Souveränität der beiden Länder auf die inlän-
dische Umweltregion beschränkt. Sie trifft dazu auch nur solche Ent-
scheidungen, die optimal im Sinne der inländischen Wohlfahrt sind. 
Eine Bewertung der verschiedenen möglichen Umweltqualitäten nimmt 
jede Regierung vor, indem sie die Kosten der Umweltpolitik mit dem dabei 
jeweils erreichbaren Nutzen vergleicht. Die Kosten der Umweltpolitik 
bestehen dabei in den Kosten einer Verminderung des Schadstoffaus-
stoßes, der Nutzen in den vermiedenen Schäden. Entsprechend dem vorge-
gebenen Verhaltensmuster orientiert sie sich, solange die beiden Regie-
rungen nicht miteinander kooperieren, bei ihren umweltpolitischen Ent-
scheidungen für das grenzüberschreitende Umweltsystem nur an den 
inländischen Kosten und Schäden. 
Eine erste Entscheidungsgrundlage der Regulierungspolitik in der Um-
weltregion i sind somit die vom zulässigen aggregierten Emissionsniveau 
e; abhängigen privaten aggregierten Entsorgungskosten c; aller in deren 
Bereich emittierenden Firmen.9> Diese sinken natürlicherweise mit stei-
gendem zulässigen Emissionsniveau ei. 
9) Wenn man davon ausgeht, daß Umweltregulierungsmaßnahmen effizient durch-
gesetzt werden können, dann ergibt sich für jede Emissionsnorm e die aggregierte 
Entsorgungkostenfunktion als Umhüllende aus der Summe der privaten indivi-
duellen Entsorgungskostenfunktionen. (Vergleiche dazu auch Kwerel (1977).) In 
diesem Fall würde sie für alle Firmenj durch die Lösung des Problems 
MinE C''(e) E e .. = e <e 0 (i=l,2) 
bestimmt, wobei e d~s Erriissionsniveau der Fi~rria j bei Regulierung, e die von der 
Regierung festgesitzte, aggregierte Emissionsnorm e,° das aggregiert~ Emissions-
niveau vor einer Regulierung und C·' die Entsorgungskostenfunktion der Firma j ist. 
Sind diese fallend und konvex, dann besitzt die l: mhüllende ebenfalls diese Eigen-
schaften. Vergleiche zu diesen t.:mhüllenden-Eigenschaften beispielsweise Dixit und 
Norman (1982, 305-6). 
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Um diesen Zusammenhang abzubilden, unterstellen wir streng monoton 
fallende, konvexe und differenzierbare Entsorgungskostenfunktionen Ci, 
(3.2) (i=l,2) 
mit der Eigenschaft Cie;<e;0)=0 für ein e;0 >0. Das aggregierte Emissions-
niveau e,0 ist hierbei das Niveau, welches sich in einem rein auf dem 
privatwirtschaftlichen Entscheidungskalkül der Firmen eines Landes auf-
bauenden Marktgleichgewicht ohne staatliche Regulierung einstellen 
wird, d.h. ein Niveau, bei dem die Entsorgungskostenfunktionen ein Mini-
mum annehmen. 
Die zweite umweltpolitische Entscheidungsgrundlage der Regierung i 
bilden die in der Umweltregion i bei entsprechender Regulierungspolitik 
vermiedenen Schäden. Wir gehen davon aus, daß Regierung i einem Index 
der Immissionsbelastung s; einen bewerteten sozialen Schaden d; zuord-
net, beispielsweise in Form von bewertbaren Produktionseinbußen, 
Vermögensschäden durch Beeinträchtigung des Konsums bereits herge-
stellter Güter oder Gesundheitskosten. io, Der Schaden steigt natürlicher-
weise mit zunehmender Immissionsbelastung. Auch diese Beziehung lasse 
sich durch monoton steigende, streng konvexe und differenzierbare 
Schadensfunktionen Di, 
(3.3) d, = D'(s,) (i= 1, 2) 
mit der Eigenschaft Di(~;) = 0 für ein ~i 20 darstellen. 
10) In der Literatur besteht Einmütigkeit darüber, daß eine direkte Feststellung eines 
bewerteten Schadens außer den beispielhaft genannten Formen unmöglich erscheint. 
Vergleiche dazu beispielsweise Siebert (1976, 39), (1978, 69). Wenn eine nutzenmA-
ßige Bewertung der Umweltqualität unmöglich erscheint, müssen die von Immis-
sionen ausgelösten potentielle Schäden "politisch geschätzt" werden. Im Hinblick auf 
eine internationale Kooperation setzt das wiederum voraus, daß für alle Beteiligten 
einsichtige und akzeptierte Regeln bestehen, wie solch eine Bewertung vorzunehmen 
ist. Die Auswirkungen von asymmetrischer Information, die gerade in solchen Fällen 
bedeutsam sind, werden in einem der nachfolgenden Kapitel untersucht. 
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Die Zielfunktionen der beiden Regierungen, die alle zur Bestimmung 
einer optimalen Umweltallokation im grenzüberschreitenden Umwelt-
system relevanten Größen enthalten, werden durch die Summe von aggre-
gierten Entsorgungskosten C1 bzw. C2 und Schäden D1 bzw. D2 gebildet. 
Die Summe von (3.2) und (3.3) sowie Einsetzen von (3.1) ergeben Umwelt-
kostenfunktionen K1 und K2, 
(3.4) K1 (e1 ,e2 ):= C1 (e1 ) + D1(a1[(1-ß,le1 + ß,e,)), 
K' ( e1 ,e2 l: = C' (e2 ) + D2(a2 [1!1 e1 + (1-ß,l e, )). 
Diese Kostenfunktionen weisen unter den vorgegebenen Eigenschaften 
der Entsorgungskosten- und Schadensfunktionen bei partieller Variation 
des inländischen Emissionsniveaus einen u-förmigen Verlauf auf und 
haben bei einer entsprechenden Variation des ausländischen Emissions-
niveaus einen konvex ansteigenden Verlauf. Mit Hilfe dieser Kosten-
funktionen wird im nächsten Abschnitt die Frage beantwortet, zu welcher 
Umweltallokation diese Ausgangsbedingungen führen, wenn die beiden 
Regierungen ihre jeweiligen Regulierungspolitiken international nicht 
koordinieren. 
3.2. Die nichtkooperative Nash-Lösung bei unkoordinierter 
Umweltnutzung 
Wir gehen in diesem Abschnitt zunächst davon aus, daß die beiden 
Regierungen unkoordiniert -und damit jede für sich- im Sinne ihrer 
Zielsetzungen optimale Umweltnutzungen für die jeweiligen inländischen 
Umweltregionen bestimmen. Diese werden sofort und auf effiziente Art 
und Weise durch eine adäquate Regulierungspolitik durchgesetzt. Unter 
diesen Prämissen bleiben damit zunächst nur noch die beiden Fragen of-
fen, welche Umweltallokation in einem möglichen Gleichgewicht erreicht 
wird und welche Effizienzeigenschaften dieses Gleichgewicht besitzt. 
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Bei der Lösung dieser beiden Fragen muß beachtet werden, daß sich die 
beiden Länder durch das gemeinsame Umweltsystem in einer zueinander 
wechselseitigen Abhängigkeit befinden. Eine Veränderung der zulässigen 
Emissionen im Inland beeinflußt neben der inländischen auch die 
Umweltkostensituation des Auslands. Diese Beziehung besteht bis auf 
Randfälle, die sich als Oberlieger-U nterlieger-Verhältnisse charakte-
risieren lassen, immer gegenseitig. Unter diesen "Konkurrenzbedingun-
gen" haben die Regulierungspolitiken der beiden Regierungen in den 
beiden Umweltregionen den Charakter eines nichtkooperativen 2-Per-
sonen-Nichtnullsummenspiels.111 
3.2.1. Das nichtkooperative Gleichgewicht 
Ausgebend von dem statischen Grundmodell, sind die in (3.4) definierten 
Umweltkostenfunktionen K1 und K2 die (negativen) Auszahlungsfunk-
tionen des Spiels. Eine Strategie einer Regierung ist eine von ihr 
festgesetzte aggregierte Emissionsbeschränkung. Sie muß sinnvollerweise 
in dem abgeschlossenen Intervall liegen, das von der kleinstmöglichen 
Emission e,=0 und der Emission ei=ei°, die die Firmen bei Nicht-
regulierung wählen würden, beschränkt wird. Die Strategiemenge Ei 
einer Regierung i (i = 1, 2) ist somit die Menge aller möglichen Emissions-
beschränkungen mit der Eigenschaft Ei = [0, ei0] c R+. 
In dieser Situation mit nichtkooperativer Interaktion der beiden Regie-
rungen unterstellen wir diesen ein individuell-rationales Verhalten, 
welches durch folgende vier Eigenschaften gekennzeichnet ist: 
1. Eine Regierung i trifft ihre Entscheidung über die aggregierte 
Emissionsbeschränkung e, ( e; E E iJ einzig und allein auf der Basis der in 
E 1, E2 , K 1 und K2 enthaltenen Information. 
11) Die Anwendung spieltheoretischer Konzepte bei der Lösung von Externalitäts-
problemen geht auf Davis und Whinston (1962) zurück. Vergleiche dazu auch Campa 
(1967) und Shibata (1971). 
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2. Bei der Wahl der eigenen Entscheidung geht eine Regierung davon aus, 
daß sich die andere Regierung genauso rational wie sie selb.~t verhält. 
3. Wenn eine bestimmte Entscheidung für eine Regierung rational ist, 
dann ist diese Entscheidung von der anderen Regierung korrekt vorher-
sehbar. 
4. Kann eine Regierung die Entscheidungen der ancieren vorhersehen, 
dann minimiert sie ihre Umweltkosten entsprechend zu den vorherge-
sehenen Entscheidungen der anderen Regierung. 
Johansen (1982) hat gezeigt, daß ein solches Verhalten ausschließlich 
kompatibel mit dem nichtkooperativen Nash-Gleichgewicht ist. In einem 
Gleichgewicht dieses Typs hat eine Regierung keinen Vorteil, wenn sie 
sich durch einseitige Wahl einer anderen als der Gleichgewichtsstrategie 
aus diesem herausbewegt. 121 Ein Strategiepaar (el' e2) ist demnach ein 
N ash-Gleichgewicht, wenn gilt 
(3 5) für alle e1 E E 1 , 
für alle e2 E E2. 
Das Paar (el' e2) beschreibt die aggregierten Emissionsbeschränkungen 
der beiden Regierungen in den Umweltregionen, die im Sinne der 
Verhaltensannahmen jeweils eine beste Reaktion einer Regierung auf das 
Verhalten der anderen darstellen. 
Nash (1951) und in einem allgemeineren Modell ebenso Debreu (1952) 
haben die Existenz eines Gleichgewichts für ein Spiel dieses Typs nach-
gewiesen. Es genügt somit, das Gleichgewicht in unserem Fall durch 
dessen notwendige Bedingungen näher zu beschreiben. 
12) Die Cournot-Nash-Reaktionshypothese ist daher eine sinnvolle Standardannahme in 
Modellen, die Probleme in Zusammenhang mit international öffentlichen Gütern 
behandeln. Vergleiche dazu Olson und Zeckhauser (1966), (1967), (1970), Williams 
(1966), Breton (1970), Pauly (1970), Conolly (1972), Sandler (1975), Kiesling (1976), 
Sandler und Culyer (1982a), (1982b) 
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Die Differenzierbarkeit der Umweltkostenfunktionen erlaubt es, das Paar 
(1\, e2) durch die notwendigen Bedingungen des Minimierungsproblems 
(3.6) Min . K'( e, , eh ) 
e;EE' 
zu bestimmen. Für sie gilt 
(3.7) K'0 , = C'e + D's a, 0 - ß,) = 0 
(i, h = 1, 2 , i :,e h) 
(i = 1, 2). 
Dadurch werden implizit Reaktionsfunktionen Ri(eh) bestimmt. Die Wohl-
definiertheit des Problems, Stetigkeit der Reaktionsfunktionen sowie die 
Kompaktheit und die Konvexität von E1 X E2, sichern, daß Ri• Rh: R+ -+R+ 
mindestens einen Fixpunkt besitzt. Dieser bestimmt (el' e2) als Gleich-
gewichtslösung des Problems in (3.6). Diese Bedingung sichert aber noch 
nicht die Eindeutigkeit des Gleichgewichts, die somit noch zusätzlich 
untersucht werden muß. 
Nach einem Satz von Friedman (1977, 165) ist ein solches Gleichgewicht 
eindeutig, wenn die Reaktionsfunktionen kontrahieren, d.h. wenn sich 
zeigen läßt, daß die Beziehung 
de. 
1 -2.1< 1 
deh 
(i, h = 1, 2, i:ie h). 
gilt. Dazu differenziert man die notwendigen Bedingungen in (3. 7) nach e1 
sowie e2 und erhält unter Berücksichtigung der unterstellten Krüm-
mungseigenschaften von Entsorgungskosten- und Schadensfunktion, 




(i, h = l, 2, iot h). 
Unter diesen Gegebenheiten kontrahieren die Reaktionsfunktionen, falls 
bzw. 
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(3.9) d +Dia2 (1-ß.){1-ß1-ß\ >0 ee ss1 1 2" (i=l, 2) 
gilt. Diese Bedingung muß formal nicht notwendigerweise immer erfüllt 
sein. Sie kann verletzt werden, wenn 1-ß1 -ß2 negativ wird. Inhaltlich 
betrachtet können wir aber davon ausgehen, daß die Verteilungskoef-
fizienten ß1 und ß2 nicht beide gleichzeitig einen hohen Wert annehmen, 
denn in diesem Fall wären beide Umweltregionen Oberlieger der jeweils 
anderen. Wir unterstellen daher im folgenden, daß die Bedingung (3.9) 
erfüllt und damit das Gleichgewicht eindeutig ist. 
Graphisch läßt sich dieses Gleichgewicht durch den Schnittpunkt der 
beiden Reaktionsfunktionen in einer (e1, e2)-Ebene illustrieren. Beein-
flussen sich die Emissionen beider Länder gegenseitig, d.h. 0 < a. < 1 und 
0 < ß, < 1 <i=l, 2), dann weisen die Reaktionsfunktionen beider Länder 
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gemäß (3.8) eine Steigung mit der Eigenschaft -oo < ilR; / ileh < 0 auf. 
Abbildung 3.1 zeigt diesen Fall. 
Die durch das Gleichgewicht verlaufenden Isokostenlinien k1 und k2' 
(3.10) kl:= Kl<•\.e2>. 
Ji.: = K'<el, e,>, 
haben bei gegenseitiger Umweltbeeinflussung die Eigenschaft, daß sie an 
dieser Stelle senkrecht aufeinander stehen. Dies ist eine Konsequenz des 
Minimierungsansatzes in (3.6), da im jeweiligen Kostenminimum die 
Isokostenlinien relativ zu der Größe, über die optimiert wurde, eine Stei-
gung von Null aufweisen. Zudem haben aufgrund der strengen Konvexität 
der Umweltkostenfunktionen die Isokostenlinien einen streng konkaven 
Verlauf. Isokostenlinien niedrigerer Umweltkostenniveaus liegen in Ab-
bildung 3.1. unterhalb von k, und links von k2' da mit sinkendem auslän-
dischen Emissionsniveau die inländischen Umweltkosten abnehmen. 
Somit existieren Paare (e 1, e2), die paretosuperior gegenüber dem Gleich-
gewichtspaar (e 1, e2) sind. In Abbildung 3.1 liegen diese paretosuperioren 
Emissionsbeschränkungen im Innern und auf dem Rand der dul'ch die 
Isokostenlinien k1 und k2 gebildeten schraffierten Linse. 
Die Ineffizienzeigenschaft dieses Gleichgewichts läßt sich analytisch 
dadurch zeigen, daß man die notwendigen Bedingungen in (3.7) mit den 
notwendigen Bedingungen für die Lösung des Pareto-Problems 
Min K l (et.' e2 ), 
e1• e2 
K2(et.' e2 ) s k2 
vergleicht. Die Lagrangefunktion L des Problems lautet 
L = -K'(e,_.e,l +Mk,-K2(e,_.e2 )l, 
wobei A eine nichtnegative Lagrangevariable ist. Die notwendigen Bedin-
gungen lauten: 
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L., = - D1, a,IJ,- .\[C' e + D', a2(1 - ß,>I = O. 
Aufgrund der Konkavität des Problems sind diese Bedingungen gleich-
zeitig hinreichend. Sie lassen sich umformen zu 
(3.11) 
(3.12) 2 2 1 1 -C-Da(l-ßl=-Daß e s2 2' A_s12' 
Die rechten Seiten der Gleichungen stellen den Schattenpreis der aus-
ländischen Umweltnutzung durch das Inland dar. Solange im Optimum 
die Nebenbedingung bindend ist und damit A>O, sind bei gegenseitiger 
Umweltbeeinflussung, d.h. strikt positiven Koeffizienten a1, a2' ß1und ß2' 
diese Schattenpreise strikt positiv. Aufgrund des u-förmigen Verlaufs der 
Umweltkostenfunktionen in Bezug auf das inländische Emissionsniveau 
und in Verbindung mit den notwendigen Bedingungen für das unkoordi-
nierte Gleichgewicht in (3. 7), existieren negative Grenzumweltkosten nur 
für e1 <e1 bzw. e2 <e2• Folglich müssen die paretooptimalen Emissions-
beschränkungen (et', e2') beide strikt kleiner als die Emissionsbeschrän-
kungen (el' e2) des Gleichgewichts bei unkoordinierter Umweltnutzung 
sein, d.h. 
(3.13) (e/, e,'l < li\, e,l. 
In Abbildung 3.1 liegen die geometrischen Orte der paretooptimalen 
Emissionsbeschränkungen als Tangentialpunkte von Isokostenlinien 
unterhalb der beiden Reaktionsfunktionen. 
Führen steigende Assimilationskräfte in einer Umweltregion oder ein-
seitige Verteilungskräfte dazu, daß mindestens einer der Koeffizienten al' 
a2, ß1 und ß2' den Wert Null annimmt, dann verbessern sich die Effizienz-
eigenschaften des unkoordinierten Gleichgewichts (e1, e2). In diesem Fall 
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stimmt mindestens eine der Bedingungen (3.11) und (3.12) mit der 
entsprechenden Bedingung für das unkoordinierte Gleichgewicht in (3.7) 
überein. Ein Pareto-Optimum muß demzufolge auf einer der Reaktions-
linien liegen. Die nachfolgende komparativ-statische Analyse dient ins-
besondere dazu, den Einfluß spezieller Eigenschaften des Umweltsystems 
auf die Gleichgewichtsallokation klarer herauszuarbeiten. 
3.2.2. Die Auswirkungen von Parameteränderungen auf das 
Gleichgewicht 
Es gibt eine Vielzahl exogener Einflußgrößen, die die Gleichgewichts-
allokation im Umweltsystem und damit die Höhe und Verteilung der 
Umweltkosten zwischen den beiden Ländern determinieren. Diese lassen 
sich zwei Teilbereichen zuordnen. Der erste Teilbereich betrifft die Ein-
flußgrößen der Produktions- und Konsumbedingungen in den beiden 
Umweltregionen. Den zweiten Teilbereich bilden die exogenen Größen, 
die die spezifischen Eigenheiten des grenzüberschreitenden Umwelt-
systems bestimmen. 
Der erste Teilbereich schließt somit alle Parameter ein, die die Höhe der 
Entsorgungskosten und der Schäden verändern. Dazu gehören beispiels-
weise Standortüberlegungen von emittierenden Firmen oder der Geschä-
digten.13l In diesem Zusammenhang sind die potentiellen Entsorgungs-
kosten umso geringer, je kleiner der Anteil emissionsintensiver Produk-
tion in einer Umweltregion ist. Ähnliches gilt für die durch Immissionen 
verursachten Schäden, die um so geringer sind, je kleiner die Gruppe der 
Konsumenten und Produzenten ist, die von den spezifischen Inimissions-
wirkungen in diesem Umweltsystem betroffen wird. Als zweites Beispiel 
13) Tiebout (1956) betrachtet solche Überlegungen als ein endogenes Problem, wonach 
Konsumenten ihre Umweltpräferenzen durch ihre Wohnortentscheidung (voting 
with one's feetJ offenbaren. Der Teil der Umweltliteratur, der sich mit regionalen 
Aspekten des Umweltproblems auseinandersetzt, hat das Tiebout-Theorem weit-
gehend abgelehnt, da es nur unter sehr restriktiven Annahmen gültig ist. Vergleiche 
dazu auch DudenhöfTer (1983). 
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läßt sich der entsorgungskosten- bzw. schadensenkende technische Fort-
schritt anführen, der Produktionstechniken hinsichtlich des Anteils der 
schadstofThaltigen Kuppelprodukte oder auch Entsorgungs- und Aufberei-
tungstechnologien verbessert. 
Den Einfluß exogener Größen, die die Entsorgungskostenfunktionen Ci 
und Schadensfunktionen Di verändern, wollen wir kurz skizzieren und 
dabei von einer Situation mit gegenseitiger Umweltbeeinflussung aus-
gehen. In diesem Fall würde eine durch exogene Größen ausgelöste 
Entsorgungskosten- bzw. Schadensänderung im Inland zu Rückkopp-
lungseffekten aus dem Ausland führen. 
Beispielsweise impliziert eine Senkung der Grenzkosten der Entsorgung 
gemäß (3. 7) bei gegebenem Grenzschaden und gegebenem ausländischen 
Emissionsniveau eine Reduktion der zulässigen inländischen Emis-
sionen. Dadurch sinkt der Schaden in der ausländischen Umweltregion. 
Das Ausland reagiert darauf durch ein Heraufsetzen der eigenen 
Emissionsgrenze. Das hat zur Folge, daß die durch den inländischen 
Entsorgungskostenvorteil verringerten inländischen Entsorgungskosten 
und Schäden wieder teilweise steigen. 
Eine sehr ähnliche Wirkungskette würde bei einem Anstieg des inlän-
dischen Grenzschadens ausgelöst. Solche durch exogene Veränderungen 
qer inländischen Umgebungsbedingungen ausgelösten Rückkopplungs-
effekte führen somit zu einer Umverteilung der Umweltkosten zwischen 
den Ländern. Ein Kostenvorteil des Inlands wird durch die Reaktion des 
Auslands wieder verringert. 
Entscheidend für den Einfluß des Umweltsystems auf die Gleich-
gewichtsallokation sind dessen Assimilations- und Verteilungskräfte. Um 
diesen Einfluß zu messen, differenzieren wir total die notwendigen 
Bedingungen in (3. 7). Dabei erhalten wir folgendes Gleichungssystem: 
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[ C',e + D188 a,20- ß/ o'.•,'(1-P,)P, ] ~·'] D\s a.2 ß,0-ß2) c• + o• u • o - ß >2 de2 ee ss2 2 
l(D'·:· + D',,1-ß,l 0 ] [d•J = - I D\.s, + D'. 10 - ß,) da2 
[· .•,O -P, ,,, + D' .,., -o• •• ,,,-,,,,, ] ~'·] + . - D'55a,'O-ß,ie, [D'_5a20- ß,)e, + D\la2 dp2 
Für dessen Systemdeterminante A1 gilt 
Al = 1c1.. + 01.. a,20 - P/IIC' •• + D' ss a,'O - ß/ 1 
Verringern sich die Assimilationskräfte, dann steigen die Koeffizienten a 1 
und/oder a 2• Die damit verbundenen Wirkungen auf die Emissionsbe-
schränkungen des Gleichgewichts lassen sich mit Hilfe der Cramerschen 
Regel aus diesem Gleichungssystem bestimmen. Es gilt 
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Analog dazu läßt sich aufgrund der Symmetrie des Gleichungssystems 
durch Vertauschen der Indizes de/da2 >0 und de/da2 <0 ermitteln. Ver-
ringern sich die Assimilationskräfte im Inland, dann wirkt dieses wie eine 
Erhöhung des inländischen Grenzschadens und führt dazu, daß das inlän-
dische Emissionsniveau gesenkt und das ausländische erhöht wird. 141 
Entsprechendes ergibt sich, wenn die Verteilungskräfte steigen, d.h. der 
Koeffizient 13 1 oder (plausiblerweise) j32 sich erhöht. In diesem Fall gilt für 
die Emissionsbeschränkungen im Gleichgewicht 
1 1 11 1 2 ? ., 21 ? 2 1 2 de D _ a1O -ß1)e1 + D a 1 C + D- 0 2-0 -ß2) + D- a2e1O -ß2JD a ß2U -ß1) 1 ~s s ee ss ss ss 1 - = ----------'---------'------------>0 
dß1 il 1 • 
sowie wiederum aufgrund der Symmetrie de/dß2 <0 und de/dß2 >0. Eine 
verstärkte Verteilungswirkung des Umweltsystems vom Inland ins Aus„ 
land bedeutet faktisch eine Senkung des inländischen Grenzschadens, 
aber gleichzeitig eine Erhöhung des ausländischen Grenzschadens. In-
folgedessen werden die inländischen Emissionsbeschränkungen gelockert 
und die ausländischen verschärft. 151 
14) Graphisch betrachtet, entspricht dies einer Verschiebung des Gleichgewichtspunkts 
auf der Reaktionsfunktion des Ausland, in Richtung auf ihren "'.\lonopolpunkt", d.h. 
den Punkt auf der Emissions-Achse, den die ausländische Regierung bei einer 
inländischen Emission von 1'ull wählen würde 
15) In Abbildung 3.1 entspricht dies einer Drehung der ausländischen Reaktions-
funktion im Monopolpunkt hin zum Crsprung und einer Verschiebung der inlän-
dischen Reaktionsfunktion weg vom Crsprung. 
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Die in diesen Ableitungen wieder sichtbaren Rückkopplungseffekte 
werden unterbunden, wenn aufgrund der spezifischen Eigenheiten des 
Umweltsystems eine Verteilung der Emissionen vorwiegend in eine 
Richtung erfolgt. Ein solches System mit Oberlieger-Unterlieger-Eigen-
schaften stellt sich auch hinsichtlich der Effizienzeigenschaften des 
Gleichgewichts als ein Sonderfall dar. 
Das Inland wird zum faktischen Oberlieger des Auslands, wenn Emis-
sionen des Auslands in der inländischen Umweltregion keinerlei Schaden 
anrichten. Im Rahmen unseres Modells ist das zum einen der Fall, wenn 
der ausländische Verteilungskoeffizient sehr klein ist, d.h. wenn nur sehr 
geringe Schadstoffmengen vom Ausland ins Inland "importiert" werden. 









Assimilationskoeffizient sehr klein ist, d.h. wenn die Assimilationskräfte 
in der inländischen Umweltregion so hoch sind, daß dort keinerlei 
Schäden angerichtet werden können. In solchen Situationen weist im 
Grenzfall die Reaktionsfunktion des Oberliegers die Steigung Null auf. 
Abbildung 3.2 zeigt dies für den Fall, in dem die Umweltregion 1 
Oberlieger der Umweltregion 2 ist, d.h. entweder für den Verteilungs-
koeffizienten ß2 = 0 und/oder für den Assimilationskoeffizen ten von 
Umweltregion 1 a 1 =O gilt. 
Aufgrund der Unabhängigkeit der Umweltkosten der Umweltregion 1 
vom Emissionsniveau e2 ist in diesem Fall die Reaktionsfunktion R1(e2) 
von Regierung 1 identisch mit der Isokostenlinie k, für die minimalen 
Umweltkosten. Infolge des u-förmigen Verlaufs der Umweltkostenfunk-
tion im inländischen Emissionsniveau liegen rechts und links davon 
Isokostenlinien für höhere Kostenniveaus. 
Bei diesem Extremfall ist das unkoordinierte Gleichgewicht (e 1 , e2 ) 
paretooptimal. Die notwendige Bedingung für Pareto-Optimalität in 
(3.12) stimmt mit der entsprechenden Bedingung für das unkoordinierte 
Gleichgewicht in (3.7) überein. Folglich bilden alle Punkte auf der 
Reaktionslinie des U nterliegers zwischen ihrem Ursprung an der e2-Achse 
für die Unterlieger-Emissionen und dem Gleichgewichtspunkt (e 1, e2) die 
geometrischen Orte aller paretooptimalen Umweltallokationen in diesem 
Grenzfall der Ökonomie. 
3.3. Zusammenfassung 
Faßt man die bisherigen Ergebnisse zusammen, so wurde gezeigt, daß eine 
international unkoordinierte Regulierungspolitik der beiden Länderregie-
rungen unserer Modellökonomie bis auf reine Oberlieger-Unterlieger-
Situationen zu einer ineffizienten Allokation der Umweltressource im 
gemeinsamen Umweltsystem führt. Daraus leitet sich die Frage ab, ob 
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eine internationale Koordination der Regulierungspolitiken eine Verbes-
serung der Allokation bewirken kann. 
Bei einem Umweltsystem mit gegenseitiger Beeinflussung erscheint eine 
koordinierte Umweltallokation gegenüber einer unkoordinierten immer 
vorteilhaft. Geht man beispielsweise vom Gleichgewichtspunkt (t\, e2) als 
der Vergleichssituation bei unkoordinierter Umweltnutzung aus, existie-
ren nach der Gleichgewichtsanalyse paretosuperiore (e1, e2)-Kombinatio-
nen, die diesen streng dominieren. Die Oberlieger-Unterlieger-Situation 
unterscheidet sich möglicherweise davon. Unterstellt man das in diesem 
Fall paretooptimale Gleichgewicht wieder als Ausgangspunkt, sind Ver-
handlungen nur dann erfolgversprechend, wenn der Oberlieger bei den 
Entsorgungskosten einen absoluten Vorteil gegenüber den Kosten hat, die 
dem Unterlieger bei der Schadensbeseitigung entstehen. Dieser Vorteil 
kann unter dem Postulat eines individuell-rationalen Verhaltens nur 
durch eine Ausgleichszahlung bzw. Entsorgungskostenbeteiligung reali-
siert werden, mit der der Unterlieger dem Oberlieger eine entsprechende 
Verschärfung der Emissionsbeschränkung abkauft. 
Das Koordinationsproblem werden wir in den nächsten Kapiteln näher 
untersuchen, zunächst in einem sehr einfachen statisch-axiomatischen 
Ansatz unter "idealen" Rahmenbedingungen ohne potentielle Transak-
tionskosten, wie ihn auch Pethig (1982) in einem ähnlichen Modell 
verwandt hat. In den darauffolgenden Kapiteln erweitern wir diesen 
Ansatz zu einem dynamisch-strategischen Modell. Dieser Schritt bietet 
die Möglichkeit, spezielle Formen potentieller Transaktionskosten zu 
analysieren, die sich aus den Rahmenbedingungen des Koordinations-
prozesses ergeben. Dazu zählen beispielsweise der Einfluß der zeitlichen 
Organisation des Verhandlungsprozesses, zwischenzeitliche Veränderun-
gen der Ausgangsbedingungen im Umweltsystem und der Einfluß von 
Informationsunvollkommenheiten. 
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4. Die statisch-axiomatische Lösung bei koordinierter 
Umweltnutzung 
Im vorangegangenen Kapitel wurde deutlich, daß mit einer internatio-
nalen Koordination der Regulierungspolitiken eine paretosuperiore Allo-
kation der gemeinsamen Umweltressource erreicht werden kann. Das 
triffi auch auf den im unkoordinierten Gleichgewicht, gemessen an den 
Möglichkeiten in dieser Situation, effizienten Oberlieger-U nterlieger-Fall 
zu, wenn mit Hilfe von Kompensationszahlungen Kostenvorteile zwischen 
Oberlieger und Unterlieger realisiert werden können. Zu diesem Zweck 
treten die Regierungen der beiden Länder unserer Modellökonomie in 
Verhandlungen. Diese zielen darauf ab, eine gemeinsame institutionelle 
Regelung zu vereinbaren, worin sich die Regierungen verpflichten, den 
entsprechenden nationalen Umweltressourceneinsatz zu beschränken. 
Gegenstand dieses Kapitels ist, die Verhandlungssituation unter "idea-
len" Bedingungen zu beschreiben. Im Sinne des "Coase-Theorems" gehen 
wir von einem vollkommenen Verhandlungsmarkt aus, auf dem Verhan-
deln für beide Regierungen mit keinerlei Transaktionskosten verbunden 
ist. Das schließt ein, daß sich diese nur auf solche Lösungen einigen, bei 
denen keine von beiden schlechter als in der Ausgangssituation gestellt 
ist. Es wird somit zunächst von der realistischeren Vorstellung abstra-
hiert, nach der Verhandlungsmärkte unvollkommen sind und sich Ver-
handeln als kostenintensiver Prozeß darstellt. 
Zur spieltheoretischen Modellierung des Verhandlungsproblems unter-
stellen wir einen statisch-axiomatischen Ansatz, der auf dem koopera-
tiven N ash-Verhandlungsmodell aufbaut. 1> Die für diesen Ansatz charak-
teristischen Axiome stellen Annahmen über die Eigenschaften und damit 
die Zulässigkeit bestimmter Verhandlungsergebnisse dar. Dadurch ver-
einfacht sich die Darstellung des Gesamtproblems, weil der eigentliche 
Verhandlungsprozeß nicht mehr beschrieben werden muß. 
1) Dieser Ansatz gehört zur sogenannten Teilungstheorie, die aufZeuthen (1930), ;'\jash 
(1950) und Harsanyi (1956) zurückgeht. Einen zusammenfassenden Überrblick 
geben u.a. Krelle (1976, 598ff.) und Harsanyi (1977, 141ff.) 
so 
Der Fall gegenseitiger Umweltbeeinflussung und damit die Common-
Pool-Problematik von Umweltressourcen und der Oberlieger-Unterlieger-
Fall werden nicht länger getrennt dargestellt. Beide Fälle lassen sich 
gemeinsam in einem Verhandlungsmodell analysieren, da letzterer ein 
Spezialfall des ersteren ist. Die für eine Einigung im Oberlieger-Unter-
lieger-Fall notwendigen Ausgleichszahlungen verallgemeinern zudem das 
Modell. Will man spezielle Verhandlungssituationen betrachten, in denen 
Ausgleichszahlungen nicht zugelassen sind, läßt sich diese Erweiterung 
modelltheoretisch entsprechend wieder einschränken. 
Abschnitt 4.1. beschreibt das statische Verhandlungsmodell auf der Basis 
des im vorausgegangenen Kapitels dargestellten Grundmodells einer 2-
Länder-Ökonomie und bestimmt mögliche effiziente Verhandlungsergeb-
nisse und ihre Veränderungen unter alternativen Ausgangsbedingungen 
im Umweltsystem. Danach werden in Abschnitt 4.2. mit Hilfe eines 
erweiterten kooperativen N ash-Verhandlungsmodells mögliche Verhand-
lungsgleichgewichte bestimmt. Abschnitt 4.3. nimmt kritisch _Stellung zu 
diesem Gleichgewichtskonzept und Abschnitt 4.4. faßt die Ergebnisse 
dieses Kapitels abschließend zusammen. 
4.1. Das statische Verhandlungsmodell 
Formal wird eine Verhandlungssituation im allgemeinen wie folgt 
beschrieben: Erstens durch den Gegenstand der Verhandlungen und 
damit durch die Form von Verhandlungsangeboten, zweitens durch das 
Regelwerk wie der eigentliche Verhandlungsprozeß abläuft und eine Eini-
gung zustandekommt und drittens durch die Präferenzen der Verhandeln-
den über mögliche Verhandlungsergebnisse. Das statische Verhandlungs-
modell vereinfacht diese Zusammenhänge, indem es sich auf die Verhand-
lungsergebnisse konzentriert und von dem eigentlichen Verhandlungs-
prozeß weitgehend abstrahiert. 
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4.1.1. Umweltkostenvorteile 
Der Verhandlungsgegenstand der beiden Regierungen in unserer Modell-
ökonomie besteht darin, gemeinsam zu bestimmen, wie eine für beide 
Länder vorteilhaftere, koordinierte Umweltallokation in dem grenzüber-
schreitenden Umweltsystem beschaffen sein sollte. Dazu ist es notwendig, 
daß die Regierungen eine einstimmige Entscheidung über die möglichen 
Koordinierungsalternativen treffen müssen. 
Im einfachsten Fall, von dem wir hier ausgehen, besteht eine solche 
Alternative aus einem Vorschlag für die Emissionsbeschränkungen e1 und 
e2 in beiden Umweltregionen sowie einem Vorschlag für Ausgleichszah-
lungen z, die netto zwischen den beiden Ländern transferiert werden 
sollen. Eine solche von einer Regierung vorgeschlagene Alternative 
a=(el' e2, z) bezeichnen wir als Angebot einer Regierung. Darin spezi-
fiziert neben den Emissionsbeschränkungen e1 und e2 die Größe z die Höhe 
der Nettoausgleichszahlungen, die von Land 2 an Land 1 bzw. von 
Umweltregion 2 an Umweltregion 1 geleistet werden. Es seien A1 und A2 
die Mengen, die jeweils alle die Angebote enthalten, die Regierung 1 bzw. 
2 im Verlauf des Verhandlungsprozesses abgeben würde. Im folgenden 
wird noch genauer spezifiziert werden, welchen Eigenschaften diese 
Angebotsmengen A1 und A2 genügen. Ein möglicher Verhandlungsprozeß 
wird durch Folgen solcher Verhandlungsangebote beschrieben und zudem 
Regeln, die festlegen, in welchen Fällen eine Einigung zustande kommt 
und in welchen Fällen nicht.2 ' 
2) In der Theorie werden diese Abläufe durch die Vorgabe einer regelmäßigen Struktur 
sehr stark vereinfacht. Es finden sich im wesentlichen zwei verschiedene Szenarien. 
In einem von ihnen wählen die Verhandlungsparteien simultan Verhandlungsange-
bote aus den jeweiligen Angebotsmengen aus. Sind die ausgewählten Angebote im 
Sinne der individuellen Präferenzen kompatihel mitein·ander, kommt eine vertrag-
liche Vereinbarung zustande. Sind sie inkompatibel, wird der Auswahlprozeß erfolg-
los abgebrochen. In dem anderen Szenario gibt entweder nur eine Partei oder es 
geben beide abwechselnd sukzessiv Angebote ab, auf die jeweils die nichtanbietende 
Partei durch Annahme oder Ablehnung reagieren muß. Nimmt diese an, gilt die 
Vereinbarung als zustande gekommen. Lehnt sie dagegen ab, beginnt der Auswahl-
prozeß durch sie oder die andere Partei von neuem. Er wird solange fortgesetzt bis 
eine Vereinbarung erreicht oder durch die Verhandlungsregeln ein Abbruch, bei-
spielweise durch eine Beschränkung der Verhandlungsrunden, erzwungen wird. 
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Das statische Verhandlungsmodell abstrahiert von der dynamischen 
Darstellung eines Verhandlungs- und Einigungsprozesses. Es geht 
vereinfachend davon aus, daß solche, diesen Prozeß beschreibende Folgen 
von Verhandlungsangeboten aus den Mengen A1 und A2 existieren und zu 
einem bestimmten Ergebnis führen. Umgekehrt argumentiert man aber 
auch, daß jedes mögliche Ergebnis durch die Wahl entsprechender 
Angebotsfolgen erreichbar ist. Damit macht man sich zunächst voll-
kommen unabhängig davon, wie der Verhandlungsprozeß tatsächlich 
abläuft, bzw. ob er irgendwelchen Restriktionen unterliegt. 
Gegenstand der Betrachtung im statischen Verhandlungsmodell sind nur 
die möglichen Verhandlungsergebnisse. Das sind in unserem Fall zu-
nächst die Umweltkostenvorteile, die die Regierungen 1 und 2 bei be-
stimmten Emissionsbeschränkungen e1, e2 und bestimmten Ausgleichs-
zahlungen z gegenüber den Kosten einer Referenzsituation genießen. 
Wenn wie in Kapitel 3 von einer aus rechtlicher Sicht internationalen 
laissez-faire-Si tuation ausgegangen wird, sind die adäquaten Referenz-
kosten die minimalen Umweltkosten, die die Regierungen ohne Verhand-
lungen erreichen können, d.h. die Kostenniveaus k 1 =K 1(t\, e2 ) und 
k2 =K2(el' e2) im Gleichgewicht bei unkoordinierter Umweltnutzung. 
Diese haben die Funktion einer besten Alternative für den Fall, daß 
Verhandlungen ergebnislos enden. Bei internationalen haftungs- und 
völkerrechtlichen Einschränkungen der Verfügungsrechte an der Res-
source oder Beschränkungen, die durch eine einheitliche Umweltpolitik 
für Umweltsysteme dieser Art in einem Land bestehen, sind natürlich 
andere Referenzkosten maßgebend. Im folgenden sei aber zunächst von 
der laissez-faire-Situation und damit Referenzkosten (kp k2) ausgegan-
gen, die wir als Status quo bezeichnen. 
Die bei einem Angebot a = (e 1, e2, z) von den Regierungen 1 und 2 
erreichbaren Umweltkostenvorteile n 1 bzw. n2 werden durch die Funk-
tionen IT 1 und IT 2 , 
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gemessen. Ein solcher Umweltkostenvorteil einer Umweltregion läßt sich 
auch als ein Verhandlungsgewinn interpretieren. 
Die Summe aus den beiden Umweltkostenvorteilen beschreibt den in der 
Ökonomie bei einer koordinierten Variation der Emissionsbeschrän-
kungen (e1, e2) gegenüber dem Status quo (i\, e2) erreichbaren Effizienz-
gewinn II, 
Dieser ist natürlich unabhängig von der über die Ausgleichszahlung z 
möglichen Umverteilung zwischen den Ländern. 
Entsprechend dem unterstellten Rationalitätspostulat für das Verhalten 
von Regierungen in Verhandlungen, werden Regierung 1 und 2 nur solche 
Angebote abgeben und auch akzeptieren, die die Umweltregion 1 bzw. 2 
gegenüber dem Status quo k_1 bzw. k.2 mindestens so gut oder besser 
stellen. Die Mengen A1 und A2 aller im klassischen Sinne individuell-
rationalen3' Angebote werden somit durch 
(4.3) i=l,2 
definiert. Zu einer Einigung kann es aber nur über solche Angebote 
kommen, bei denen beide Regierungen einen Umweltkostenvorteil 
erzielen. Diese für spätere Gleichgewichte allein relevanten Angebote 
3) Gemäß der Definition in der klassischen Entscheidungstheorie beschreibt der Begriff 
"individuell-rational" die Eigenschaft, dafj eine Vereinbarung zwischen beiden 
Regierungen für jede von ihnen mindestens so gut oder besser wie eine Vergleichs-
situation sein muß, d.h. fi'2'0. Vergleiche dazu auch Harsanyi (1977, 141-2). 
Johansen (1982) versteht diesen Begriff in Hinblick auf nichtkooperative Spiele 
umfassender. Vergleiche dazu auch Abschnitt 3.2.1. 
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beschreibt vollständig die aus den Angebotsmengen A1 und A2 gebildete 
Schnittmenge A, 
A := A1 nA2 . 
Durch die Menge A wird gleichzeitig die Menge II aller bei Verhand-
lungen für beide Regierungen potentiell einigungsfähigen Umweltkosten-
vorteile definiert, 







In Abbildung 4.1 werden diese für einen typischen Fall mit gegenseitiger 
Umweltbeeinflussung graphisch dargestellt, in Abbildung 4.2 für einen 
Oberlieger-Unterlieger-Grenzfall. Dabei entspricht der Menge II die ge-
samte Fläche OCC' in beiden Abbildungen. 
Dadurch, daß in Abbildung 4.1 die Umweltkosten der Status-quo-
Situation gleich den Umweltkosten im Gleichgewicht bei unkoordinierter 
Umweltallokation sind, kann man diese direkt mit der Abbildung 3.1 
vergleichen. Die Menge aller Punkte in der schraffierten Linse in Abbil-
dung 3.1 korrespondiert direkt zu der Menge aller Punkte unter der Linie 
AA' im positiven Quadranten von Abbildung 4.1. Diese umfaßt alle 
Umweltkostenvorteile der beiden Regierungen, die bei einer Ausgleichs-
zahlung z = 0 erreichbar sind. Bei einem Angebot ä = (i\, e2' 0) würde eine 
Umweltkostensenkung n1(ä) = n2(ä) =0 erzielt. Somit entspricht das 
Gleichgewicht (el' e2) in Abbildung 3.1 dem Ursprung von Abbildung 4.1. 
Davon ausgehend, entspricht einer Bewegung auf der k1-lsokostenlinie 
vom Gleichgewichtspunkt bis zum Schnittpunkt mit der Linie der Pareto-
optima in Abbildung 3.1 einer Bewegung auf der n2-Achse vom Ursprung 
bis zum Punkt A' in Abbildung 4.1. Das gilt ebenso für die k2-Isokosten-
linie und den Achsenabschnitt 0A. Weiterhin korrespondieren die Punkte 
auf der Linie der Paretooptima im Bereich der schraflierten Linse (den 
"Kernallokationen") zu der Linie AA' in Abbildung4.1. 
Ein entsprechender Vergleich ist zwischen Abbildung 3.2 und 4.2 für den 
Oberlieger-Unterlieger Fall möglich. Das Gleichgewicht (e1, e2) in Abbil-
dung 3.2 korrespondiert zu dem Ursprung in Abbildung 4.2. Eine Bewe-
gung auf der Reaktionslinie R2(e1) vom Gleichgewichtspunkt zur e2-Achse, 
dem geometrischen Ort aller paretooptimalen Punkte, entspricht einer 
Bewegung auf der Linie 0A. Darin wird deutlich, daß, solange keine 
Ausgleichszahlungen zugelassen sind, eine Senkung des Oberlieger-Emis-
sionsniveaus e1 immer zu einer Erhöhung von dessen Umweltkosten führt 
und somit H1 negativ wird. Erst Ausgleichszahlungen ermöglichen 
positive Umweltkostenvorteile für beide Umweltregionen. 
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4.1.2. Effiziente Umweltallokationen 
Die effizienten Emissionsbeschränkungen und Ausgleichszahlungen aus 
der Sicht der Gesamtökonomie bestimmen sich aus der Lösung des Pareto-
Problems 
(4.4) Max Il'(e,, e2, z), 
Il'(e,, e2, z) c?: n'. 
Die notwendigen Bedingungen zu der Lagrangefunktion L, 
L = Il'(e,, e,, z) + A[Il 2(e,, e,, z) - n'I, 
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bestimmen die Lösung des Optimierungsproblems, wobei ,\ eine nicht-
negative Lagrangevariable ist. Aufgrund der Konkavität von n1 und n2 
sind diese auch gleichzeitig hinreichend. Diese Bedingungen lauten: 
L.2 = n102 + .i.n2.2 = o, 
L, = ni. + An'z = o. 
Berücksichtigt man, daß II\"' 1 und II2. = -1 ist und folglich gemäß der 
letzten von den drei notwendigen Bedingungen ,\ = 1 gilt, dann verein-
fachen sich diese zu 
n1., + n2.2 = o. 
Diese notwendigen Bedingungen definieren ein Paar von Emissions-
beschränkungen (e1 *, e2 *) mit der Eigenschaft: 
(4.6) (e/, e,"): =Arg Max [n 1(el, e,) + n'(el, e,il 
el, e2 
Somit ist bei der Möglichkeit von Ausgleichszahlungen eine pareto-
optimale Umweltallokation immer dadurch gekennzeichnet, daß der in 
(4.2) definierte Effizienzgewinn II maximiert wird. Berücksichtigt man 
die Definitionen von II1 und II2, werden damit gleichzeitig die aggre-
gierten Umweltkosten K 1 + K2 minimiert. Einsetzen der effizienten Emis-
sionsbeschränkungen ( e1 *, e2 *) in ( 4.2) beschreibt den maximale Effizienz-
gewinn n*: 
(4.7) n•(e/,e:> =n 1Ce/,e,*,z)+ff'(e/,e,•,z) 
=!!.1 + !!.,- K1(e/, e,•)- K'(e/,e,•). 
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In den Abbildungen 4.1 und 4.2 trim dieses bei einer Ausgleichszahlung 
z=O für den Punkt B auf der Linie AA' zu. Alle weiteren effizienten 
Punkte liegen auf der Linie CC'. Sie sind ausgehend von der Kombination 
(e 1 *, e2 *, 0) durch eine entsprechende Umverteilung des maximalen Effi-
zienzgewinns erreichbar. Ist beispielsweise z = k2 -K2(e 1 *, e2 *), dann 
erhält Land 1 bzw. Umweltregion 1 den gesamten Effizienzgewinn. Dieser 
Situation entspricht Punkt C in beiden Abbildungen. 
Es läßt sich zeigen, daß der Effizienzgewinn n* mit sinkenden Assimi-
lationskräften des Umweltsystems zunimmt. Dazu differenziert man (4.7) 
nach a 1und av wobei man berücksichtigen muß, daß~, =K1(t\, e2) und 
k_2 = K2(e 1, e2). Für die Ableitungen gilt 
an• 
;;- = (O -ß,Jt\ + ßl2) D!<S1(1\, e2)) - (f1-ß,Je, • + ß2e, *) D!<S 1<e, •, e2•)) > 0, 
1 
Diese sind positiv, da erstens gemäß (3.11) und (3.12) die gesamtkosten-
minimalen Emissionsbeschränkungen (e/, e/) strikt kleiner als die des 
Gleichgewichts bei unkoordinierter Umweltregulierung (e 1, e2 ) sind. 
Zweitens gilt aufgrund der strengen Konvexität der Schadensfunktion 
(i= 1, 2). 
Bei sinkenden Assimilationskräften in den Umweltregionen, d.h. steigen-
dem a 1 bzw. a 2, vergrößert sich der mögliche Effizienzgewinn. Damit 
erhöht sich gleichzeitig für die Regierungen der Anreiz miteinander zu 
verhandeln. 
Eine Variation der Verteilungskoeffizienten J\ und ß2 führt dagegen zu 
keinen eindeutigen Änderungen des Effizienzgewinns. Entsprechendes 
Ableiten von n* nach ß1 und ß2 ergibt 
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Da mit den gleichen Argumenten wie eben die Klammerausdrücke positiv 
sind, läßt sich aus den Ableitungen nur schließen, daß bei einer stärkeren 
Verteilungswirkung des Umweltsystems ein Anstieg der Effizienz-
gewinne eher möglich ist, wenn die ausländischen Assimilationskräfte 
klein, dagegen die inländischen groß sind. 
4.1.3. Präferenzen der Regierungen 
Verhandlungen und ihre Ergebnisse werden von den Regierungen 1 und 2 
jeweils anhand einer gegebenen Präferenzordnung bewertet. Sie erfassen 
damit u.a. Risiken, die dem Verhandlungs- und Einigungsprozeß inne-
wohnen. Entscheidungsgrundlage einer Regierung i für die Wahl einer 
Verhandlungsstrategie mit dem Ziel, einen Anteil am Effizienzgewinn n 
zu erhalten, ist der erreichbare Nutzen wi. Dazu existiere für jede 
Regierung eine monoton steigende, konkave und differenzierbare von-
N eumann-Morgenstern-N utzenfunktion Wi, 
(4.8) w, = W(n), 
als eine Funktion des Umweltkostenvorteils n.41 Wi(O): =~; ist dabei der 
Nutzen, den eine Regierung der Status-quo-Situation beimißt. 
4) Dazu sei angemerkt, daß kooperative Verhandlungstheorien wie die Nash-Lösung 
nicht auf einer ordinalen Präferenzordnung aufbauen können, da sie interpersonelle 
Nutzenvergleiche erfordern. Shubik (1982, 92ff.) nennt diese auf Shapley (1969) 
zurückgehende Erkenntnis das "Bargainers' Paradox". 
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Die Funktion (4.8) definiert uns in Verbindung mit (4.3) im Rahmen des 
statischen Verhandlungsmodells die Menge W aller in Verhandlungen 
potentiell einigungsfähigen Nutzenauf'teilungen w1 und w2 der beiden 
Regierungen, 
(4.9) W: ={(W1m1(a)), W2(Il2(a)) )1 a E A}. 
Aufgrund der Kompaktheit und Konvexität der Menge A und der 
Konkavität der Funktionen IJi und Wi (i = 1, 2) ist die Menge W ebenfalls 
kompakt und konvex. 
4.2. Die verallgemeinerte Nash-Verhandlungslösung 
Die axiomatischen Teilungstheorien, denen das Nash-Verhandlungs-
modell zugeordnet werden kann, gehen davon aus, daß sich jedes Ver-
handlungsproblem als ein Problem der Nutzenzuweisung auf der Basis 
bestimmter Regeln beschreiben läßt, ohne den eigentlichen Verhand-
lungsprozeß explizit zu modellieren. 
Mit Hilfe dieser als Postulate formulierten Regeln werden, neben 
Anforderungen an den imaginären Verhandlungsprozeß, im wesentlichen 
zwei Ziele verfolgt. Zum einen lassen sich damit Forderungen an ein 
gewisses wünschenswertes Verhandlungsverhalten bzw. an das daraus 
resultierende Ergebnis stellen. Zu Forderungen dieses Typs gehören 
beispielsweise ein faires Verhalten in Verhandlungen oder ein gerechter 
Interessenausgleich zwischen den Verhandlungspartnern. Zum zweiten 
versucht man damit, wirkliche Verhandlungssituationen approximativ zu 
erklären. Axiome, die diesen Zweck erfüllen, müssen mit Annahmen über 
ein tatsächlich beobachtetes Verhalten vereinbar sein. Die Annahme 
eines individuell-rationalen Verhaltens oder der Versuch, die relative 
Verhandlungsstärke der Teilnehmer abzubilden, sind Beispiele dafür. Im 
61 
ursprünglichen Nash-Modell steht der erste Punkt im Vordergrund,51 im 
Rahmen unseres Verhandlungsmodells dagegen der zweite. 61 
4.2.1. Die Annahmen des verallgemeinerten Nash-Modells 
Die spieltheoretische Ausgangsbasis des statisch-axiomatischen N ash-
Verhandlungsmodells ist die eines kooperativen Spiels in Normalform.7' 
Bezogen auf das Verhandlungsproblem der beiden Regierungen, wählen 
diese einmalig, simultan und unabhängig voneinander ein Nutzenniveau 
wt bzw. w2 • Diesen Nutzenniveaus liegen implizit bestimmte Verhand-
lungsstrategien für den gesamten Verhandlungsverlauf zugrunde. In 
unserem Fall wären dies Strategien mit Folgen von Angeboten aus den 
Angebotsmengen At und A2• 
Das Problem der Einigung wird in diesem Modell, wie in allen kooperati-
ven Modellen, stark vereinfacht. Ist die gewählte Kombination w=(wl'w2) 
ein Element der Menge der einigungsfähigen Nutzenaufteilungen W, 
w=(wl' w2) E W, dann gelten die Aufteilungen wt und w2 als gegenseitig 
kompatibel. Damit wird unterstellt, daß eine Einigung zustandegekom-
men ist. Zu dieser Nutzenkombination existiert gemäß der Definition der 
Menge W (mindestens) eine Kombination von Emissionsbeschränkungen 
und einer Ausgleichszahlung (et• e2, z), die Inhalt eines internationalen 
Umweltabkommens sein können. 
5) Axiome des ursprünglichen Nash-Verhandlungsmodells (Nash (1950)), die diesen 
Zweck verfolgen, sind das Axiom für Pareto-Optimalität und für Symmetrie. 
6) ~unro (1979) und Pethig (1982) orientieren sich in ihren statisch-axiomatischen 
Umweltverhandlungsmodellen an den ursprünglichen Nash-Axiomen. 
7) Bei der Sormalform eines Spiels umfaßt die Strategie eines Spielers den vollstän-
digen Spielplan, d.h. alle Angaben, wie er in jeder möglichen Situation des gesamten 
Spielverlaufs reagieren wird. Das kooperative Spielkonzept läßt zu, daß die Teil-
nehmer außerhalb der durch die Spielregeln bestimmten formalen Struktur des 
Spiels miteinander reden, Vereinbarungen treffen, Drohungen übermitteln usw. 
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Liegt die Kombination w dagegen außerhalb der Menge W, w=(w1, w2) i. W, 
dann gelten die Nutzenaufteilungen w1 und w2 als inkompatibel und eine 
Einigung kommt nicht zustande. In diesem als Konfliktsituation bezeich-
neten Fall erreichen beide Regierungen nur den Nutzen !!'.i =W1(0) bzw. 
!!'.2 = W2(0) des Status quo. 
Durch die Menge W einigungsfähiger Nutzenaufteilungen und die 
Nutzenaufteilung !!:=(!!'.I' !!'.2) für die Konfliktsituation ist das Verhand-
lungsproblem vollständig beschrieben. Eine Nash-Lösung dieses Problems 
ist ein Funktion F: (W, !!'.)-+R2 , die diesen Bestimmungsgrößen einen Wert 
w*=(w1*, w2*), den Nutzen der beiden Regierungen im Verhandlungs-
gleichgewicht, zuweist. Somit gilt 
w• = F( W, !!'.), 
Eine Lösung F(W, !!'.) des durch (W, !!'.) beschriebenen Verhandlungsspiels 
sollte in Hinblick auf unser Ziel, reale Verhandlungssituationen zu er-
klären, drei als Axiomen formulierten Eigenschaften genügen: 
1. (Individuelle Rationalität) Für jede Verhandlungslösung F gelte 
F1(W, !,Q) ~ .!!!.1 und F2(W, !,Q) ~ .!!!.2 . 
2. (Unabhängigkeit von gleichwertigen Nutzendarstellungen) Für alle 
ai, bi ER, a, > 0 (i=l, 2) sei das linear transformierte Verhandlungs-
spiel (W', .!!!_') definiert durch 
w· = {( yl'y2) IY, = aix, + b,(i= 1,2) ,( x,, X2) E WJ 
und u = aw +b , danngelteF'(W', w') = a Fi(W, wl +b für i=l,2. 
' ,-, ' - ' ~ 1 
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3. (Unabhängigkeit von irrelevanten Alternativen) Es sei W• c W und 
F(W,!Q) E w·, dann gelte F(W. !!!,) = F(W', !Q). 
Axiom 1 fordert von den Regierungen ein individuell-rationales Verhalten 
im klassischen Sinn, wonach nur solche Nutzenaufteilungen als kompa-
tibel gelten, die den Nutzen eines jeden Landes gegenüber der jeweiligen 
Status-quo-Situation nicht verringern. Diese Eigenschaft ist schon bei der 
Definition der Menge W berücksichtigt.81 
Axiom 2 bezieht sich auf die Eigenschaften und damit auf die Informa-
tionen, die in der von-Neumann-Morgenstern-Nutzenfunktion enthalten 
sind. Aus der Nutzentheorie wissen wir, daß eine positive lineare Trans-
formation die mit einer solchen Nutzenfunktion beschriebene Präferenz-
ordnung nicht beeinflußt.91 Das gleiche wird für die Lösung des Verhand-
lungsspiels gefordert. Eine Änderung der Nutzenskala einer oder beider 
Regierungen läßt somit die Lösung unverändert. 
Während die Axiome 1 und 2 Bedingungen an den äußeren Rahmen des 
Verhandlungsspiels und an das Verhalten der beiden Regierungen dar-
stellen, bezieht sich Axiom 3 dagegen mehr auf den Typ von Verhand-
lungen, den das Modell abbildet. Es fordert, daß die Lösung bei einer 
Vergrößerung der Menge einigungsfähiger Nutzenaufteilungen entweder 
unverändert bleibt oder gleich einer der neu hinzugekommenen Nutzen-
aufteilungen ist. ,o, 
Axiom 3 läßt sich in zweifacher Hinsicht interpretieren. Erstens, nach 
Roth ( 1979, 7), modelliert es implizit einen Verhandlungsprozeß, der sich 
8) Dieses Axiom ersetzt die restriktive Pareto-Optimalitätshedingung im ursprüng-
lichen :--ash-Verhandlungsmodell, mit der a priori unterstellt wird, daß sich beide 
Regierungen ausschließlich auf effiziente Ergebnisse einigen. Beispielsweise lällt 
dieses Axiom nicht zu, daß sich beide Verhandlungsparteien möglicherweise nicht 
einigen. Auf diese Weise soll das dadurch geforderte kollekth·istische Verhalten im 
gemeinsamen Interesse durch ein stärker an eigennützigen Zielen orientiertes 
Verhalten ersetzt werden. 
9) Vergleiche dazu beispielsweise Shubik ( 1982, 92). 
10) Vergleiche dazu Roth (1979, 7). 
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zunächst einmal näherungsweise an einer kleineren Menge W• von alter-
nativen Nutzenaufteilungen orientiert und dazu eine Lösung sucht. 
Danach bestimmt man die Lösung für die Gesamtmenge W der 
Alternativen nur noch in einem Vergleich zwischen der Lösung aus der 
kleineren Menge und den neu hinzugekommenen Elementen aus der 
Differenzmenge W\W'. Eine zweite Interpretationsmöglichkeit ergibt sich, 
wenn man anstatt der Vergrößerung von einer Verkleinerung der Menge 
einigungsfähiger Nutzenaufteilungen ausgeht. Würde man von dieser 
Menge einige Elemente ausschließen, die sowieso nicht von den Regie-
rungen gewählt worden wären, dann wird eine Lösung von diesen unbe-
deutenden Alternativen nicht beeinflußt. 
4.2.2. Das verallgemeinerte Nash-Verhandlungsgleichgewicht 
Roth (1979, 14ff.) hat gezeigt, daß genau zwei N ash-Lösungen F exis-
tieren, die diese drei Axiome erfüllen. 11 ' Die eine ist der Nichteinigungs-
fall 
Die zweite Lösung wird in Verbindung mit (4.1) und (4.8) durch die 
Lösung des Optimierungsproblems 
(4.10) F(W.~J = ArgMax [W1(TT 1(a))-~)Y(W'(TT'(all-~,J 1 -Y 
aEA 
spezifiziert, wobei y ein beliebiger Parameter, Os ys 1, ist. Die "verall-
gemeinerte Nash-Verhandlungslösung", wie sie von Binmore (1980) ge-
nannt wird, besitzt damit die Eigenschaft, ein gewichtetes geometrisches 
Mittel der Nutzenzuwächse gegenüber dem Status quo zu maximieren. 
11) Den Existenz- und Eindeutigkeitsbeweis stellen wir an dieser Stelle nicht dar. Er 
kann bei Roth (1979, 141T.) als Beweis zu den Theoremen 2 und 3, aufbauend auf dem 
Beweis für das ursprüngliche Nash-Theorem nachgelesen werden. Vergleiche dazu 
auch Kalai (1977) und Binmore (1980). 
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Ihre Eigenschaften werden durch die notwendigen Bedingungen des 
Optimierungsproblems in (4.10) spezifiziert. Diese lauten 
W'nn'e, y[W'-l!!,1v- 1[W2 -J!,,]'-Y 
+ W\ n 2• 1 (1-y)[W'-:!!!,]-Y [W'-:!!!)Y = 0, 
W'n n'., y[W'-l!!,1v- 1[w2 -l!!,l'-v 
+ W\ n'e,O-yl[W'-l!!iJ-v[w'-l!!,lv = o, 
W'nn', y[W'-l!!,JY- 1[W'-:!!!,l'-Y 
+W\02_(1-y)[W'-J!!,J-Y[W'-l!!,JY = 0, 
bzw. nach Umformen 
(4.11) W\ n'., y[W'-:!Y.) + W\n'e, 0-y)[W'-l!!,l = 0, 
(4.12) W\ n'e, y[W'-:!Y.,l + W\ n'.,o -y)[W' -:!!!) = 0, 
Berücksichtigt man, daß gemäß der Definition in (4.1) n\=1 und n\s -1, 
dann vereinfacht sich (4.13) zu 
(4.14) W\ y[W'-:!!!,1- W\ 0-yl[W'-:!!!) = 0. 
Umformen ergibt 
(4.15) 




W (n (a))-w l 
W2(n2(a))-w2 
Einsetzen von (4.14) in (4.11) und (4.12) führt zudem auf 
66 
(4.16) 
11 102 + n2• 2 = o. 
Diese Bedingungen sind vollkommen identisch zu (4.5). 
Durch die Bedingungen (4.15) und (4.16) wird die verallgemeinerte Nash-
Verhandl ungslösung vollständig charakterisiert. Gemäß ( 4.16) ist bei dem 
von den Axiomen 1-3 geforderten Verhalten und bei Zulassen von Aus-
gleichszahlungen eine gesamtkostenminimale Umweltallokation (e 1 *, e2 *) 
erreicht; mithin der internationale externe Effekt vollkommen inter-













wie der bei dieser Allokation maximale Effizienzgewinn n*(e 1 *, e2 *) 
zwischen den beiden Ländern bzw. Umweltregionen verteilt werden soll. 
Das geschieht danach in der Weise, daß das Verhältnis der gegenüber dem 
Status quo erreichten Nutzenzuwächse dem mit y bzw 1-y gewichteten 
Verhältnis der Grenznutzen entspricht. 
Abbildung 4.3 zeigt graphisch die Nutzenverteilung (w/, w2*) bzw. die 
Verteilung der Nutzenzuwächse (w/-~" w/-~2) im Verhandlungs-
gleichgewicht. Diese wird als Tangentialpunkt einer Kurve an den Rand 
der Menge W dargestellt. Jede Kurve aus der dargestellten Schar 
repräsentiert den geometrischen Ort aller Kombinationen von Nutzenzu-
wächsen für einen vorgegebenen Wert der Zielfunktion in (4.10) und 
gegebenen Parameter y. Verändert man y, führt das zu einer Ver-
schiebung der Kurven-Schar, folglich verschiebt sich der Gleich-
gewichtspunkt ebenfalls auf dem Rand der Menge W. 
Aus der notwendigen Bedingung in (4.15) läßt sich ersehen, daß durch 
eine entsprechende Wahl von y jeder Punkt auf dem paretooptimalen 
Rand der Menge W erreicht werden kann. Der Wert des Parameters y hat 
somit einen entscheidenden Einfluß auf die Verteilung der Effizienz-
gewinne. Die unserem Modell zugrunde liegenden Axiome 1-3 können 
aber diesen Wert nicht erklären, folglich muß y durch ein zusätzliches 
Axiom oder exogen bestimmt werden. 
Nash (1950) hat zu diesem Zweck in seinem ursprünglichen Modell das 
Symmetrie-Axiom eingeführt. Es lautet in unserem Modellzusammen-
hang: 
4. (Symmetrie) Wenn'E_1 ='E_2 und wenn für jedes(w1, w2) E Wgilt 
(w2 , w1) E W, dann ist F1(W, 'E.) = F2(W, 'E.). 
Dieses Axiom fordert, daß das Verhandlungsergebnis für beide Regie-
rungen gleich sein muß, solange sie sich nicht in ihren Ausgangsbedin-
gungen unterscheiden. Damit baut es prinzipiell auf dem gleichen 
Argument auf, das Axiom 2 zugrunde liegt: Eine Verhandlungslösung 
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darf nur von der im Modell enthaltenen Information abhängen, d.h. den 
Präferenzen der Regierungen über einigungsfähige Allokationen in Form 
der Menge Wund dem Nutzenniveau !t: im Konfliktfall. 
Legt man Axiom 4 zusammen mit den Axiomen 1-3 dem Verhand-
lungsmodell zugrunde, ergibt sich als Lösung die ursprüngliche Nash-
Lösung FN: 
(4.17) FN(W.~) = ArßMax [W'(fl'(a))-~) [W'(fl'(a))-lY,). 
aEA 
Diese ist von den Ergebnissen her gleichwertig zu dem Maximum der 
Zielfunktion in (4.10) für den Parameterwert y = 1/2.121 
Will man unterschiedliche Ausgangsbedingungen der Teilnehmer in 
Verhandlungen modellieren, die über die bisherige Modellbeschreibung 
hinausgehen, dann wäre es unsinnig, dies mit Axiomen zu tun. Axiome 
haben die Funktion allgemeiner und damit für jedermann gleichermaßen 
gültiger Regeln, die für solche Zwecke somit ungeeignet sind. Als 
Alternative bietet sich nur die Möglichkeit, diese zusätzliche Information 
aggregiert über eine exogene Bestimmung des Parameters y in das Modell 
einzuführen. 
Zu Ausgangsbedingungen einer Regierung, die das Modell zunächst nicht 
abbilden kann, zählen beispielweise das Drohpotential in Form der 
Oberlieger- oder der Unterliegerposition im Umweltsystem, der innen-
politische Druck ein bestimmtes Ergebnis im Inland vorweisen zu müssen, 
der Informationsstand, taktisches Geschick, usw. Ausgangsbedingungen 
dieser Art subsummiert man oft unter dem Begriff"Verhandlungsmacht". 
D_er Parameter y würde in diesem Zusammenhang als Maß dienen, um die 
Auswirkungen von Verhandlungsmacht zu beschreiben. Je größer y umso 
höher ist in unserem Modell für Land 1 bzw. Umweltregion 1 der Anteil 
12) Vergleiche dazu Theorem 2 bei Roth (1979, 14). Die Gleichwertigkeit ergibt sich 
daraus, daß mit y = 1/2 die ursprüngliche Nash-Zielfunktion in (4.17) durch eine 
positiv-monotone Transformation erreicht wird, ohne die Struktur der Funktion zu 
verändern. 
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am gesamten Effizienzgewinn. Damit verbindet man, daß mit steigendem 
y die Verhandlungsmacht von Regierung 1 im Verhältnis zu Regierung 2 
steigt. 131 
Der große Nachteil dieser Vorgehensweise ist, daß man mit der exogenen 
Vorgabe des Parameters y wohl unterschiedliche Ausgangsbedingungen 
empirisch beschreiben, aber die Auswirkungen solcher Phänomene auf 
das Verhandlungsergebnis aus dem Modell heraus nicht erklären kann. 
4.3. Die Grenzen des statisch-axiomatischen Nash-Modells 
Die Disk~ssion im vorausgegangenen Abschnitt hat schon angedeutet, 
daß der statisch-axiomatische Ansatz zur Beschreibung von Verhand-
lungssituationen Schwächen aufweist. Dazu lassen sich einige Kritik-
punkte anführen. Einer davon, auf den schon im vorangegangenen Ab-
schnitt hingewiesen wurde, bezieht sich auf die beschränkte Infomation 
zur Beschreibung der Verhandlungssituation. Der statisch-axiomatische 
Ansatz nutzt nur die Informationen, die in den Präferenzen der Regie-
rungen über einigungsfähige Umweltallokationen und in dem Nutzen-
niveau des Konfliktfalls enthalten sind. Damit klammert man die 
Einflußgrößen von Verhandlungsergebnissen aus, die in Unvollkommen-
heiten des Verhandlungsmarktes und den darauf ablaufenden Verhand-
lungsprozessen stecken. 
Ein zweiter Kritikpunkt bezieht sich darauf, daß sich ein individuell-
rationales Verhalten nur eingeschränkt, d.h. nur im klassischen Sinn, 
abbilden läßt. Damit kann ein strategisches Verhalten der Verhand-
lungsparteien, beispielsweise eine optimale Reaktion auf mögliche 
Unvollkommenheiten wie asymmetrische Information überhaupt nicht 
analysiert werden. 
13) Vergleiche dazu auch Binmore, Ruhinstein, Wolinsky (1985). 
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Ein dritter Kritikpunkt an den statisch-axiomatischen Ansätzen bezieht 
sich auf ihre Formulierung als kooperatives Spiel. Die Anwendung dieses 
Konzepts wird ab dem Punkt problematisch, WO es um die Verteilung des 
möglichen Effizienzgewinns geht. Die Regierungen befinden sich dort in 
genau gegensätzlichen Positionen zueinander und damit in einer typi-
schen nichtkooperativen Verhandlungssituation. Unabhängig davon, ob 
eine Lösung endogen unter Zugrundelegung des Symmetrie-Axioms oder 
exogen durch die Vorgabe des Paramters y bestimmt wird, unterstellt der 
Aufbau des Spiels implizit ein kooperativ-faires Verhalten der Regierun-
gen bei der Gewinnverteilung. Die im Symmetrie-Axiom des ursprüng-
lichen N ash-Modells enthaltene oder durch eine exogene Bestimmung von 
y vorgegebene Aufteilungsregel ist im Sinne eines Schiedsspruchs zu 
verstehen, der von den Regierungen in jedem Fall als gerecht empfunden 
und akzeptiert wird. 141 
Nash (1953) versuchte sich diesem letzten Kritikpunkt zu entziehen und 
hat gezeigt, daß sich die axiomatische Lösung als ein Grenzwert einer 
Folge von Gleichgewichten nichtkooperativer Spiele darstellen läßt, wenn 
die Spieler im Konfliktfall einseitig erreichbare Allokationen als soge-
nannte "Drohpunkte" beziehen. Damit wird das gesamte Verhandh„ngs-
spiel in zwei Teilspiele zerlegt, ein nichtkooperatives Spiel um die opti-
malen Drohpunkte und das anschließende kooperative Spiel, welches die 
Gewinnverteilung festlegt. Bei dieser "Konstruktion" findet der eigent-
liche Verhandlungsprozeß im nichtkooperativen Spiel statt. In dieser 
Phase besteht das Ziel jedes Spielers darin, bei gegebenem Verhalten des 
anderen und gegebener Gewinnverteilung, den Drohpunkt so zu wählen, 
daß der Nutzenzuwachs bei der Gewinnverteilung maximal wird. 
Das Drohkonzept erweitert wohl den Umfang individuell-rationalen 
Verhaltens, es beseitigt aber nicht die wesentlichen Kritikpunkte am 
Nash-Modell. Die Schwäche dieses Konzepts liegt wie im ursprünglichen 
Modell darin, daß es sich nur auf den Konfliktfall bezieht und nicht auf 
das Verhalten im eigentlichen Verhandlungsprozeß. Ein zusätzlicher 
14) In der Literatur wird die Nash-Lösung daher oft als "Schiedsrichterlösung" 
bezeichnet. 
71 
Kritikpunkt ergibt sich dadurch, daß bei Drohstrategien kein Vergleich 
mit der besten Alternative außerhalb der Verhandlungen stattfindet. Sind 
die Opportunitätskosten von Drohstrategien relativ hoch, werden Droh-
strategien unglaubhaft und damit unsinnig. 
4.4. Zusammenfassung 
Die Ergebnisse des ersten Abschnitts in diesem Kapitel bestätigen die 
Ergebnisse in der Literatur, wonach sich durch eine Kooperation bei 
grenzüberschreitenden externen Effekten eine gegenüber dem unkoordi-
nierten Fall paretosuperiore Umweltallokation erzielen läßt. Um jedoch 
diese Effekte vollständig zu internalisieren, d.h. eine Allokation zu er-
reichen, die die aggregierten Umweltkosten der beiden Länderökonomien 
minimiert, sind Kompensationszahlungen notwendig. Das betrifft ins-
besondere den Oberlieger-Unterlieger-Fall. Hierbei kommt bei einem 
individuell-rationalen Verhalten der Regierungen ohne solche Zahlungen 
überhaupt keine Kooperation zustande. 
Eine internationale Zusammenarbeit setzt Verhandlungen zwischen den 
beiden Länderregierungen mit dem Ziel voraus, die Regulierungspolitiken 
für die beiden Umweltregionen aufeinander abzustimmen. Dieses Ver-
handlungsproblem wird, um an die Ausgangsbedingungen des "Coase-
Theorems" anknüpfen zu können, mit Hilfe eines statisch-axiomatischen 
Ansatzes, einer verallgemeinerten Version des kooperativen Nash-
Verhandlungsmodells, beschrieben. Die zugrundegelegten Axiome model-
lieren einen vollkommenen Verhandlungsmarkt, auf dem den Regie-
rungen keinerlei Transaktionskosten entstehen. Zudem stellt die An-
nahme der Unabhängigkeit von irrelevanten Alternativen nur minimale 
Anforderungen an den Ablauf des möglichen Verhandlungsprozesses. 
Das Modell abstrahiert von dem restriktiven Axiom des Nash-Verhand-
lungsmodells, das a priori ein paretooptimales Verhandlungsergebnis 
voraussetzt. Dem entspricht die Annahme des "Coase-Theorems", daß sich 
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die Verhandlungsparteien ausschließlich im gemeinsamen Interesse und 
nicht eigennützig verhalten. Anstatt dessen wird ein individuell-ratio-
nales Verhalten im klassischen Sinn angenommen. 
Unter den gegebenen Präferenzen der beiden Regierungen und den 
Axiomen wird entweder ein Verhandlungsergebnis erreicht, welches auf 
dem paretooptimalen Rand der Menge möglicher Aufteilungen des 
Effizienzgewinns liegt, oder es kommt zur Nichteinigung. Das Modell läßt 
aber im Fall des effizienten Ergebnisses unbestimmt, welche Gewinn-
aufteilung sich ergibt. Solange Verhandeln mit keinerlei Kosten ver-
bunden ist, kann jedes effiziente Ergebnis erreicht werden. 
Die bisherige Analyse des Verhandlungsproblems im Rahmen des 
statisch-axiomatischen Ansatzes erscheint unbefriedigend. Modelltheore-
tisch betrachtet bietet dieses Modell kein klares Kriterium, anhand 
dessen man entscheiden kann, welches die "richtige" Lösung ist. Das von 
Nash in seinem ursprünglichen Modell unterstellte Symmetrie-Axiom 
und ebenso die exogene Vorgabe des ''Verhandlungsmacht"-Parameters y 
sind mehr im Sinn eines salomonischen Urteils aufzufassen, als eine sau-
bere theoretische Erklärung dafür, mittels welcher Kriterien die Ver-
handlungsparteien rational unter den möglichen Lösungen eine davon 
auswählen. 
Realistischerweise ist zudem Verhandeln nicht kostenlos, d.h. die Betei-
ligten wenden im Verlaufe eines Verhandlungsprozesses Ressourcen auf, 
um ein bestimmtes Ergebnis zu erzielen. Beispielsweise abstrahiert man 
bei einer statischen Formulierung des Verhandlungsproblems von Trans-
aktionskosten, die dadurch entstehen, daß während der Verhandlungs-
zeit weiterhin eine gesamtökonomisch ineffiziente Umweltnutzung statt-
findet oder dadurch, daß Regierungen für die InfonnationsbeschafTung zu 
den Verhandlungen Kosten entstehen. Damit stellt sich die Frage, inwie-
weit nicht die daraus resultierende Unvollkommenheit auf Verhandlungs-
märkten Antworten liefern, welches Verhandlungsergebnis gewählt wird. 
Eine Hypothese ist, daß die Regierung mit den höheren Transaktions-
kosten einen geringeren Anteil am Effizienzgewinn erhält. 
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Aus modelltheoretischer wie auch aus ökonomischer Sicht besteht somit 
die Forderung; die Verhandlungssituation im Rahmen eines dynamischen 
Modells zu formulieren, das zum einen ein individuell-rationales Verhal-
ten in Verhandlungen abbilden kann und zum anderen den Einbezug von 
spezifischen Transaktionskosten erlaubt. Möglichkeiten dazu bieten uns 
die dynamisch-strategischen Ansätze in der neueren Theorie der Verhand-
lungsspiele. Sie unterscheiden sich vom statisch-axiomatischen Ansatz in 
der Weise, daß der Verhandlungsprozeß darin explizit modelliert wird.14 ' 
Dabei vereinen sie kooperative Lösungen mit nichtkooperativen Lösun-
gen. 
14) Der Begriff "dynamisch-strategischer Ansatz" kennzeichnet die Eigenschaft des 
Verhandlungsspiels, alle im Verlauf des Spiels getroffenen Entscheidungen explizit 
darzustellen. Es ist nicht gleichzusetzen mit "strategischer Form" eines Verhand-
lungsspiels. Strategische Ansätze können sowohl in extensiver als auch in strate-
gischer (Normal-) Form eines Spiels beschrieben sein. 
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5. Die dynamisch-strategische Lösung bei koordinierter 
Umweltnutzung 
In diesem Kapitel erweitern wir das bisher statisch analysierte Verhand-
lungsproblem zwischen den beiden Länderregierungen, indem in einem 
nichtkooperativen Modell ein Verhandlungsprozeß über die Zeit explizit 
dargestellt wird. Gegenseitige Verhandlungsangebote oder Reaktionen 
auf Angebote werden als Züge in einem nichtkooperativen Mehrperioden-
Spiel betrachtet. Die kooperativen Elemente, wie der Ablauf des Verhand-
lungsprozesses und eine mögliche Einigung auf ein für beide Regierungen 
verpflichtendes Abkommen, sind genau in den Regeln des nichtkoope-
rativen Spiels festgelegt. Darüber hinausgehende bindende Vereinba-
rungen läßt die nichtkooperative Formulierung nicht zu. 
Dieser sogenannte dynamisch-strategische Ansatz ermöglicht ein indivi-
duell-rationales Verhalten der Regierungen analog zu den Annahmen in 
Abschnitt 3.2.1. darzustellen. Damit können nun klar die Einflüsse von 
Unvollkommenheiten des Verhandlungsmarktes und von institutionellen 
Randbedingungen der Verhandlungen, wie die rechtliche Ausgangssitua-
tion oder asymmetrische Information, analysiert werden. Desweiteren er-
laubt die dynamische Formulierung, den Einfluß von Veränderungen der 
Kosten-Nutzen-Strukturen zu untersuchen, die mit der Zeit in den 
Umweltregionen eintreten können, wie mit der Zeit zunehmende Schäden 
aufgrund abnehmender Assimilationskräfte des Umweltsystems. Diese 
Einflußgrößen bestimmen weitgehend die individuellen Transaktions-
kosten einer Regierung und damit deren relative Verhandlungsposition. 
Der Vorteil dieser Vorgehensweise liegt darin, daß sich auf diese Weise 
ein eindeutiges Verhandlungsgleichgewicht bestimmen läßt. Er muß aber 
dadurch erkauft werden, daß wir uns auf eine genau spezifizierte, regel-
mäßige Struktur des Verhandlungsprozesses festlegen müssen. 1 l 
l) Ein solches Vorgehen wird von Crawford (1985) aber nicht als wesentliche Ein-
schränkung einer Modellanalyse gesehen: "Something must be specified exoge-
nously, ... , it seems a sensible research strategy to begin with the simplest rules of 
bargaining that are rich enough to address the issues of interest." 
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Nach der Definition des dynamischen Verhandlungsmodells in Abschnitt 
5.1. analysieren wir dieses im Abschnitt 5.2. zunächst als ein nichtkoope-
ratives Mehrperioden-Verhandlungsspiel mit unendlichem Zeithorizont 
und mit volllkommener Information der beiden Regierungen. Als Konzept 
zur Bestimmung von Lösungen dieses Spiels dient das teilspielperfekte 
Nash-Gleichgewicht. Es erscheint als das natürliche Lösungskonzept für 
sequentiell ablaufende Verhandlungsprozesse. Individuelle Rationalität 
einer Regierung impliziert danach, daß ihr Verhalten in jeder möglichen 
Verhandlungsrunde optimal in Hinblick auf den weiteren Verhandlungs-
verlauf sein muß. Die Gleichgewichtsbetrachtung dieses dynamisch-
strategischen Modells wird durch einen Vergleich zu dem statisch-
axiomatischen Ansatz aus Kapitel 4., sowie in Abschnitt 5.3. durch eine 
komparativ-statische Analyse erweitert. Dabei wird gezielt der Ein.fluß 
zeitwirksamer Parameter des Modells untersucht. 
Der unendliche Zeithorizont des Modells, sowie die Annahme voll-
kommener Information erleichtern die Einführung des speziellen Gleich-
gewichtskonzepts, stellen aber gleichzeitig einschränkende Annahmen 
dar. Ergänzend wird daher in Abschnitt 5.4. untersucht, wie sich die 
Verhandlungsergebnisse verändern, wenn die Umgebungsbedingungen in 
den beiden Umweltregionen im Zeitverlauf diskreten Variationen unter-
worfen sind. Wir trennen dazu zwischen Veränderungen, die genau 
vorhersehbar sind und solchen, die vorhersehbar, aber deren Zeitpunkt 
des Eintritts unsicher ist. Abschnitt 5.5. faßt die Ergebnisse des Kapitels 
abschließend zusammen. 
5.1. Das dynamische Verhandlungsmodell 
Die zentrale Annahme des dynamischen Verhandlungsmodells ist die 
Vorgabe einer genau spezifizierten Struktur des Verhandlungsprozesses, 
in der die Abfolge von Angeboten sowie Reaktionen auf Angebote für beide 
Regierungen vollständig beschrieben wird. 
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Der mögliche Verhandlungsprozeß besteht aus einzelnen Verhandlungs-
runden, die regelmäßig und in gleichen Zeitabständen stattfinden. Damit 
wird ein gleichmäßiges Zeitraster in das Modell eingeführt, dessen 
Periodenlänge durch den zeitlichen Abstand zwischen zwei Verhandlungs-
runden definiert wird. Dadurch können wir größtenteils auf die Defini-
tionen des statischen Modells zurückgreifen, indem die in (3.4) definierten 
Umweltkosten K 1 und K2 als diejenigen Kosten betrachtet werden, die in 
einer Umweltregion pro Periode entstehen. Gleiches gilt entsprechend für 
die in (4.1) definierten Umweltkostenvorteile IJI und II2. 
Vereinfachend gelte zunächst, daß bei gegebenen Emissionsbeschrän-
kungen die Umweltkosten pro Periode keinen exogenen Änderungen im 
Zeitverlauf unterworfen und damit Umweltkosten wie auch Umwelt-
kostenvorteile stationär sind. Damit lassen sich die Verhandlungen von 
heute über eine Umweltallokation morgen gleichermaßen auf alle 
zukünftigen Perioden übertragen. Somit können wir davon ausgehen, daß 
ein zustande gekommenes Abkommen in seiner zeitlichen Gültigkeit 
unbefristet ist. 
5.1.1. Verhandlungsstruktur 
Zur Modellierung der genauen Struktur des Verhandlungsprozesses in 
den einzelnen Verhandlungsrunden und zwischen den Runden folgen wir 
einem erstmals von Stahl ( 1972) und später wieder von Rubinstein ( 1982), 
Binmore (1982), Shaked und Sutton (1982) sowie Cramton (1985) verwen-
deten Ansatz mit einem alternierenden Angebots- und Reaktionsprozeß. 
Dieser Prozeß hat folgenden Ablauf. Initiiert beispielsweise Regierung 1 
die Verhandlungen, dann gibt diese am Anfang der ersten Periode t=O in 
einer ersten Verhandlungsrunde ein Angebot a0 = (elO' e20, z0) ab, wobei 
dieses Angebot ein Element aus ihrer in (4.2) definierten individuellen 
Angebotsmenge A1 ist. Regierung 2 muß sich noch in der gleichen Ver-
handlungsrunde entscheiden, ob sie das Angebot a0 annimmt oder es 
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ablehnt. Nimmt sie es an, gilt ein Abkommen auf der Basis dieses 
Angebots als zustandegekommen und tritt sofort in Kraft. Der Verhand-
lungsprozeß wird dadurch beendet. Lehnt sie dagegen das Angebot a0 ab, 
gibt sie selbst am Anfang der nächsten Periode t = 1 in einer zweiten 
Verhandlungsrunde ein Gegenangebot a 1 =(e11' e21 , z1) aus ihrer indivi-
duellen Angebotsmenge A2 ab. Auf dieses Angebot muß wiederum 
Regierung 1 durch Annahme oder Ablehnung reagieren, usw. In jeder 
Periode findet somit höchstens eine Verhandlungsrunde statt und in jeder 
Verhandlungsrunde wird höchstens ein Angebot abgegeben und es erfolgt 
die dazugehörige Reaktion in Form von Annahme oder Ablehnung. 
Solange der Verhandlungsprozeß andauert, wechselt somit von Verhand-
lungsrunde zu Verhandlungsrunde die Rolle des Anbieters und desjeni-
gen, der auf das Angebot reagieren muß. Dabei wird unterstellt, daß die 
Regierungen an ihre vorhergehenden Angebote nicht gebunden sind. 
Auch die mögliche Höchstdauer des Prozesses ist nicht beschränkt. Jeder 
kann solange weiterverhandeln, wie er sich noch zu verbessern glaubt, so 
daß für den Periodenindex t gilt t E N. Beginnt Regierung 1 in Periode t= 0 
die Verhandlungen, dann ist sie, solange der Verhandlungsprozeß an-
dauert, in jeder Periode mit geradem Periodenindex t am Zuge, ein 
Angebot abzugeben und entsprechend Regierung 2 in jeder Periode mit 
ungeradem Index t. 
Die beiden Regierungen besitzen vollkommene Information und damit 
eine sichere Voraussicht darauf, zu welchen zukünftigen Konsequenzen 
ihre jeweiligen Angebots- und Reaktionsentscheidungen führen. Ihnen sei 
ein individuell-rationales Verhalten im Sinne der Annahmen in Abschnitt 
3.2.1. unterstellt, wonach eine Regierung das zukünftige Verhalten der 
anderen Regierung antizipiert und in ihren eigenen Entscheidungen mit 
berücksichtigt. 
Gleichsam besitzen die Regierungen bei ihren Entscheidungen ein voll-
ständiges Erinnerungsvermögen. Somit wird die Entscheidung über ein 
Angebot at unter Berücksichtigung der bisher abgegebenen und abge-
lehnten Angebote a0 , ••• ,at- I getroffen. Die Entscheidung der Regierun~ i 
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(i=l, 2) über ein Angebot at ist somit eine Funktion {a0, ••• ,at_ 1}-+ Ai. 
Ebenso werden bei der Entscheidung über Annahme und Ablehnung des 
Angebots at das Angebot at selbst, aber auch die bisher abgelehnten 
Angebote mit in das Entscheidungskalkül einbezogen. Damit ist die 
Entscheidung über Annahme oder Ablehnung eines Angebots at eine 
binäre Funktion {a0, ••• ,at}-+ {ja, nein}. 
Jeder im Sinne dieser Regeln mögliche Verhandlungsprozeß wird für eine 
Regierung vollständig durch eine Folge dieser Funktionen beschrieben. 
Diese Folgen stellen Vorschriften für die Regierungen dar, wie sie sich in 
Abhängigkeit von dem vorangegangenen Verhandlungsverlauf in jeder 
stattfindenden Verhandlungsrunde zu verhalten haben. Spieltheoretisch 
gesprochen sind solche Folgen reine Verhandlungsstrategien einer Regie-
rung. Zur formalen Definition aller möglichen Verhandlungsprozesse und 
im Hinblick auf unsere Gleichgewichtsbetrachtung im Rahmen eines 
Verhandlungsspiels wollen wir dafür diesen Begriff beibehalten. 
Es sei F die Menge aller Verhandlungsstrategien von Regierung 1 und 
entsprechend G die Menge aller Verhandlungsstrategien von Regierung 2. 
Fund G enthalten alle Folgen von Funktionen F={Fth=o, 1, 2, .. und 
G={G'h=o, 1, 2, ... für alle Perioden t=O, 1, ... , 00. Die F'unktionen Ft und Gt 
besitzen bei Beginn der Verhandlungen durch Regierung 1 für gerade tdie 
Eigenschaft 
F': {ao, ... ,at- il-+ At• 
G': {a0, ••• ,at}-+ {ja, nein} 
und für ungerade t die Eigenschaft 
Ft: {a0 , ••• ,at}-+ {ja, nein}, 
Gt: {ao, ... ,at-1}-+ A2. 
Beginnt dagegen Regierung 2 die Verhandlungen, wechseln die Indizes 
und es gilt für gerade t 
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Ft: {a0, ... ,at} • {ja, nein}, 
Qt: {ao,···,at-1} • A2, 
und für ungerade t 
Ft: {ao,···•at-1} • At, 
Qt: {a0, ••• ,at} • {ja, nein}. 
Dazu ein Beispiel: G1(ao,a1> ist die ja-oder-nein-Antwort der beginnenden 
Regierung 2, nachdem ihr erstes Angebot a0 in der Periode t = 0 von 
Regierung 1 abgelehnt wurde und Regierung 1 nun selbst in Periode t= 1 
ein Gegenangebot a1 unterbreitet hat. 
Es werde von Regierung 1 eine Strategie F E F und von Regierung 2 eine 
Strategie GE G gewählt. Unter diesen Bedingungen sind im Verlaufe des 
gesamten Prozesses zwei verschiedene Folgen von Ergebnissen in den 
einzelnen Verhandlungsrunden möglich: Entweder es kommt nach einer 
Folge abgelehnter Angebote a0, ... ,a,_ 1 in Periode t über ein Angebot at zu 
einer Einigung, womit der Verhandlungsprozeß endet, oder die Folge der 
abgelehnten Angebote ist unendlich, und es wird keine Einigung erreicht. 
In diesem letzten Fall bleiben die beiden Länder in ihrer Status-quo-
Situation. 
5.1.2. Zeitpräferenzen der Regierungen 
Die dynamische Struktur des Verhandlungsprozesses erfordert den Faktor 
Zeit in die Bewertung der während des Verhandlungsprozesses abgegebe-
nen Angebote einzubeziehen. Bewertungs- und Entscheidungsgrundlage 
für die Regierungen 1 und 2 über ein am Anfang der Periode t abgege-
benes Angebot at ist der jeweilige Nutzen aus dem Strom von Umwelt-
kostenvorteilen fl1(at) und IT2(at), die diese ausgehend von der aktuellen 
Verhandlungsrunde in allen zukünftigen Perioden realisieren können. 
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Dazu definieren wir zunächst für beide Regierungen Zeitpräferenz-
ordnungen ;.,: 1 und ;.,: 2 , die ermöglichen, dem im Zeitpunkt l (l E R+) 
erreichten Umweltkostenvorteil n, geschrieben (n, l), einen auf den Zeit-
punkt l=O normierten Nutzen zuzuordnen. Diese Zeitpräferenzordnungen 
sollen folgenden sechs Eigenschaften genügen: 
1. <!e i ist eine schwache Präferenzordnung auf II' XR+. 
2. (Nichtsättigung)Wennn'> n",danngilt(n'.l') >,(n",l'). 
3. (Stetigkeit){(n'.l')/(n'.l') ;.,:Jn",l" )}und{(n'.l')/(n",l") <!e.(n'.l')} 
sind abgeschlossene Mengen. 
4. (Monotonie der Zeitpräferenz) Wenn l '< l", dann gilt für n'> 0 
(n'.l') <!eJn'.l") undfürn' = 0 (n'.l') -Jn'.l" ). 
5. (Konkave Kompensation) Für l' < l" sei eine Funktion 'l' definiert 
durch (n '. l') ~, ( n'+ 'l'( n?, l" ), dann ist 'l' steigend und konkav. 
6. (Stationarität) Für eine E {O, 1, 2 .... } gelte f n '. l ') ~J n". l '+er), 
dann impliziert das (n '. l") ~i ( n". l" +c c ). 
Die Eigenschaften 1-3 entsprechen den allgemein üblichen Eigenschaften 
einer Präferenzordnung, wie sie aus der Konsumtheorie bekannt sind. Bei 
den Eigenschaften 4-6 tritt der Zeitaspekt stärker in den Vordergrund. 
Wir wollen daher kurz darauf eingehen. 
Eigenschaft 4 fordert einen monotonen Trade-offzwischen einem Umwelt-
kostenvorteil heute und morgen. Der Vorteil von heute wird dem gleichen 
Vorteil morgen vorgezogen. Eigenschaft 5 erfaßt den Einfluß von 
Risikoaversion über die Zeit. Darin läßt sich die Funktion 'P als ein 
Äquivalent für den Nutzenverlust über die Zeit interpretieren. Dieses 
Äquivalent muß mit steigendem Umweltkostenvorteil ebenfalls zu-
nehmen. Bei einer stetigen Variation der Zeit impliziert diese Eigenschaft 
die konvexe Krümmung der lndifferenzkurven in einer Umweltkosten-
vorteil-Zeit-Ebene. Eigenschaft 6 wird später entscheidend für die Gleich-
gewichtsbeschreibung des Verhandlungsproblems sein. Ihre wesentliche 
82 
Aussage ist, daß eine Indifferenz zwischen zwei zu verschiedenen 
Zeitpunkten anfallenden Umweltkostenvorteilen nur von der Zeitdif-
ferenz zwischen den beiden Realisierungszeitpunkten abhängt und nicht 
von den absoluten Zeitpunkten selbst. Eine gleichmäßige Verschiebung 
beider Realisierungszeitpunkte würde die Indifferenz somit erhalten. 
Fishburn und Rubinstein (1982) haben gezeigt, daß sich eine Zeit-
präferenzordnung 2:; mit diesen Eigenschaften durch eine von-Neumann-
Morgenstern-Nutzenfunktion U*i(n, 1) der Form 
(5.1) (i= 1, 2) 
repräsentieren läßt. Darin ist Vi eine monoton steigende stetige und 
konkave Funktion des Umweltkostenvorteils n und r; eine marginale 
Diskontrate mit der Eigenschaft r; 2:0. 
Aufgrund der festen Periodeneinteilung im Verhandlungsmodell läßt sich 
das Zeitmaß I durch die von Randbedingungen der Verhandlungen fest-
gelegte Zeitdifferenz t (t E R+) zwischen zwei Verhandlungsrunden und 
dem Periodenindex t (t E {O, 1, 2, ... }) beschreiben. Demzufolge ist 
1 = t t. 
Mit (5.1) gilt nun für den Nutzen u 1 bzw. u2 der Regierungen, wenn sie in 
Periode t einen Umweltkostenvorteil n realisieren 
u. = V'(n)6 '. 
1 ' 
Dabei ist 6; ein von der Periodenlänge i:; und der marginalen Diskontrate r; 
abhängiger Diskontfaktor, definiert durch 
(5.2) 
der im Rahmen der Gleichgewichtsanalyse zunächst die Schreibweise 
vereinfacht. 
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Wenn sich die beiden Regierungen im Verlaufe des Verhandlungs-
prozesses über einem Angebot einigen, realisieren sie jeweils ab dem 
Einigungszeitpunkt in der gegenwärtigen und allen zukünftigen Perioden 
einen entsprechend ausgehandelten Umweltkostenvorteil. Wir müssen 
daher für unsere Zwecke die Nutzen der ab dem Einigungszeitpunkt 
realisierten Umweltkostenvorteile über alle zukünftigen Perioden aggre-
gieren. 
Nach der Summenformel für eine unendliche geometrische Reihe würde 
jede Regierung bei sofortiger Einigung auf einen Vertrag in der ersten 
Runde der Verhandlungen einen zusätzlichen Nutzen in der .Höhe des 






realisieren. Nach der Summenformel für eine endliche geometrische Reihe 
entstehen dagegen jeder Regierung bei einer Nichteinigung bis ein-





Die Differenz aus diesen beiden Größen, 
. 1 . 1-6'. 6t 
V'(n)-- - V 1(n)-- = Vi(n)-1-
1-6. 1-6. 1-6.' 
1 1 1 
beschreibt den Gegenwartswert des Nutzenstroms aller zukünftigen Um-
weltkostenvorteile n, die ab Periode t realisiert werden. 
Zusammen mit der Definition des Umweltkostenvorteils in (4.1) läßt sich 
somit der aggregierte Nutzen Ui, 
(5.3) (i=l, 2), 
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definieren, der sich mit einem in Periode t abgegebenen Angebot at.' 
a1=(e 11, e2t• zt)• erzielen läßt. Die Nutzenfunktionen Ui dienen im folgen-
den als Zielfunktionen zur Bewertung und Entscheidung über die im 
Verlaufe des Verhandlungsprozesses von den beiden Regierungen abgege-
benen Angebote. 
Die durch die Nutzenfunktion Ui dargestellte Präfenzordnung erfaßt nicht 
nur die Einschätzung des Nichteinigungsrisikos wie im statischen Fall, 
sondern auch die Ungeduld und den Nutzenverlust einer Regierung, der 
bei einer verzögerten Einigung und dadurch verhinderter Effizienz-
gewin~e entsteht. Der darin enthaltene Diskontfaktor 6i besitzt inhaltlich 
eine Doppelfunktion. Er stellt zum einen ein Maß für eine geringere 
Bewertung zukünftiger Umweltkostenvorteile dar. Hier ist er aber auch 
ein Maß für den Druck, dem eine Regierung ausgesetzt ist, damit sie in 
einer bestimmten Zeit ein bestimmtes politisch gewünschtes Verhand-
lungsergebnis erzielt. Je größer die Zeitpräferenz ist, d.h. je kleiner 6i, 
umso "ungeduldiger" (Koopmans ( 1960)) ist eine Regierung. 
5.2. Das teilspielperfekte Nash-Gleichgewicht 
Die Mengen F und G der möglichen Verhandlungsstrategien, sowie die 
beiden Nutzenfunktionen U 1 und U2 des dynamischen Verhandlungs-
modells bilden die Ausgangsbedingungen eines nichtkooperativen Mehr-
perioden-Verhandlungsspiels in extensiver Form. Im Gegensatz zum 
statisch-axiomatischen Ansatz ist in diesem dynamisch-strategischen 
Ansatz nun genau geregelt, wie die möglichen Verhandlungsprozesse 
ablaufen können, sowie unter welchen Bedingungen und wann es zu einer 
Einigung kommen kann. Damit werden die implizit in einem koope-
rativen Spiel unterstellten, aber unsichtbaren Elemente bei dieser nicht-
kooperativen Formulierung sichtbar gemacht. 
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Das zentrale Konzept zur Bestimmung von möglichen Lösungen dieses 
nichtkooperativen Verhandlungsspiels ist das nichtkooperative Nash-
Gleichgewichtskonzept. Der Grund dafür liegt darin, daß nichtkoope-
rative Spiele keine bindenden Vereinbarungen erlauben, die über die 
explizit in den Spielregeln zugelassenen hinausgehen. Somit müssen 
Lösungen des Spiels in der Weise selbsterhaltend und stabil sein, daß nach 
der Einigung auf ein Abkommen für keine Regierung Anreize zum 
einseitigen Vertragsbruch bestehen. Eben diese Eigenschaften erfüllt ein 
Nash-Gleichgewicht: Keine Regierung kann davon profitieren, wenn sie 
sich durch einseitige Wahl einer anderen als der Gleichgewichtsstrategie 
von dem Gleichgewichtspunkt wegbewegt. 
Die direkte Anwendung des klassischen nichtkooperativen Nash-Gleich-
gewichtsbegriffs, wie wir ihn auch zur Beschreibung des Gleichgewichts 
bei unkoordinierter Umweltnutzung verwendet haben, wirft aber in 
unserem jetzigen Modell Probleme auf. Es erweist sich, daß dieser in 
seiner ursprünglichen Form für unser Mehrperioden-Verhandlungsspiel 
zu grob und damit ungeeignet ist. Die Anzahl der Lösungen, die danach 
als N ash-Gleichgewicht einzustufen wären, ist zu groß. 
Betrachten wir beispielhaft eine Situation, in der Regierung 1 die 
Verhandlungen beginnt und ein erstes für sie vorteilhaftes und pareto-
optimales Angebot a' = (e1 *, e2 *, z') abgibt. Sie kündigt gleichzeitig an, in 
allen zukünftigen Verhandlungsrunden Gegenangebote abzulehnen, die 
die Umweltregion 1 gegenüber dem Angebot a' schlechter stellen, und 
selber immer das gleiche Angebot a' abzugeben. Glaubt Regierung 2 an die 
darin enthaltene Drohung, ist es für sie rational, dem Angebot a' von 
Regierung 1 sofort in der ersten Runde zuzustimmen, denn bei dieser 
Einschätzung kann sie sich in den weiteren Verhandlungsrunden nicht 
mehr verbessern. In diesem Sinne bilden die von Regierung 1 an-
gekündigte Strategie und die daran angepaßte Strategie von Regierung 2 
ein nichtkooperatives Nash-Gleichgewicht. Würde Regierung 2 jede 
Ankündigung dieser Art als glaubwürdig ansehen, dann bilden alle 
paretooptimalen Angebote ein N ash-Gleichgewicht. 
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Die Problematik des klassischen nichtkooperativen Gleichgewichts-
begriffs liegt hier darin, inwieweit solche Ankündigungen glaubhaft sind 
und tatsächlich eine substantielle Drohung beinhalten. Das Beispiel ver-
nachlässigt die Auswirkungen der sequentiellen zeitintensiven Struktur 
von Verhandlungen, in diesem Modell zusätzlich verstärkt durch den 
laufenden Wechsel der Anbieterrolle. Danach beinhalten nur solche 
Angebote von Regierung 1 eine glaubhafte Drohung für Regierung 2, bei 
denen sie sich nicht durch eine Ablehnung und ein entsprechendes Gegen-
angebot in der nachfolgenden Verhandlungsrunde und allen weiteren 
Runden verbessern kann. Das gleiche gilt analog für Regierung 1 bei 
Angeboten von Regierung 2. 
Diese Überlegungen im Zusammenhang mit adäquaten Gleichgewichts-
begriffen für Mehrperiodenspiele dieses Typs führen auf das von Selten 
(1965), (1975) vorgeschlagene Konzept des teilspielperfekten N ash-Gleich-
gewichts. Bezogen auf unseren Verhandlungsprozeß läßt sich ein der-
artiges Gleichgewicht wie folgt definieren: 
Definition: 
Ein Gleichgewichtspunkt in reinen Strategien (F*, G*) des in Periode t=O 
beginnenden Mehrperioden-Verhandlungsspiels in extensiver Form gilt als 
teilspielperfekt, wenn in jedem seiner in Periode t = 1, 2 , ... beginnenden 
Teilspiele, die aus (F*, G*) abgeleiteten Strategien Gleichgewichtspunkt 
dieses Teilspiels sind. 
Die Gleichgewichtsstrategien (F*, G*) in einem teilspielperfekten Nash-
Gleichgewicht besitzen damit eine Eigenschaft, die von Kreps und Wilson 
(1982) in einem allgemeineren Zusammenhang als "sequentiell rationa-
les" Verhalten bezeichnet wird: Das Angebots- bzw. Reaktionsverhalten 
einer Regierung maximiert in jeder möglichen Verhandlungsrunde, unter 
Berücksichtigung des zukünftigen individuell-rationalen Verhaltens der 
anderen Regierung, ihren Nutzen in Hinblick auf den weiteren möglichen 
Verlauf der Verhandlungen. 2 i 
2) Damit läßt sich das teilspielperfekte Nash-Gleichgewicht als das spieltheoretische 
Gegenstück des Optimalitätsprinzips der dynamischen Programmierung auffassen. 
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Rubinstein (1982) und ebenso Binmore (1982) haben die Existenz teil-
spielperfekter Nash-Gleichgewichte für Verhandlungsspiele des von uns 
unterstellten Typs mit alternierenden Angeboten gezeigt.3 ' Es ist daher 
ausreichend, die Gleichgewichte durch die notwendigen Bedingungen der 
Optimierungsprobleme beider Regierungen bei ihrer Angebotswahl zu 
charakterisieren. Diese Optimierungsprobleme erhalten aber durch den 
vorgegebenen Verhandlungsablauf mit alternierender Angebotsabgabe 
und Reaktion eine spezielle Struktur. 
Dazu betrachten wir beispielhaft eine Situation, in der Regierung 1 die 
Verhandlungen in der ersten Runde mit einem ersten Angebot a0 
begonnen hatte und nach einer Folge bisher abgelehnter Angebote 
a0, ••• ,at-J im Zeitpunkt t, t E (0, 2, 4, ... ), eine neues, im Sinne ihrer 
Zielsetzung optimales Angebot at abgeben soll. 
Die Verhandlungsregeln gewähren Regierung 1 für diese Runde eine 
Stackelberg-Unabhängigkeitsposition, denn sie wird bei der Angebots-
wahl nur durch das mögliche Reaktionsverhalten von Regierung 2 
beschränkt. Regierung 2 befindet sich für diese Runde in der schwächeren 
Abhängigkeitsposition und muß sich dem Angebotsverhalten von Regie-
rung 1 anpassen. Das Reaktionsverhalten von Regierung 2 ist nur in der 
Weise an das eigene Angebotsverhalten in der Periode t+ 1 gekoppelt, daß 
sie ihre Möglichkeiten in Periode t mit denen in Periode t+ 1 vergleicht. 
Sie wird nur solche Angebote at von Regierung 1 annehmen, wenn sie in 
Periode t + 1 kein für sie besseres Angebot at+ 1 abgeben kann, dem wie-
derum Regierung 1 im Hinblick auf den weiteren Verhandlungsverlauf 
zustimmen würde. In der Periode t muß Regierung 1, um eine Zustim-
mung von Regierung 2 zu erhalten, dieser somit mindestens den Nutzen 
3) Die Existenzaussage wird in den Modellen von Kreps und Wilson (1982) durch 
Zulassen von Unsicherheit und der Erweiterung auf Verhaltensstrategien verall-
gemeinert. Fudenberg und Levine (1983) zeigen die Existenz in reinen und 
gemischten Strategien für Spiele mit endlicher Anzahl von Zügen und unendlichem 
Zeithorizont, wobei die vorher übliche Stationarität der Zeitpräferenz nicht 
erforderlich ist und simultane Züge zugelassen werden. Harris (1985) bestätigt in 
einer alternativen Modellbeschreibung die Ergebnisse von Fudenberg und Levine. 
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zugestehen, den diese in der folgenden Verhandlungsrunde mit ihrem 
eigenen Angebot erzielt hätte. 
Das optimale Angebot at von Regierung 1 in Periode t löst somit das 
Maximierungsproblem: 
(5.4) Max U'( a,, t) 
at E A' 
U2( a,, t) 2' U2(a,.,. t + 1) (a,.,EA2,t = 0,2,4, ... ). 
Dabei erwartet Regierung 1 in Periode t + 1 von Regierung 2 ein Angebot 
at+ 1, welches das Maximierungsproblem löst: 
(5.5) Max U2( a , t + ll 
a,+1EA' ,., 
C.:'(a,.,),t+l) 2' C.:'(a .• ,),t+2) 1 a .• ,e A•. t = o, 2. 4, ... >. 
Die Lösung des Optimierungsproblems (5.4) läßt sich durch die not-
wendigen Bedingungen zur Lagrangefunktion L, 
L= V'(O'(a,))61'(1-61)- 1 
+A[(V2<0 2(a,JJ6,'0-62)- 1 -V'(02(a, , 1H6,'. 1(1 -6,J '], 
charakterisieren, wobei A. eine nichtnegative Lagrangevariable ist. Die 
notwendigen Bedingungen lauten: 
(5.6l L01 = v\n'.,6,'0-6,J-'+ AV\n20,6;0-6,J-'=o, 
Zudem gilt als Bedingung für den komplementären Schlupf 
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Aufgrund der Konkavität von V1 0 II 1 und V2 0 II2 in e" e2 und z sind die 
notwendigen Bedingungen auch gleichzeitig hinreichend. Berücksichtigt 
man gemäß der Definition in (4.1), daß II1,=1 und IJ\,.,-1, dann verein-
facht sich (5.8) zu 
Diese Gleichung in (5.6) und (5.7) eingesetzt führt zu 
(5.10) 
n102 + n\2 = o. 
Abstrahiert man einmal von der Periodisierung der Effizienzgewinne in 
diesem Modell, dann ist diese Bedingung identisch mit (4.5). Somit enthält 
ein optimales Angebot at von Regierung 1 immer einen Vorschlag für eine 
gesamtkostenminimale Umweltallokation (e1t• e2t) = (ei*, e/). Daraus 
können wir schon an dieser Stelle die Schlußfolgerung ziehen, daß trotz 
des unterstellten nichtkooperativen, nur auf den eigenen Vorteil bedach-
ten Verhaltens solch ein Gleichgewichtsangebot impliziert, daß die inter-
nationalen externen Effekte vollkommen internalisiert werden. 
Aufgrund der strengen Monotonie der Zielfunktion ist die Nebenbe-
dingung im Optimum bindend und dadurch Ä>O, so daß mit (5.9) unter 
Berücksichtigung von (ett, e2t) = (e1 *, e2 *) gilt: 
(5.11) V2(Il2(e1•,e:,z,)) = V2(Il2(a1• 1))62 (t=O, 2, 4, ... ). 
Für gegebenes at + 1 ist dadurch die Höhe der optimalen Ausgleichszahlung 
zt eindeutig bestimmt. 
Die Lösung des Optimierungsproblems (5.5) ist formal bis auf die 
veränderten Parameter und Indizes vollkommen analog zur Lösung des 
Problems in (5.4), so daß sich eine ausführliche Beschreibung des Lösungs-
wegs erübrigt. Aus den notwendigen Bedingungen ergibt sich wiederum 
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analog zu (5.10), daß (e1t+ 1, e2t+ 1) = (e1 *, e2 *)gilt.Ebenso wird die optimale 
Ausgleichzahlung z,.+t wieder durch die im Optimum bindende Neben-
bedingung bestimmt: 
(5.12) (t = 0, 2, 4, ... ). 
Die Bedingungen (5.11) und (5.12) bilden ein System rekursiver Gleichun-
gen, die das Gleichgewicht implizit im Sinne temporärer Reaktions-
funktionen für alle Perioden t=0, 1, 2, ... beschreiben. 
Bei einem endlichen Zeithorizont würde solch ein System auch rekursiv 
und in Verbindung mit einer Bedingung, die an die letzte Periode 
anknüpft, gelöst. Der unendliche Zeithorizont unseres Modells läßt dies 
aber nicht zu. Eine explizite Lösung und damit die Bestimmung eines 
teilspielperfekten Gleichgewichts wird in unserem Fall erst durch die 
Stationari tätseigenschaft der Zei tpräferenzordn ung ermöglicht. Aufgrund 
dessen, daß die Indifferenz zwischen zwei Periodennutzen in verschie-
denen Zeitpunkten nur von der Zeitdifferenz zwischen den Perioden und 
nicht von den absoluten Realisierungszeitpunkten abhängt, sind die 
Optimierungsprobleme beider Regierungen für alle Perioden, in denen sie 
jeweils ein Angebot abgeben sollen, identisch. Folglich sind die optimalen 
Ausgleichszahlungen zt in Angeboten der verhandlungsbeginnenden 
Regierung 1 alle gleich, so daß gilt 
(5.13) 
und entsprechend gilt für Regierung 2, 
Z 1 = z3 = 7.~ = ... = : 2.2 
Damit und mit (5.10) - (5.13) wird ein teilspielperfektes Gleichgewicht 
somit periodenunabhängig vollständig durch 
(5.14) 
91 
(515) V2( Il2(e/, e,*, z1)) = V2( Il2(e/, e,*, z2))62 
charakterisiert. Die Stetigkeit der Nutzenfunktionen in z sowie ihre 
Definition auf einem beschränkten und abgeschlossenen Intervall sichern, 
daß die aus den in (5.14), (5.15) implizit bestimmten Reaktionsfunktionen 
R 1(z2) und R2(z1) zusammengesetzte Funktion R 1 0 R2 : R • R mindestens 
einen Fixpunkt besitzt und somit Ausgleichszahlungen z1* und z2* existie-
ren, die diese Gleichungen erfüllen. Dadurch wird ein zeitlich invariantes 
Angebota1*, 
(5.16) 
definiert, das die verhandlungsbeginnende Regierung 1 machen würde, 
solange der Verhandlungsprozeß andauert. Ebenso wird ein zeitlich 
invariantes Angebot a2*, 
(5.17) 
definiert, das die zunächst reagierende Regierung 2 abgeben würde, so-
lange der Verhandlungsprozeß andauert. 
Analog zu dem Problem, in dem die Regierung 1 die Verhandlungen 
beginnt, läßt sich das Problem für einen Beginn durch Regierung 2 
beschreiben. Die Stationaritätseigenschaft der Zeitpräferenzordnung 
kommt auch hier wieder vereinfachend zum Tragen. Die Optimierungs-
probleme der beiden Regierungen sind durch die Stationarität der Zeit-
präferenzen in allen Perioden, in denen diese ein Angebot abgeben, 
identisch. Folglich wird Regierung 2, wenn sie die Verhandlungen 
beginnt, das Angebot a2* abgeben. 
Die Gleichgewichtsstrategien F*={Ft*h=o, 1, ... von Regierung 1 und 
G* = {Gt*h= o, 1, ... von Regierung 2, die das teilspielperfekte Gleichgewicht 
vollständig beschreiben, enthalten somit nur Angebote vom Typ a 1* bzw. 
a2*. Sie enthalten außerdem die Regel, alle Angebote, die einen gerin-
geren Nutzen als die entsprechenden eigenen Gleichgewichtsangebote in 
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der nächsten möglichen Verhandlungsrunde stiften, abzulehnen und nur 
die anzunehmen, die einen äquivalenten oder höheren Nutzen ergeben. 
Da sich die auf ein Angebot a 1* bzw.a2* reagierende Regierung im Falle 
einer Ablehnung in der nächsten Verhandlungsrunde und allen weiteren 
Verhandlungsrunden nicht verbessern kann, wird eine rational han-
delnde Regierung 2 in der Periode t=O einem Angebot a1* von Regierung 
1 sofort zustimmen, wenn diese die Verhandlungen beginnt. Ent-
sprechendes gilt bei einem Angebot a2* von Regierung 2 in Periode t= 0. 
Die Gleichgewichtsangebote a 1* und a2* implizieren gemäß (5.9) in 
Verbindung mit (4.5) - (4.7) eine gesamtkostenminimale Umweltalloka-
tion (e1 *, e2 *), wobei der maximale aggregierte Effizienzgewinn n* er-
reicht wird und damit im Gleichgewicht 
(518) n•(e/, e, •) = n1(a1•) + n'(a '*) 
= Il'(a2*l + fl'(a'*l 
gilt. Somit werden in einem teilspielperfekten Gleichgewicht die inter-
nationalen externen Effekte mit dem vereinbarten Abkommen voll-
kommen internalisiert. Die in diesem Modell vorgegebenen Rahmen-
bedingungen üben somit keinen negativen Einfluß aus, sondern begüns-
tigen eine effiziente Allokation der Umweltressourcen. Ihre Auswirkun-
gen werden nur in der Verteilung des Effizienzgewinns sichtbar. 
Die Gleichgewichtsbedingungen (5.14) und (5.15) sind ähnlich wie die 
Bedingung (4.15) des statisch-axiomatischen Verhandlungsmodells als 
eine Teilungsregel zu verstehen, die die Aufteilung dieses maximalen 
Effizienzgewinns n* bestimmen. Dabei wird deutlich, daß bei gegebenen 
Zeitpräferenzen mit O <61, 62 < 1 diejenige Regierung einen Vorteil besitzt, 
die in der Stackelberg-Unabhängigkeitsposition ist und anbieten darf. Es 
erhält dadurch diejenige Regierung, die die Verhandlungen initiiert und 
ein erstes Angebot abgibt, einen größeren Anteil an den zukünftigen 
Effizienzgewinnen n*. Beispielsweise in (5.14) muß, für O < 61 < 1, 
II 1(a1*)>II 1(a2*) gelten, damit die Gleichgewichtsbedingung erfüllt ist. 
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Die Differenz zwischen beiden Periodennutzen steigt, je niedriger der Dis-
kontfaktor 61 ist. Entsprechendes gilt für (5.15).41 
Diese Zweiteilung der notwendigen Bedingungen des teilspielperfekten 
Gleichgewichts in eine Effizienzbedingung und eine Aufteilungsbedin-
gung hat entsprechende Konsequenzen bei der Untersuchung von Auswir-
kungen exogener Einflußfaktoren. Die Ausgangsbedingungen in den 
beiden Umweltregionen in Form der Entsorgungskosten- und Schadens-
funktionen sowie der spezifischen Eigenschaften des Umweltsystems 
bestimmen ausschließlich die Höhe des Effizienzgewinns II*. In diesem 
Zusammenhang wurde schon in Abschnitt 4.1. der Einfluß von verän-
derten Assimilations- und Verteilungskräften des Umweltsystems auf die 
Höhe dieses Gewinns herausgearbeitet. Dagegen haben die potentiellen 
individuellen Kosten der Nichteinigung, die durch den Ablauf des 
Verhandlungsprozesses und die individuellen Zeitpräferenzen der beiden 
Regierungen beeinflußt werden, keine Auswirkungen auf die Gewinn-
höhe IT*.51 
Die Bestimmungsgrößen des Umweltsystems haben wiederum keine 
Bedeutung für die Verteilung des Effizienzgewinns, d.h. es ist für das in 
einem teilspielperfekten Gleichgewicht erreichbare relative Nutzen-
niveau jeder Regierung unbedeutend, in welcher Umweltregion die ein-
zelnen Anteile des Effizienzgewinns ihren Ursprung haben. Nur die 
potentiellen individuellen Kosten der Nichteinigung sind dafür ausschlag-
gebend. Die im nächsten Abschnitt folgende komparativ-statische 
Analyse hat somit nur noch die Aufgabe, die exogenen Einflüsse auf diese 
Kosten aufzuzeigen. 
41 In einem teilspielperfekten Gleichgewicht ohne Ausgleichszahlungen, d.h. mit der 
Nebenbedingung z=0, würden die Bedingungen (5.14) und (5.15) auch die Umwelt-
allokation bestimmen. In diesem Fall fordern die notwendigen Bedingungen (5.51 
und (5.6) des Optimierungsproblems nur, daß die Umweltallokation paretooptimal 
sein muß. Die genaue Bestimmung der Allokation und damit die Aufteilung des 
Effizienzgewinns erfolgt durch die Bedingungen (5.14) und (5.15). 
5) Es sei aber an dieser Stelle schon darauf hingewiesen, daß dieses nur unter "idealen" 
Rahmenbedingungen gilt, d.h. die beiden Regierungen unter vollkommener und 
vollständiger Information agieren. 
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Abschließend sollen die Eigenschaften des teilspielperfekten Gleich-
gewichts an einem einfachen Beispiel näher illustriert und mit den Ergeb-
nissen des Nash-Modells aus Kapitel 4 verglichen werden. Dabei gehen 
wir davon aus, daß die beiden Regierungen vollkommen risikoneutral sind 
und sich ihre Zeitpräferenzen einfach in Form des Gegenwartswerts aller 
zukünftigen Umweltkostenvorteile darstellen lassen. Ihre Zielfunktion 
aus (5.3) reduziert sich damit auf 
(5.19) (i= 1, 2). 
Mit dieser Annahme reduzieren sich die Gleichgewichtsbedingungen aus 
(5.14), (5.15) unter Berücksichtigung von (5.16), (5.17) auf 
f1 1(a'•1 = l1 1(a 1•) 61, 
fl 2(a'*) = fl'(a'*)62. 
Bezieht man die Effizienzbedingung (5.18) in die beiden Gleichungen ein, 
dann werden dadurch die Umweltkostenvorteile pro Periode der beiden 
Regierungen als konstanter Anteil am maximalen Effizienzgewinn n* 
bestimmt. Beginnt Regierung 1 die Verhandlungen, ergibt sich die Auf-
teilung 
(5.20) 








n*(l-6 )· 1 
1 U1 
Abbildung 5.1 zeigt für dieses Beispiel graphisch die Nutzenverteilung in 
einem teilspielperfekten Gleichgewicht bei den Aufteilungen gemäß (5.20) 
und (5.21). Die geometrischen Orte der jeweils in einer Verhandlungs-
runde t noch erreichbaren Nutzenkombinationen gewinnt man, indem 
man die Nutzenfunktionen in (5.19) nach TI 1 und TI2 auflöst und in die 
Effizienzbedingung ( 4. 7) einsetzt: 
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Beginnt Regierung 1, und man einigt sich sofort in der ersten Runde, 
ergibt sich mit Hilfe von (5.19) und (5.20) die Aufteilung 
Diese entspricht Punkt A0 in der Abbildung 5.1. Beginnt Regierung 2, ist 
es die Kombination 
(5.23) ( 
(1-6 \6 l -6 ) 
(u2• u2•) = Z' 1 n• 1 n• 
1 ' 2 0 -6 6 \(1-6 ) ' 0 -6 6 )(1-6 J ' 
1 Z' 1 1 2 2 
dargestellt durch den Punkt B0• Die von den Punkten A0 und B0 ausgehen-
den gestrichelten Linien deuten die Nutzenschranken der jeweils reagie-
renden Regierung zwischen Annahme und Ablehnung an, denen die 
anbietende Regierung bei ihrer Angebotswahl Rechnung tragen muß. 
Folgt man ihnen, dann beschreibt die Folge der Punkte A0, B1, Az, 8 3, ••• die 
teilspielperfekten N utzenaufteilungen, wenn Regierung 1 in Periode t = 0 
beginnt und entsprechend die Folge der Punkte B0, Al' B2, A3, •.. den Fall, 
wenn Regierung 2 beginnt. 
Mit dem Beispiel körinen wir einen direkten Vergleich zwischen der 
statisch-axiomatischen und der dynamisch-strategischen Verhandlungs-
lösung ziehen, wenn wir davon ausgehen, daß die Menge der bei einer 
Einigung in Periode t = 0 erreichbaren Nutzenkombinationen identisch zu 
der Menge Waus dem statischen Verhandlungsmodell ist. Dazu muß mit 
(5.19) gelten 
(5.24) (i= 1, 2). 
Dieser Fall impliziert mit (4.8) auch Wi(O) = ~; = 0. Die Effizienzregel 
(4.16) impliziert n•,,,n 1 + n2 und fordert zusammen mit der Aufteilungs-
regel (4.15) 
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Löst man die Gleichungen nach n1 und berücksichtigt daneben, daß 
n*"' n1 + n2 gilt, dann ergibt sich die Aufteilung 
(5.25) ( n1(a), n2(a)) = ( y n•, (1-y) n• ). 
Diese Aufteilung für das statisch-axiomatische Modell, verglichen mit den 
Aufteilungen (5.20) und (5.21) für das dynamisch-strategische Modell, 
läßt den Einfluß der zusätzlichen Information erkennen, die in der 
expliziten Beschreibung des Verhandlungsprozesses und den individu-
ellen potentiellen Kosten der Nichteinigung des dynamischen Verhand-
lungsmodells enthalten sind. Wir können nun den Parameter y als Maß 
für die Verhandlungsmacht von Regierung 1 aus dem Modell heraus 
erklären. Beginnt Regierung 1 die Verhandlungen, ist 
(5.26) 
das Maß ihrer Verhandlungsmacht in dieser Situation. Beginnt dagegen 
Regierung 2, reduziert sich dieses Maß für Regierung 1 auf 
(5.27) 
Im Fall der ursprünglichen Nash-Verhandlungslösung, d.h. endogener 
Bestimmung der Aufteilung durch das Symmetrie-Axiom und damit 
y = 1/2, teilen sich beide Regierungen gemäß (5.25) den Effizienzgewinn n* 
zu gleichen Teilen. Dazu sei angemerkt, daß diese Aufteilung unabhängig 
von der Höhe der Diskontfaktoren 61 und 62 ist. Diese spezielle Lösung ist 
in Abbildung 5.1 als Tangentialpunkt einer gleichseitigen Hyperbel an 
den Rand der Menge der Nutzenaufteilungen (Punkt C) dargestellt. 
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5.3. Die Auswirkungen von Veränderungen der Verhandlungs-
bedingungen auf das Gleichgewicht 
Die Verteilung der Effizienzgewinne im Gleichgewicht und damit das von 
den Regierungen jeweils erreichbare Nutzenniveau hängen bei einem 
gegebenen maximalen Effizienzgewinn n* von dem vorgegebenen Ablauf 
des Verhandlungsprozesses und den individuellen Zeitpräferenzen der 
beiden Regierungen ab. Betrachtet man die Ablaufstruktur des Verhand-
lungsprozesses mit alternierenden Angeboten zunächst als ein unver-
änderbares Merkmal des Modells, dann verbleiben die exogenen Para-
meter der individuellen Zeitpräferenzen und der zeitliche Abstand 
zwischen den einzelnen Verhandlungsrunden als exogene Größen, von 
denen es wichtig ist zu wissen, wie diese die endogenen Größen des 
Modells im Gleichgewicht beeinflussen. 
Ausgangspunkt der komparativ-statischen Analyse sind die von diesen 
Parametern abhängigen Gleichgewichtsbedingungen in (5.14) und (5.15). 
Da eine Änderung dieser Größen d.h. der marginalen Diskontraten r 1 und 
r2, der Periodenlänge t und der individuellen Risikopräferenz, keinen 
Einfluß auf die Allokation und damit auf die Höhe des Effizienzgewinns 
II* hat, sondern nur auf dessen Verteilung, vereinfacht sich die Analyse. 
Gemäß (5.18) ergänzen sich die Effizienzgewinnanteile der beiden Regie-
rungen im Gleichgewicht zu n*. Somit ist es für diese Untersuchung aus-
reichend, die Veränderungen des Gewinnanteils in der Stackelberg-
Unabhängigkeitsposition bzw. Abhängigkeitsposition für nur eine Regie-
rung darzustellen. Wir betrachten zu diesem Zweck ausschließlich die 
Effizienzgewinnanteile von Regierung 1, d.h. die Umweltkostenvorteile 
II 1(a 1*) und II 1(a2*). Zur Vereinfachung von deren Schreibweise sei im 
folgenden der Wert des Gewinnanteils in der Unabhängigkeitsposition 
kurz mit n 11 bezeichnet, d.h. 
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und entsprechend der in der Abhängigkeitsposition mit n12, d.h. 
Gemäß (5.18) können wir dann die Werte der entsprechenden Anteile von 
Regierung 2 durch n* - n11 und n*- n12 beschreiben, d.h. 
n• - n11 : = Il2(a 1•), 
n•- n12 : = Il'(a'•). 
Danach lauten die Gleichgewichtsbedingungen (5.14) und (5.15) 
(5.28) V'(n 12) = V1(n 11)e-',', 
V'(n•-n") = V2(n•-n")e·',', 
wobei noch ö1 sowie ö2 gemäß (5.2) durch e-r,' bzw. e-r2• ersetzt sind. 
Durch totale Differentiation bezüglich n 11 und n 12 sowie r 1, r2 und t, sowie 
Zurücksubstituieren von 61 und 62' e_rhält man folgendes Gleichungs-
system: 
[




V' 0 (n• - n 12)62 
0 
] rdn'l Ldn1J 
- i V 2(n• - n 12)62 
Da mit (5.28) n11 > n12 ist, impliziert die Konkavität von V1 und V2 
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(5.29) 
V\(n•-nll) 2, V2.(n•-n12). 
Für die Systemdeterminante 6. gilt folglich 
5.3.1. Einfluß der Zeitpräferenzen 
Eine erste wichtige Einflußgröße stellen die marginalen Diskontraten r1 
und r2 dar, die als individuelle Bestimmungsgröße der Diskontfaktoren in 
(5.2) eingeführt wurden. Positiv-ökonomisch interpretiert sind sie ein Maß 
zur Bewertung der individuellen Kosten der Nichteinigung einer 
Regierung. Sie bilden damit die politische "Ungeduld" ab, bis ein 
Abkommen mit einem bestimmten Ergebnis zustande kommt. Normativ 
betrachtet und komplementär zu den Kosten der Nichteinigung bewerten 
sie aber auch den zukünftigen Nutzenstrom, wenn schließlich ein dauer-
haftes Abkommen in einer Verhandlungsperiode geschlossen wird. Je 
höher die marginalen Diskontraten sind, umso größer sind die Kosten der 
Nichteinigung und damit die "politische Ungeduld", umso geringer wird 
aber auch der zukünftige Nutzenstrom vom Zeitpunkt des Verhand-
lungsbeginns aus bewertet. 
Die Gleichgewichtsbedingungen (5.14) und (5.15) machen deutlich (und 
der Grund dafür liegt wieder in der Stationaritätseigenschaft der Zeit-
präferenzordnung), daß nicht der Nutzen aller zukünftigen Umwelt-
kostenvorteile einen Einfluß auf das Verhandlungsergebnis hat, sondern 
nur die Kosten der Nichteinigung jeder Regierung von einer Verhand-
lungsrunde zur nächsten. Wenn wir die marginalen Diskontraten vari-
ieren, messen wir somit vornehmlich den Einfluß von Veränderungen der 
"politischen Ungeduld". 
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Auf welche Weise die Diskontraten r 1 und r 2 die Verteilung der 
Effizienzgewinne beeinflussen, läßt sich mit Hilfe der Cramerschen Regel 











dn11 r,6 yl(n12)V2(n*-n'2l 2 n 
-= > 0 
dr2 A 
(5.33) > 0. 
Gemäß diesen Multiplikatoren erhält Regierung 1 einen geringeren 
Anteil am Effizienzgewinn, wenn sich ihre eigene Zeitpräferenz mit der 
Diskontrate r 1 erhöht. Dagegen erhöht sich ihr Anteil, wenn die Diskont-
rate r2 der ausländischen Regierung 2 steigt. Damit wird deutlich, daß 
sich mit steigenden inländischen Diskontraten und sinkenden auslän-
dischen Diskontraten die Kosten der Nichteinigung der inländischen 
Regierung erhöhen, d.h. deren Gewinnanteil sinkt. 
Desweiteren läßt sich aus einem Vergleich von (5.30) mit (5.31) sowie 
(5.32) mit (5.33) eine Aussage darüber machen, wie sich bei einer 
Änderung der Diskontraten der relative Vorteil, den die Stackelberg-
Unabhängigkeitsposition gegenüber der Abhängigkeitsposition gewährt, 
verändert. Unter Berücksichtigung von (5.29) und n" > n12 gilt 




- > > 0. 
Steigt die Diskontrate rl' dann ist der Rückgang des Umweltkosten-
vorteils geringer, wenn Regierung 1 selbst die Verhandlungen beginnt. 
Bei einem Anstieg von r 2 ist der Anstieg des U mweltkostenvorteils größer, 
wenn Regierung 1 selbst beginnt. Folglich steigt mit einer Erhöhung der 
Diskontraten die Attraktivität, die Verhandlungen zu beginnen. 
Interessant im Hinblick auf einen Vergleich zwischen dem statisch-
axiomatischen Modell ohne Transaktionskosten und dem dynamisch-
strategischen Modell sind die Grenzfälle, wenn eine oder beide Regie-
rungen eine nur sehr geringe Zeitpräferenz besitzen. Nimmt die Dis-
kontrate eines Landes annähernd den Wert Null an, entstehen einer 
Regierung keine Kosten der Nichteinigung. 
Dazu betrachten wir die Gleichgewichtsbedingungen in (5.28). Besitzt 
beispielsweise die Diskontrate r1 von Regierung 1 annähernd den Wert 
Null, während für die Diskontrate von Regierung 2 gilt r2 >0, werden 
diese Bedingungen nur von n11 = n 12 = n* erfüllt. Regierung 1 erhält somit 
den gesamten Effizienzgewinn n*. Vollkommen anders sieht die Situation 
aus, wenn beide Regierungen keine Zeitpräferenz haben. Gilt im Grenzfall 
für beide Diskontraten r 1 =r2 =0, dann bleibt die Lösung unbestimmt.6 ' 
Jede Gewinnaufteilung erfüllt die Gleichgewichtsbedingungen. Dieses 
letzte Resultat entspricht im wesentlichem dem von Kapitel 4, wonach auf 
einem Verhandlungsmarkt ohne Transaktionskosten jede effiziente Lö-
sung möglich ist. Die dynamisch-strategische Lösung hat damit bestätigt, 
daß eine gewisse Unvollkommenheit auf Verhandlungsmärkten ver-
bunden mit positiven potentiellen Transaktionskosten notwendig ist, 
damit sich ein bestimmtes Ergebnis ergibt. 
6) Vergleiche zu diesem Ergebnis auch Binmore, Rubinstein und Wolinsky (1985). 
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5.3.2. Zeitlicher Abstand der Verhandlungsrunden 
Eine zweite für uns wichtige Größe ist der zeitliche Abstand 1 zwischen 
den Verhandlungsrunden, der ebenfalls gemäß (5.2.) als Bestimmungs-
größe der im Modell verwendeten Diskontfaktoren 61 und 62 dient. 
Während die Diskontraten ein relatives und individuelles Maß für den 
Einfluß von Zeit zwischen den Regierungen sind, ist diP- zeitliche Distanz 1 
im Vergleich dazu ein absolutes und für beide Regierungen gleiches Maß. 
Hier wird insbesondere die Frage im Vordergrund stehen, ob der Vorteil, 
die Verhandlungen zu beginnen sich verringert, wenn der Verhandlungs-
prozeß schneller ablaufen würde, d.h. wenn 1 sinkt. 
Verändert sich der zeitliche Abstand 1 zwischen den einzelnen Verhand-
lungsrunden und damit die Länge der Perioden, lassen sich zunächst nur 
relative Aussagen treffen. Aus dem Gleichungssystem können wir 
wiederum bestimmen: 
(5.34) 
(5.35) -----------------dt A 
Diese Änderungen haben kein eindeutiges Vorzeichen. Es hängt somit von 
der Größe der Diskontfaktoren und den Nutzenfunktionen ab, ob ein ab-
soluter Vor- oder Nachteil für eine Regierung mit einer Veränderung des 
zeitlichen Abstands der Verhandlungsrunden einhergeht. Substituiert 
man aber gemäß (5.28) in (5.34) V2(n*-n 12)62 durch V2(n*-n11 ) und in (5.35) 
61 V1(11 11 ) durch V1(n12) und bildet die Differenz aus beiden Größen, so zeigt 




6{2 V2(n* - n11 )V~(n11)-r 1 V 1(n11V!(n•-:-n11) 
t,. 
r2 V2(n•- n 11)( V~(n 12)-61 V~(1i11) )+r1 V1(n12{ V!(n•-n11)-62V!(n•- n12)) 
= -----------'--------------->0. t,. 
Eine Vergrößerung des zeitlichen Abstands 1: zwischen den Verhand-
lungsrunden vergrößert den Unterschied zwischen dem Effizienzgewinn-
anteil, den Regierung 1 erhält, wenn diese die Unabhängigkeitsposition 
einnimmt, gegenüber dem in der Abhängigkeitsposition. 
Je kürzer die einzelnen Verhandlungsrunden aufeinanderfolgen, umso 
geringer ist der Vorteil, den man aus der strategisch günstigeren 
Unabhängigkeitsposition ziehen kann. Anhand des oben dargestellten 
Beispiels mit einer risikoneutralen Zeitpräferenzordnung läßt sich zeigen, 
daß dieser Vorteil verschwindet, wenn die Periodenlänge sehr klein wird. 
Wir bestimmen dazu den Grenzwert der Effizienzgewinnanteile n" und n" 
für den Fall, daß 1: gegen null strebt. Das Grenzwertproblem für n 11 wird 
unter Berücksichtigen von (5.20) und der Definition der Diskontfaktoren 
in (5.2) bestimmt durch 
1-.e -tr2 
limn11 = lim-----n•. 
t • O t • O l -e -t<rl +rcj 
Das für n12 analoge Grenzwertproblem läßt sich daraus durch Einsetzen in 
die Gleichgewichtsbedingung in (5.19), n 12 = n11e-ri \ableiten:· 
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-tr1 -t(r1+r2' 
tim n12 = time -e n•. 
t-+O 't-+O 1-e -t(rl+rz> 
Beide Grenzwertprobleme können mit der Regel von de l'Höspital gelöst 
werden. Entsprechende Differentation von Zähler und Nenner ergibt: 
-u1 -t(r1+r~ 
-r1e +(r1 +r:z>e 
tim----------n• = 
Im Ergebnis zeigt sich, daß Regierung 1 bei einem sehr schnellen 
Verhandlungsablauf im teilspielperfekten Gleichgewicht, unabhängig da-
von ob sie die Verhandlungen beginnt oder nicht, immer den gleichen 
Anteil am Effizienzgewinn erhält. Dieser Grenzfall impliziert die Auf-
teilung 
Diese Aufteilung ist wieder kompatibel mit der Aufteilung (5.25), der 
verallgemeinerten N ash-Verhandlungslösung für den Fall 
Nur bei gleichen Zeitpräferenzen der beiden Regierungen in Form 
gleicher Diskontraten r 1 = r2 = r und einem unendlich schnellen Ver-
handlungsablauf ergibt sich eine gleiche Aufteilung des Effizienzgewinns, 
die unabhängig davon ist, wer die Unabhängigkeits- und wer die 
Abhängigkeitsposition einnimmt. Ausschließlich in diesem Fall ist das 
7) Binmore (l 980) hat dieses von uns analytisch abgeleitete Ergebnis graphisch gezeigt. 
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Ergebnis des ursprünglichen Nash-Verhandlungsmodells kompatibel mit 
unserer nichtkooperativen Lösung. 
Binmore, Rubinstein und Wolinsky (1985) haben über dieses Beispiel 
hinaus gezeigt, daß dieses Ergebnis auch im risikoaversen Fall gilt. Geht 
man somit von einem sehr schnellen Verhandlungsablauf aus und 
unterstellt den Regierungen gleiche Zeitpräferenzen, dann bestimmt der 
dynamisch-strategische Ansatz die ursprüngliche Nash-Lösung als einen 
Spezialfall. 
5.3.3. Einfluß von Risikoaversion 
Die dritte in der Zeitpräferenzordnung für das Verhandlungsergebnis 
bedeutungsvolle Einflußgröße ist das Maß der individuellen Risikopräfe-
renz. Untersucht man diese im Gleichgewicht eines Verhandlungsspiels, 
in dem die Verhandelnden ohne Unsicherheit und mit vollständiger 
Information agieren, so betrachtet man zunächst nur das "strategische 
Risiko". Es bezieht sich darauf, daß trotz der vorhandenen Sicherheit im 
Verlauf der Verhandlungen möglicherweise eine von der optimalen 
Strategie abweichende und unbeabsichtigte Fehlentscheidung getroffen 
wird. Dies wird von Selten (1975) als "trembling hand" bezeichnet.8 i Für 
uns erscheint in diesem Zusammenhang wichtiger, daß diese Unter-
suchung eine Vorhersage zuläßt, wie sich eine unterstellte Unsicherheit 
im Modell auswirkt. Damit greifen wir an dieser Stelle auf die nächsten 
Abschnitte vor, in denen Unsicherheit eingeführt wird. 
8) Selten (1975) verfeinert von diesem Argument ausgehend nochmals das Konzept teil-
spielperfekter Nash-Gleichgewichte und formuliert ein "perfektes Gleithgewicht". 
Teilspielperfekte Gleichgewichte haben die Eigenschaft, daß sie die irgendwann im 
Spielverlauf gemachten Fehler berücksichtigen und bestimmen, wie man sich in der 
Zukunft trotz des Fehlers optimal verhalten soll. Eine perfekte Strategie im Sinne 
von Selten (1975) hat noch die zusätzliche Eigenschaft, daß sie sogar die noch 
möglichen zukünftigen Fehler mit berücksichtigt. Myerson (1978) hat mit seinem 
Konzept des "proper equilibrium" dieses Konzept noch weiter pointiert. Seine prinzi-
pielle Idee ist, daß schwerwiegende Fehler mit geringerer Wahrscheinlichkeit als 
andere gemacht werden und man diese Gngleichverteilung in der Gleichgewichts-
strategie berücksichtigen muß. Vergleiche dazu auch van Damme ( 1983, 1131T. ). 
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Um die Auswirkungen von Risikoaversion zu untersuchen, vergleichen 
wir die Umweltkostenvorteile, die Regierung 1 bzw. 2 bei vollkommen 
identischen Zeitpräferenzordnungen im Gleichgewicht erzielt hätten, mit 
einer Situation, in der Regierung 2 stärker risikoavers ist.Ausgangspunkt 
sei somit eine für beide Regierungen identische Nutzenfunktion Ui, 
(5.37) 
In einem teilspielperfekten Gleichgewicht gilt damit gemäß (5.14) und 
(5.15) 
V(TT'(a2•)) = 6V(TT'(a'*ll 
V(TT'(a1*)) = 6V(TT 2(a"*)l 
Nutzen wir die Effizienzbedingung (5.18) und die verkürzte Schreibweise 
für die Werte der Effizienzgewinnanteile, d.h. n" = n1(a 1*), n22 = n2(a2*), 
n* - n" = n 1(a2*) sowie n* - n" = n 2(a 1*), dann lauten diese 
(5.38) V(n• - n22) = 6V(n11), 
(5.39) V(n• - n11 ) = 6V(n22). 
In diesem symmetrischen Fall sind die Umweltkostenvorteile der beiden 
Regierungen, wenn sie jeweils die Verhandlungen beginnen würden, 
gleich, d.h. n" = n22 : = n +. Sie werden implizit durch die Gleichung 
(5.40) V(n•- n") = 6V(n•- v- 1(6V(n"))) (i=l,2) 
bestimmt, die sich nach Auflösen von (5.38) nach n" bzw.n"' und Einsetzen 
in (5.39) ergibt. Dabei bezeichnet v· 1 die Inverse der Funktion V. 
Eine relativ stärkere Risikoaversion von Regierung 2 läßt sich nun mit 
einer Transformation der Funktion V durch eine monoton steigende, 
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konkave Funktion H mit H(O) =O abbilden.91 Dazu gelte gegenüber (5.37) 
(5.41) 
6t 
U2(at' t) : = H[VC[l(aJ)]- . 
1-6 
Im Gleichgewicht gilt ensprechend zu (5.38) und (5.39) 
H[V(n•- nll)I = 6H[V(n""l]. 
Entsprechende Auflösung der beiden Gleichungen definiert analog zu 
(5.40) die Bestimmungsgleichungen für die Umweltkostenvorteile nn und 
(5.42) 
(5.43) V(n•- n22) = 6V(n•- v- 1(H- 1[6H[V(n"l)])J 
Die Konkavität von H impliziert bei H(O) = 0 zusammen mit 0<6<1 auf 
der rechten Seite von (5.42) und (5.43), 10' daß 
(5.44) W 1[6H[VC·JII s W'[H[6V(·Jll 
6V(·), 
wenn man den Diskontfaktor 6 mit in die Funktion H einbezieht. Für die 
Gleichgewichtsbedingung (5.42) folgt damit 
9) Gemäß dem Arrow-Pratt-Maß der Risikoaversion R für eine Funktion f, R= -r•t r, 
verstärkt eine solche Transformation die Risikoaversion. In unserem Fall gilt 
H"V'+H'V" H" V" 
R= ----- = ---- 20. 
H'V' H' V' 
Mit Hund V konkav, d.h. H", V" <0 und monoton steigend, H', V' > 0, erhöht sich 
durch die Anwendung von H auf die Funktion V das Maß der Risikoaversion R. 
10) Für eine konkave Funktion Hund Os As l gilt H(Aa + O -A)b) 2 XH(a) + O-A)H(b). 
Mit b = 0 und HC0) = 0 folgt damit H(Aa) 2 XH(a). 
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s 6V(n•- v- 1(6V(n11 ))) 
Dieser Zusammenhang läßt sich direkt mit der Gleichgewichtsbedingung 
(5.40) für identische Präferenzen vergleichen. Da die Terme alle monoton 
fallend in n" sind, muß somit n11 in (5.42) größer als n11 = n+ in (5.40) sein. 
Es gilt analog dazu für (5.43) unter Berücksichtigung von (5.44) 
V(n•-n") = 6V(n•-v- 1(H- 1[6H[V(n22)]1)) 
Durch das umgekehrte Ungleichheitszeichen ist somit n" in (5.43) kleiner 
als n22 =n+ in (5.40). 
Damit ist gezeigt, daß sich eine relativ stärkere Risikoaversion von 
Regierung 2 im Vergleich zu Regierung 1 immer zugunsten von Regierung 
1 auswirkt. Beginnt Regierung 1 die Verhandlungen, steigt ihr Umwelt-
kostenvorteil gegenüber der Situation mit gleicher Risikopräferenz der 
beiden Regierungen; entsprechend sinkt natürlich der Umweltkosten-
vorteil von Regierung 2. Beginnt diese selbst die Verhandlungen, ist ihr 
Umweltkostenvorteil wiederum geringer gegenüber der Vergleichs-
situation, und der entsprechende Umweltkostenvorteil von Regierung 1 
erhöht sich. 10 • 
5.4. Die Auswirkungen von Veränderungen im Umweltsystem auf 
das Gleichgewicht 
In den vorausgegangenen Abschnitten dieses Kapitels haben wir verein-
fachend unterstellt, daß sich das Umweltsystem unserer Modellökonomie 
10) Vergleiche zu diesem Ergebnis auch Roth (1985). 
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über einen unendlichen Zeitraum hinweg in einem stationären und stabi-
len Gleichgewichtszustand befindet. Ebenso bleiben Entsorgungskosten-
und Schadensfunktionen in diesem Zeitraum unverändert. 
Die Vorteile solcher "stabilen" Ausgangsbedingungen vor einem unend-
lichen Zeithorizont sind, daß wir damit zum einen dem Verhandlungs-
prozeß keine zeitlichen Restriktionen auferlegen, die möglicherweise das 
Verhandlungsergebnis verzerren würden. Zum zweiten gibt man damit 
für jede mögliche Verhandlungsrunde die gleichen Startbedingungen vor 
und vereinfacht so die analytische Darstellung des gesamten Verhand-
lungsproblems unter dem nichtkooperativen Gleichgewichtskonzept. 
Diese vereinfachte Vorgehensweise ist natürlich nicht frei von uner-
wünschten Nebeneffekten, die das Modell nur zur Beschreibung spezieller 
Situationen geeignet erscheinen lassen. Solche Effekte können aber weit-
gehend durch eine Erweiterung der Modellannahmen beseitigt werden. 
Einer der kritischen Punkte des Modells ist, daß durch den unendlichen 
Zeithorizont des Modells die Zeitpräferenzen der Regierungen nur die 
Nutzenverluste widerspiegeln, die durch die zeitverzögerte Realisierung 
der entsprechenden Effizienzgewinnanteile entstehen. Im Modell läßt sich 
dieses Phänomen mit einer Veränderung des _Bezugszeitpunkts für eine 
nutzenmäßige Bewertung der zukünftigen Effizienzgewinnanteile ver-
deutlichen. Würden wir als Bezugszeitpunkt anstatt des Verhandlungs-
beginns den jeweiligen Einigungszeitpunkt wählen, wäre der Nutzen der 
Effizienzgewinnanteile im Zeitverlauf eine konstante Größe. Faktisch 
wird dadurch das Verhandlungsproblem auf einen Fall reduziert, in dem 
ein bestimmter Betrag oder ein Gut.mit einem bestimmten Wert für jede 
Regierung zwischen den beiden aufgeteilt werden soll. 121 
12) Somit läßt sich das ursprüngliche Modell praktisch auf alle die Fälle übertragen, in 
denen in einem bestimmten, endlichen Zeitraum, dessen Anfangszeitpunkt beliebig 
wählbar ist, ein bestimmter Effizienzgewinn realisiert wird und zwischen den 
beteiligten Ländern aufgeteilt werden muß. Dazu gehören Projekte grenzüber-
schreitender Zusammenarbeit mit einer bestimmten erwartungsgemäßen Lebens-
dauer, wie beispielsweise gemeinsame Klärwerke, bei denen u.a. im Rahmen der 
Kosten-Nutzen-Analyse und den Projektverhandlungen der Schlüssel festzulegen ist, 
nach welchem die Projektkosten auf die beteiligten Länder umzulegen sind. 
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Ein zweiter kritischer Punkt des Modells ist, daß die Ausgangsbe-
dingungen über den vorgegebenen unendlichen Zeitraum stabil sind. Dies 
schränkt die Aussagekraft des Modells im Hinblick auf die Erklärung 
realer Phänomene ein, da sich in der Realität solche Ausgangsbedingun-
gen im Zeitverlauf sicherlich verändern. 
Solche Veränderungen hängen, wie schon in der Umweltliteratur mehr-
fach aufgezeigt, im wesentlichen von den aktuellen Emissionsbelastun-
gen und somit von den bestehenden Emissionsbeschränkungen ab. Je 
schärfer solche gesetzlichen Beschränkungen sind, umso eher wird ein 
reales Umweltsystem in dem von uns für das Modell unterstellten statio-
nären Gleichgewichtszustand zwischen Immissionserhöhungen durch 
Emissionszugang und Immissionsabnahme durch Assimilation sein. 
Je weniger restriktiv die Umweltregulierung für ein intensiv genutztes 
Umweltsystems ist, umso größer ist die Gefahr, daß ein solches System 
aus dem Gleichgewicht gerät und "umkippt", d.h. sich dessen Assimila-
tionskräfte durch eine Überbelastung drastisch verringern. Somit wird 
man in diesem Zusammenhang nur über bestimmte endliche Zeiträume 
hinweg oder nur innerhalb gewisser Bandbreiten von Emissionsbelas-
tungen von "stabilen" Ausgangsbedingungen reden können. 
Die Modellerweiterungen in den folgenden Unterabschnitten zielen da-
rauf ab, diese Kritikpunkte aufzugreifen und zumindest teilweise durch 
entsprechende alternative Annahmen zu entkräften. 
5.4.1. Stabile Ausgangsbedingungen des Umweltsystems über 
endliche Zeiträume 
Treten im Zeitverlauf sprunghafte Veränderungen der Ausgangsbedin-
gungen auf, die zeitlich und in ihrer Größe determiniert sind, kann man 
das Verhandlungsproblem über den unendlichen Zeitraum als eine 
unendliche Folge von Teilverhandlungsproblemen über jeweils endliche 
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Zeiträume betrachten, in denen jeweils stabile Ausgangsbedingungen 
herrschen. Das teilspielperfekte Gleichgewichtskonzept erfordert zur 
Lösung eines solchen Systems eine rekursive Vorgehensweise, so daß bei 
der Auswertung der einzelnen Teilprobleme Bedingungen über die jewei-
lige Aufteilung des entsprechenden Effizienzgewinns in dem jeweiligen 
Folgeproblem angegeben werden müssen.13> 
Wir beschränken uns in der Darstellung auf den analytisch einfachsten 
Fall, in dem das internationale Umweltproblem nur noch eine bestimmte 
Zeit lang besteht, bzw. nur noch über einen bestimmten Zeitraum Effi-
zienzgewinne durch eine internationale Koordination erzielt werden 
können. Im dynamischen Verhandlungsmodell wird dazu die Anzahl der 
Perioden, in denen Effizienzgewinne möglich sind, beschränkt und eine 
Bedingung an die nachfolgenden Perioden ohne Effizienzgewinne 
gestellt. 14 > 
Wir modifizieren dazu unser dynamisches Verhandlungsmodell und 
nehmen an, daß nur bis einschließlich in Periode t=T Effizienzgewinne 
realisiert werden können. Dadurch verändert sich die Nutzenfunktion Ui, 
die in (5.3) die Zeitpräferenzen für einen unendlichen Zeithorizont be-
schreibt. Sie wird nun definiert durch 
(i= 1,2) 
13) Dazu vergleichbare Problemstellung gibt es in der Investitionstheorie bei der 
Auswahl des vorteilhaftesten Investitionsprojekts aus einer Reihe von möglichen 
Projekten mit unterschiedlichen Laufzeiten. Dabei muß jeweils die Vorteilhaftigkeit 
von Anschlußprojekten mit berücksichtigt werden. 
14) Beispiele dafür in der Realität sind internationale Umweltprobleme, ausgelöst durch 
Industrien, bei denen vorhersehbar ist, daß die Produktion innerhalb bestimmter 
Zeiträume eingestellt wird. Das können Grundstoffindustrien sein, deren Lager-
stätten bei einem vorgegebenen Ahbauprofil nach einer gewissen Zeit erschöpft sind, 
wie die Kaliminen im Elsaß um die Jahrhundertwende. Ein anderes Beispiel sind 
umweltintensive Produktionen, wie beispielsweise bestimmte Feuerungsformen bei 
Kohlekraftwerken, die im Zuge des technischen Fortschritts nach einer gewissen Zeit 
nicht mehr in der Form existieren, weil die Altanlagen durch neue ersetzt wurden. 
113 
Gemäß der Summenformel für eine endliche geometrische Reihe stellt der 
erste Summand den Nutzen bei sofortiger Einigung über einem Angebot at 
bis einschließlich zur Periode T dar. Der zweite, negative Summand mißt 
den Nutzenverlust bei Nichteinigung bis zur Periode t-1 einschließlich. 
Der Ausdruck läßt sich zusammenfassen zu 
(5.45) (i=l,2) 
Diese modifizierte Nutzenfunktion besitzt im Gegensatz zu der des 
ursprünglichen Modells im Aggregat nicht mehr die Stationaritätseigen-
schaft. Das impliziert, daß sich die Gleichgewichtsbedingungen in einem 
teilspielperfekten N ash-Gleichgewicht dieses dynamischen Verhand-
lungsmodells im Periodenverlauf verändern und somit zur Lösung des 
Gleichgewichtsproblems die Bedingungen für alle möglichen Verhand-
lungsrunden herangezogen werden müssen. 
Die auf der Basis dieser Nutzenfunktionen analog zu (5.4) und (5.5) zu 
lösenden Optimierungprobleme beider Regierungen für alle Perioden 
t=0, ... , T führen zu den (5.11) und (5.12) entsprechenden Gleichgewichts-
bedingungen: 
(t =O, ... , Tl, 
(t=O, ... , Tl, 
wobei a\*, a\/ und a\+ 1* die analog zu (5.16) und (5.17) bestimmten, 
aber nun zeitabhängigen Gleichgewichtsangebote der Regierung 1 bzw. 2 






(t =O, ... ,T) 
(t=O, ... ,T) 
Durch die Gleichgewichtsbedingungen sind wiederum die teilspielperfek-
ten Gleichgewichtsstrategien F*={fl*h=o, .. ,T für Regierung 1 und 
G* ={Gt*h=o, ... ,T für Regierung 2 bestimmt. Danach kommt es wieder zu 
einer sofortigen Einigung, da es für die in der. ersten Verhandlungsrunde 
reagierende Regierung individuell-rational ist, dem teilspielperfekten 
Eröffnungsangebot a\ * von Regierung 1 bzw. a\ * von Regierung 2, die 
Teil der jeweiligen Gleichgewichtsstrategie sind, zuzustimmen. Diese 
optimalen Eröffnungsangebote und ebenso die möglichen teilspielper-
fekten Folgeangebote implizieren erneut eine gesamtkostenminimale 
Umweltallokation (e/, e2*), da die Umweltbedingungen gegenüber dem 
urspünglichen dynamischen Modell unverändert blieben. 
Bei der Bestimmung der optimalen Ausgleichszahlungen und damit der 
Aufteilung der Effizienzgewinne im Gleichgewicht bestehen aber Unter-
schiede zum ursprünglichen Modell, da die Gleichgewichtsbedingungen 
(5.46) und (5.4 7) nicht mehr voneinander unabhängig sind wie die 
Bedingungen (5.11) und (5.12). 
Die Bedingungen bilden nun ein untereinander verknüpftes System von 
homogenen Differenzengleichungen erster Ordnung mit zeitlich abhän-
gigen Koeffizienten. Dieses System muß rekursiv gelöst werden, d.h. von 
dem letzten Angebot wird schrittweise rückwärtsgehend die Folge 
teilspielperfekter Angebote für alle Perioden t=0, ... , T und damit das 
optimale Eröffnungsangebot a 10 * bzw. a2 0 * bestimmt. Die Aufteilung der 
Effizienzgewinne hängt hier nicht nur davon ab, welche der beiden 
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Regierungen die Verhandlungen beginnt, sondern auch davon, welche von 
beiden in der Periode t = T ein letztes Angebot abgeben würde. 
Individuell-rationales Verhalten der in dieser Situation anbietenden 
Regierung impliziert die Wahl des Angebots aT so, daß der in dieser 
Periode nur noch einmal realisierbare Effizienzgewinn TI* vollständig ihr 
zufällt. Die reagierende Regierung, für die in Periode t=T+ 1 keine Ange-
botschance mehr besteht und die sich damit nicht mehr durch ein eigenes 
Angebot verbessern kann, handelt rational, wenn sie diesem extremen 
Angebot zustimmt.151 Welche der beiden Regierungen den Vorteil des 
letzten Angebots hat, wird durch die Größe von T festgelegt. Ist T gerade, 
dann gibt die beginnende Regierung das erste und das letzte Angebot ab. 
Ist T ungerade übernimmtjede von beiden eine dieser beiden Rollen. 
Die Aufteilung der Effizienzgewinne bei einer sofortigen Einigung ist in 
diesem Modell von der Größe des Zeithorizonts T abhängig. Dieser Einfluß 
wird in den Gleichgewichtsbedingungen (5.46) und (5.4 7) in den Faktoren 
(5.48) ii= 1, 2) 
deutlich. Diese sind analog zum ursprünglichen dynamischen Modell mit 
ein Maß für die jeweiligen Kosten der Nichteinigung jeder Regierung. Je 




(Öt-1 _ 6T+ 1)2 
> 0, 
1 1 
14) Würden sich nach diesem Zeitpunkt die Ausgangsbedingungen in der Weise ändern, 
daß immer noch Effizienzgewinne erzielt werden könnten, aber auf anderem Niveau 
und bei anderen Emissionsbeschränkungen, dann muß an dieser Stelle die neue, für 
den danach folgenden Zeitraum gültige Aufteilung des neuen Effizienzgewinns 
angegeben werden. 
116 
so zeigt sich, daß mit steigendem T der Faktor größer wird und somit die 
Kosten der Nichteinigung für beide Regierungen sinken. Bestimmen wir 
den Grenzwert des Faktors für T gegen unendlich, so gilt aufgrund 
0<6;<1, 
Dabei ergibt sich, daß in diesem Grenzfall die Gleichgewichtsbedingungen 
(5.46) und (5.47) identisch zu denen in (5.11) und (5.12) sind. Somit läßt 
sich das ursprüngliche Modell mit unendlichem Zeithorizont als ein 
Spezialfall des Modells mit endlichem Zeithorizontdarstellen.16 ' 
Je kleiner T, umso größer sind die Kosten der Nichteinigung jeder 
Regierung. Damit macht diese Betrachtung deutlich, daß mit einer Ver-
kürzung des Zeitraums, in dem Effizienzgewinne realisiert werden 
können, die Vorteilhaftigkeit der Stackelberg-Unabhängigkeitsposition 
steigt. Damit vergrößert sich der strategische Vorteil für denjenigen, der 
die Verhandlungen initiiert und ein erstes Angebot abgibt. Eine anfäng-
liche Nichteinigung würde diese Situation noch verschärfen, da für 
steigendes t gilt 
(8t-1 _ 6T+ 1)2 
< 0. 
1 1 
Bei anfänglicher Nichteinigung verkleinert sich mit steigendem t der 
Faktor (5.48), folglich würden, im Gegensatz zum Modell mit unendlichem 
Zeithorizont, die Kosten der Nichteinigung jeder Regierung von einer 
Verhandlungsrunde zur nächsten ansteigen. 
16) Einen ähnlichen Zusammenhang konnten mit einem anderen, allgemeineren Modell 
Fudenberg und Levine (1983) zeigen. 
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5.4.2. Stochastische Veränderungen der Ausgangsbedingungen des 
Umweltsystems 
In der Realität sind Behörden bei internationalen Verhandlungen über die 
tatsächlichen Ausgangsbedingungen der betreffenden Umweltsysteme, 
über die Entwicklung von Konsum und Produktion in deren Einzugs-
bereichen und damit über die tatsächliche Höhe der relevanten Entsor-
gungskosten und Schäden bestenfalls unvollkommen informiert. Zudem 
werden diese Größen im Zeitverlauf vielfältigen und unvorhersehbaren 
Änderungen unterworfen sein. 
Stellvertretend für die vielfältigen Formen allgemeiner Unsicherheit 
analysieren wir in diesem Abschnitt ein möglichst einfaches, im Umwelt-
zusammenhang aber typisches Beispiel. In diesem wird ein exogenes, mit 
zunehmender Verhandlungsdauer ansteigendes Risiko beschrieben, wo-
nach das Umweltsystem aus seinem stationären Gleichgewichtszustand 
gerät und sich die Umweltbedingungen in beiden Umweltregionen dras-
tisch verschlechtern. Eine Einigung über Emissionsbeschränkungen auf 
einem gegenüber dem Status quo niedrigeren Emissionsniveau kann 
dieses Ungleichgewicht verhindern.17> 
Dazu legen wir in diesem Modell zur Beschreibung des Verhandlungs-
ablaufs den gleichen alternierenden Angebots- und Reaktionsprozeß wie 
in den vorausgegangenen Abschnitten zugrunde. Bei der Bewertung von 
Verhandlungsangeboten weichen wir aber von dem bisherigen dyna-
mischen Modell ab. 
Erstens abstrahieren wir von einer Zeitpräferenz der beiden Regie-
rungen, um die Auswirkungen der Unsicherheit klarer herausstellen zu 
können. Dazu ist es notwendig, wieder auf die in (4.8) definierten von-
Neumann-Morgenstern-Nutzenfunktionen W1 und W2 zurückzugreifen. 
17) Die Aktualität und Realitätsnähe dieses Beispiels zeigt sich im "Umkippen" von 
Grenzgewässern im Saarland und auch bei langfristig irreversiblen Schäden in 
Gebieten, die durch "Waldsterben" bedroht sind. 
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Zweitens, solange sich die beiden Regierungen während des Verhand-
lungsprozesses nicht auf Emissionsbeschränkungen einigen, die pareto-
superior gegenüber dem Status quo sind, steigt die Wahrscheinlichkeit, 
daß die Assimilationskräfte des Umweltsystems nachlassen und das 
System seinen stationären Gleichgewichtszustand verläßt. Tritt dieser 
Fall ein, verursacht das einen sprunghaften Anstieg der Umweltkosten K1 
und K2 durch vermehrte, nicht wiedergutzumachende Schäden. Über 
einen langen Zeitraum hinweg, der zur Vereinfachung des Modells als 
unendlich angenommen wird, zeigen umweltregulierende Maßnahmen 
keine Wirkung mehr: Die Anreize zum Weiterverhandeln fehlen, weil 
keine Effizienzgewinne mehr erzielt werden können. 
Zur formalen Darstellung des Risikos nachlassender Assimilationskräfte 
ordnet jede der Regierungen 1 und 2 dem Eintritt der Ungleichgewichts-
situation im Umweltsystem eine subjektive Wahrscheinlichkeit P 1(qr 1, tt) 
bzw. P2(qr2, tt) zu, die mit zunehmender Verhandlungsdauer tt gleichfalls 
steigt. Wir nehmen an, daß diese Wahrscheinlichkeiten im Zeitverlauf mit 
einer konstanten Ereignisrate qr1 für Regierung 1 und q,2 für Regierung 2 
wachsen. Das bedeutet, wenn es bis zu einem beliebigen Zeitpunkt tt nicht 
zu einer Einigung gekommen ist, dann tritt innerhalb eines marginalen 
Zeitraums t, d.h. vom Zeitpunkt tt bis zum Zeitpunkt tt+c, das Ungleich-
gewicht mit der Wahrscheinlichkeit q,1 bzw. q,2 ein. Damit unterstellen 
wir, daß dieses Ereignis im Zeitverlauf eine exponential verteilte Zufalls-
größe181 ist und sich die Wahrscheinlichkeiten P 1(tt) und P 2(tt) somit 




P1(ljli,ct):=1-e 1 (i= 1, 2) 
Komplementär dazu beschreibt 
. -q,. rt 
1-P1(ljli,ctl:=e ' (i= 1, 2) 
18) Vergleiche dazu beispielsweise Mood, Graybill und Boes (1974, 11 lfT.). Die Annahme 
einer solchen Verteilung erscheint plausibel; man verwendet dieses Modell sehr oft 
zur Beschreibung der Haltbarkeit und Lebensdauer von technischen Systemen. 
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die Wahrscheinlichkeit für den Fall, daß sich das Umweltsystem, bis es zu 
einer vertraglichen Einigung zwischen den Regierungen kommt, noch in 
seinem stationären Gleichgewichtszustand befindet. 
Wir abstrahieren in diesem Modell von einer Zeitpräferenz der beiden 
Regierungen zur Bewertung von Angeboten im Verlaufe des schon hin-
reichend bekannten alternierenden Angebots- und Reaktionsprozesses. 
Einigt man sich in Periode t bei einem Angebot at, dann würde eine 
Einigung in Periode t+ 1 über dem Angebot at+ 1 = at den gleichen Nutzen 
stiften, falls bis dahin die Ungleichgewichtssituation des Umweltsystems 
noch nicht eingetreten ist. Die von uns in (4.3) definierten von-Neumann-
Morgenstern-Nutzenfunktionen W1 und W2 repräsentieren eine solche 
Präferenzordnung. Danach erzielen Regierung 1 und 2 in Periode t bei 
einem Angebot at einen zukünftigen Nutzen 
(5.51) w, = W'(IT'(a,)) (i= 1, 2), 
wenn sich das Umweltsystem noch im stationären Gleichgewichtszustand 
befindet. 
Tritt dagegen die Ungleichgewichtssituation ein, bevor eine Einigung 
zustande kommt, erzielen beiden Regierungen gegenüber dem Status quo 
einen Verlust n;° s O (i = 1, 2). Der in diesem Fall erreichbare Nutzen 
beträgt nur noch 
(5.52) (i=l,2), 
wobei w;° s ~; = Wi(O) ist. 191 
Unter diesen Bedingungen ist in jeder Verhandlungsrunde für die anbie-
tende Regierung die Wahl eines bestimmten Angebots gleichzusetzen mit 
der Wahl einer bestimmten Lotterie. Das trifft analog auch auf die reagie-
rende Regierung zu. Gemäß den von-Neumann-Morgenstern Annahmen, 
19) Ein Fall n °= 0 kann möglicherweise in Oberlieger-Unterlieger-Situationen eintre-
ten, in de~en einzig und allein der Unterlieger von der Cngleichgewichtssituation 
betroffen wird, während der Oberlieger im Status quo verbleibt. 
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welche die Gültigkeit der Erwartungsnutzen-Hypothese implizieren, 
lassen sich unter Einbezug von (5.51) und (5.52) die von uns unterstellten 
Präferenzordnungen der Regierungen über diese Lotterien durch Funk-
tionen Ui(at, t, w), 
(5.53) U'(a,, t, 1j1,): = 0-P'(ljl;' tt))W'(II'(a,)) + P'(ljl„ tt)W'(n,0 ) (i= 1, 2) 
repräsentieren. Sie dienen uns analog zu den Nutzenfunktionen (5.3) 
wieder als Zielfunktion zur Bewertung von Verhandlungsangeboten im 
Verlaufe des Verhandlungsprozesses. 
Zur Bestimmung eines teilspielperfekten Nash-Gleichgewichts für dieses 
Modell betrachten wir das zu (5.4) analoge Optimierungsproblem, wenn 
Regierung 1 die Verhandlungen beginnt und in Periode t ein Angebot at 
abgeben soll: 
(5.54) 
Ca,.,EÄ", t=0, 2, 4, ... ) 
Die Lösung des Optimierungsproblems läßt sich wieder durch die 
notwendigen Bedingungen zur Lagrangefunktion L, 
L = (l-P1(1j11, tt))W1(Il 1(a1)) + P1(1j11, tt)W1(n1°) + ,\[(1 - P'(ljl2, tt))W2(II'(a,)) 
+ P2(1j12, tt)W2(n,°)-(1- P2(1j12, t(t+ l)))W2(II2(a1 H))- P2(1j12, t(t+ l))W2(n,°)l 
charakterisieren, wobei A. eine nichtnegative Lagrangevariable ist. Die 
notwendigen Bedingungen lauten: 
(5.55) L01 = O -P'>W\n'e, + An - P'lW' .n\ = o, 
(5.56) L02 = 0-P')W\Il'.2 + ,\(1-P')W20 n 202 = 0, 
(5.57) L, = 0-P')W\Il'z + ,\(1-P2)W20 n'z = 0. 
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Als Bedingung für den komplementären Schlupf gilt 
(5.58) A[(l- P2(1j12, tt))W2(TT2(a,)) + P'('I',, tt)W'(n,°l 
- 0-P'('I',, t(t+ l)))W'(TI'(a,. 1))- P'('I',, t(t+ l))W'(n,°)] = 0. 
Unter Berücksichtigen von n1.=1 und n\• -1 vereinfacht sich (5.57) zu 
Diese Gleichung, in (5.55) und (5.56), eingesetzt impliziert wiederum die 
Gültigkeit von (5.9) bzw. (4.5). Demgemäß schließt das optimale Angebot 
at auch bei Unsicherheit gesamtkostenminimale Emissionsbeschrän-
kungen (e 1 *, e2 *) ein. 
Die Nebenbedingung des Problems ist im Optimum analog zu (5.11) 
wieder bindend, so daß mit Berücksichtigung der gesamtkostenminimalen 
Emissionsbeschränkungen (e1 *, e2 *) gilt 
womit für gegebenes at+l die Ausgleichszahlungen zt eindeutig bestimmt 
sind. Ersetzt man die Wahrscheinlichkeiten gemäß (5.50), 
und vereinfacht die Bedingung durch Umformen, dann erhalten wir 
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(5.60) (t=O, 2, 4 ... ). 
Vollkommen analog dazu kann man das Optimierungsproblem von 
Regierung 2 in der Folgeperiode lösen. Dessen Lösung impliziert ebenfalls 
gesamtkostenminimale Emissionsbeschränkungen (e 1 *, e2 *) und eine 
Ausgleichszahlung zt+ 1, die durch 
bestimmt ist. 
Die Bedingungen (5.60) und (5.61) bilden ebenso wie (5.11) und (5.12) ein 
System temporärer Reaktionsfunktionen, die analog zu der Argumen-
tation in Abschnitt 5.2. untereinander als gleichwertig anzusehen sind: 
Das Optimierungsproblem einer Regierung, wenn diese in irgendeiner 
möglichen Verhandlungsrunde zur Abgabe eines Angebots aufgefordert 
wird, ist identisch gleich zu dem Problem, das diese in der zwei Perioden 
zurückliegenden Verhandlungsrunde gehabt hat.20 ' 
Die Aufteilung des Effizienzgewinns im teilspielperfekten N ash-Gleich-
gewicht dieses Modells wird somit mit Hilfe von 
festgelegt. Dabei sind a 1 + und a2 + die entsprechend zu (5.16) und (5.17) 
definierten Gleichgewichtsangebote, die Regierung 1 bzw. 2, wenn sie in 
der Stackelberg-Unabhängigkeitsposition sind, abgeben werden. Die auf 
20) Der Grund dafür ist, daß die in (5.53) definierte Nutzenfunktion die Eigenschaften 
1-6 unserer Zeitpräferenzordnung erfüllt und damit ebenfalls die Stationaritäts-
eigenschaft. Vergleiche dazu auch Binmore, Rubinstein und Wolinsky (1985). 
123 
ein solches Angebot reagierende Regierung wird diesem zustimmen, da sie 
sich bei einer Ablehnung in der folgenden Verhandlungsrunde nicht 
verbessern kann. Somit kommt es im Gleichgewicht wieder zu einer 
sofortigen Einigung. 
In den Gleichgewichtsbedingungen (5.62) und (5.63) stellen e-11'1' und e-11'2' 
die Übergangswahrscheinlichkeiten für den Fall dar, daß das Umwelt-
system von einer Verhandlungsrunde zur nächsten noch in seinem statio-
nären Gleichgewichtszustand verbleibt. Es liegt dabei in der Eigenart der 
unterstellten Exponentialverteilung, daß diese Übergangswahrschein-
lichkeiten konstant sind. 
Vergleicht man nun die Bedingungen (5.62) und (5.63) mit den 
Gleichgewichtsbedingungen (5.14) und (5.15) des dynamischen Modells 
mit unendlichem Zeithorizont bei Sicherheit, dann wird deutlich, daß von 
den Übergangswahrscheinlichkeiten e-"'1' und e-"'2' eine sehr ähnliche 
Wirkung wie von den Diskontfaktoren 61 = e-r1' und 62 = e-r2< ausgeht. 
Analog zu den marginalen Diskontraten r 1 und r2 kann man die 
marginalen Ereignisraten ip1 und ip2 als ein individuelles Maß für den 
"Pessimismus" einer Regierung bezeichnen, das diese der Schnelligkeit 
zuordnet, mit der die Ungleichgewichtssituation des Umweltsystems 
eintritt. Je größer ip1 und ip2, umso "pessimistischer" ist eine Regierung, 
d.h. umso geringer sind ihre Erwartungen, vor Eintritt der Ungleich-
gewichtssituation im Umweltsystem eine Einigung in den Verhandlungen 
zu erzielen und diese gemäß dem Modell dadurch zu verhindern. 
Eine "pessimistische" Einschätzung schwächt ihre Verhandlungsposition. 
Ihr entstehen dadurch höhere Kosten der Nichteinigung, die zu einer 
Verringerung ihres Effizienzgewinnanteils führen. Dieser Zusammen-
hang läßt sich analog zu der Diskussion in den Abschnitten 5.2. und 5.3. 
anhand der Gleichgewichtsbedingungen nachweisen. Da in der Ungleich-
gewichtssituation ein Verlust an Effizienzgewinnen auftritt und damit 
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n,° s; 0 < Il'(a") (i= l, 2) 
gilt, verringert sich folglich mit einem Anstieg von 1l'; der Wert des Terms 
auf der rechten Seite von (5.62) bzw. (5.63). Folglich kann ceteris paribus 
auf der linken Seite mit steigendem 1l'; der entsprechende Effizienz-
gewinnanteil, den die andere Regierung der Regierung i anbietet, 
geringer sein. 
Dieser Effekt kann darüber hinaus durch den möglichen Effizienzverlust 
n;° (i = 1, 2) in der Ungleichgewichtssituation noch verstärkt werden. Je 
niedriger der Nutzen Wi(n;°) in diesem Fall ist, umso niedriger ist bei 
gegebenen Übergangswahrscheinlichkeiten wiederum der Term auf der 
rechten Seite der Gleichgewichtsbedingungen. Entsprechend argumen-
tiert, je kleiner n;° ist, umso niedriger ist der Effizienzgewinnanteil, der 
Regierung i von der anderen Regierung im Gleichgewicht angeboten wird. 
In diesem Modell treten analog zu der Analyse in Abschnitt 5.3. wieder die 
gleichen relativen Effekte zwischen der Unabhängigkeitsposition und der 
Abhängigkeitsposition auf. Je "pessimistischer" die beiden Regierungen 
sind, d.h. je größer die Raten qr I und q,2 oder je größer die möglichen 
Effizienzverluste sind, d.h. je niedriger n1 ° und n/, umso größer ist der 
Vorteil der Unabhängigkeitspostion gegenüber der Abhängigkeitspostion. 
Das trim auch bei einer Verkürzung des zeitlichen Abstandst zwischen 
den Verhandlungsrunden zu. 
5.5. Zusammenfassung 
In diesem Kapitel haben wir Verhandeln als einen sequentiell ablau-
fenden und zeitintensiven Prozeß dargestellt, in dessen Verlauf beiden 
Regierungen Kosten entstehen. Diese resultieren aus dem Ablauf des 
Verhandlungsprozesses in einzelnen Verhandlungsrunden, die in end-
lichen Zeitabständen aufeinanderfolgen. Durch die Nichteinigung in einer 
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Verhandlungsrunde entgeht jeder Regierung ihr Anteil an dem möglichen 
Effizienzgewinn in der Periode. 
Im Rahmen eines dynamisch-strategischen Verhandlungsspiels wird diese 
Situation unter genau vorgegebenen Bedingungen für den Ablauf des 
Verhandlungsprozesses, d.h. mit alternierenden Verhandlungsangeboten 
und Reaktionen, modelliert. Den Verhandlungsparteien wird in diesem 
Prozeß ein individuell-rationales nutzenmaximierendes Verhalten unter-
stellt, wonach jeder das zukünftige Verhalten des anderen antizipiert und 
in seine eigenen Entscheidungen einkalkuliert. 
Der einzig sinnvolle Gleichgewichtsbegriff, um ein solches Verhalten zu 
analysieren, ist, wie schon im Kapitel 3 skizziert. das nichtkooperative 
Nash-Gleichgewichtskonzept. Das im Modell angewandte teilspielper-
fekte Gleichgewicht stellt eine spezielle Variante dieses Konzepts dar, die 
der dynamischen Struktur des Modells Rechnung trägt. 
Unter diesen Bedingungen zeigt sich, daß die Rahmenbedingungen der 
Verhandlungen für eine internationale Koordination der Umweltregu-
lierung in unserer Modellökonomie "ideal" in der Hinsicht sind, daß diese 
eine effiziente Allokation begünstigen. In dem dynamischen Verhand-
lungsmodell unter Sicherheit, d.h. dem Modell mit unendlichem wie auch 
dem mit endlichem Zeithorizont, und in dem Modell mit allgemeiner 
Unsicherheit wird im Gleichgewicht von einer beliebigen Ausgangs-
situation unverzüglich (in der ersten Verhandlungsrunde) eine vertrag-
liche Einigung auf paretooptimale Emissionsbeschränkungen erreicht. 
Die Modellierung des Verhandlungsproblems mit Ausgleichszahlungen 
sorgt zudem dafür, daß diese die zusätzliche Eigenschaft besitzen, gesamt-
kostenminimal zu sein. 
Die Ursache für dieses effiziente Ergebnis verbirgt sich in der Annahme 
vollständiger Information und in den potentiellen, aber vermeidbaren 
Transaktionskosten. Darin sind ökonomische Anreize enthalten, sich 
schnell zu einigen. Somit impliziert ein individuell-rationales nutzen-
maximierendes Verhalten, daß gleichzeitig die Transaktionskosten 
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minimiert werden.211 Im Zusammenhang mit der Diskussion um das 
"Coase-Theorem" bedeuten die gewonnenen Ergebnisse: Ein kosteninten-
sives Verhandeln individuell-rationaler nutzenmaximierender Verhand-
lungsparteien über die Internalisierung externer Effekte führt unter 
vollständiger Information zu effizienten Lösungen, die unabhängig von 
der initialen Verteilung der Verfügungsrechte sind, wenn sich diese 
potentiellen Transaktionskosten vermeiden lassen. 
Bei der Aufteilung der Effizienzgewinne hat dann naturgemäß diejenige 
Regierung einen Vorteil, die die geringeren Opportunitätskosten der 
Nichteinigung aufweist und darüberhinaus die, die sich in eine strate-
gisch bessere Position bringen kann. 
Somit üben die individuellen Kosten der Nichteinigung nicht nur Anreize 
hinsichtlich einer schnellen Einigung aus, sondern übernehmen zugleich 
eine Verteilungsfunktion. Wie das Modell gezeigt hat, sind die Effizienz-
gewinnanteile einer Regierung umso größer, je schwächer die inländi-
schen Zeit- und Risikopräferenzen sind, je kleiner exogene Risiken einge-
schätzt werden und je weniger "pessimistisch" eine Regierung bei der 
Einschätzung des Ereigniszeitpunktes ist. Entstehen den Regierungen 
jedoch im Grenzfall keinerlei Kosten der Nichteinigung, dann ist 
wiederum wie im kooperativen Modell jede Aufteilung möglich. Somit 
sind gewisses Kosten notwendig, um eine Aufteilung erklären zu können. 
Eine gewisse Unvollkommenheit des Verhandlungsmarktes besteht 
darin, daß eine Verhandlungspartei zeitweise eine bessere strategische 
Position einnehmen kann als die andere. Im Modell ist die strategisch 
bessere Position die Möglichkeit, aktiv ein Angebot abzugeben, anstatt 
nur passiv auf ein solches zu reagieren. Dieses zeigt sich darin, daß die 
anbietende Regierung im Gleichgewicht einen höheren Anteil am 
Effizienzgewinn erhält. Der Vorteil einer solchen Position und damit das 
Maß der Unvollkommenheit auf dem Verhandlungsmarkt verringert sich 
21) Diese Ergebnisse gelten nicht nur für den Fall vermeidbarer Verluste an zukünftigen 
Effizienzgewinnen, sondern auch, wie Rubinstein (1982) gezeigt hat, für den Fall mit 
fixen Verhandlungskosten, die jeder Verhandlungspartei pro Verhandlungsrunde 
entstehen. 
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aber, je schneller die einzelnen Verhandlungsrunden aufeinanderfolgen. 
Im Grenzfall, wenn keinerlei Zeitverzögerungen entstehen, verschwindet 
dieser Vorteil ganz. 
Das Modell mit endlichem Zeithorizont hat im Gegensatz dazu deutlich 
gemacht, daß mit einer Verkürzung des Zeitraums, in dem sich die 
Möglichkeit bietet, Effizienzgewinne zu erzielen, die Bedeutung solcher 
strategisch günstigen Positionen noch steigt. Das trifft auch auf das 
Modell mit allgemeiner Unsicherheit zu. Letzteres hat darüberhinaus 
gezeigt, daß je pessimistischer eine Regierung ist und je größer der 
Effizienzverlust ist, der ihr bei Eintritt des Ungleichgewichts im Umwelt-
system entsteht, umso geringer sind die entsprechenden Effizienzgewinn-
anteile bei einer vertraglichen Einigung. 
Die Gründe für eine schnelle Einigung sind somit bei der vollständigen 
Information jeder Regierung über das Verhalten der anderen zu suchen. 
Vollständige Information erzeugt eine endogene Sicherheit in den beiden 
Länderökonomien, wonach jede Regierung über die ausländischen Um-
weltbedingungen und Zeitpräferenzen genauso gut wie über die inlän-
dischen Gegegebenheiten informiert ist. Demgemäß hat jede Regierung 
eine sichere Voraussicht auf das potentielle optimale Angebots- und 
Reaktionsverhalten der ausländischen Regierung. Diesem kann das 
eigene strategische Verhalten im Verhandlungsprozeß entsprechend 
angepaßt und damit die Kosten einer Nichteinigung vermieden werden. 
Unvollständige Information wäre eine realistischere und damit weniger 
einschränkende Annahme für die im Modell beschriebene Verhandlungs-
situation. Diesem zusätzlichen, in jüngster Zeit sehr intensiv in der 
Theorie der V erhandl ungsspie le diskutierten Problem, wenden wir uns im 
folgenden Kapitel zu. 
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6. Die dynamisch-strategische Verhandlungslösung bei 
unvollständiger Information 
Im vorangegangenen Kapitel wurde mit Hilfe eines dynamisch-
strategischen Verhandlungsmodells gezeigt, daß sich bei vollständiger 
Information paretorelevante externe Effekte auf Verhandlungsmärkten 
effizient internalisieren lassen. Ein individuell-rationales nutzenmaxi-
mierendes Verhalten der Regierungen impliziert, daß die bei Hinaus-
zögern eines Abkommens entstehenden Verhandlungskosten minimiert 
werden, indem man sich auf dem schnellsten Weg einigt. Welche Folgen 
ergeben sich aber für das Verhandlungsergebnis, wenn die Regierungen 
nur unvollständig informiert sind und die Beschaffung fehlender Informa-
tion Zeit erfordert und zusätzliche Kosten verursacht?!> Um dieses Pro-
blem zu untersuchen, unterstellen wir in dem dynamisch-strategischen 
Verhandlungsmodell eine endogene Unsicherheit in der Form asymme-
trischer Information zwischen beiden Regierungen, die aber durch den 
Einsatz zusätzlicher Ressourcen überwunden werden kann. 
Die erweiternde Annahme in diesem Kapitel besteht darin, daß die 
inländische Regierung zum einen über die physischen Umweltbedingun-
gen in der ausländischen Umweltregion und zum zweiten über die Präfe-
renzen der ausländischen Regierung schlechter als über ihre eigenen 
Gegebenheiten informiert ist.2 ' Ein individuell-rationales Verhalten im-
pliziert für die besser informierte Regierung, den Informationsvorteil so zu 
nutzen, daß die eigene strategische Verhandlungsposition dabei möglichst 
verbessert wird. Je nach Ausgangslage ist in den Verhandlungen ein 
mögliches Über- oder Untertreiben der Umweltkosten sowie der Zeit- und 
Risikopräferenzen eine dominante Strategie, so daß für die schlechter 
informierte Regierung ein Problem adverser Selektion entsteht. 
1) Im Zusammenhang mit Umweltproblemen ist eine verläßliche Infomationsgewin-
nung sehr kosten- und zeitintensiv, da insbesondere Daten über Immissionswirkun-
gen und ihre Veränderungen nur in langfristigen, systematischen Beobachtungen 
gewonnen werden können. Doppelmessungen verbieten sich damit aus Effizienz-
gründen von selbst. Zudem haben inländische Behörden auch keine Rechte solche 
Messungen im Ausland selbst vorzunehmen. 
2) Die t; nsicherheit über die strategischen Verhaltensmöglichkeiten ist nach Harsanyi 
(1967, 1968) die dritte mögliche Crsache von Informationsproblemen. 
130 
In dieser Situation kann es unter bestimmten Bedingungen zu einem 
Informationsausgleich kommen, wenn die individuellen Anreize der 
besser informierten Regierung, Fehlinformation zu verbreiten, von der 
schlechter informierten Regierung mit Hilfe von Anreizprämien unter-
drückt werden. Diese Kosten der Informationsbeschaffung stellen aber 
zusätzliche, potentielle Transaktionskosten dar, die Verhandlungsergeb-
nisse beeinflussen können. 
Im Rahmen des dynamisch-strategischen Verhandlungsmodells mit un-
endlichem Zeithorizont sollen diese Zusammenhänge näher untersucht 
werden.31 Dazu beschreiben wir in Abschnitt 6.1. die zur Darstellung des 
Informationsproblems notwendigen Erweiterungen. Wir gehen dabei ver-
einfachend davon aus, daß nur eine der beiden Regierungen unvollständig 
über die Ausgangsbedingungen der anderen Regierung informiert ist. Bei 
dieser Form einseitiger Unsicherheit werden die prinzipiellen Probleme, 
die asymmetrische Information im Kontext von Verhandlungen aufwirft, 
ausreichend deutlich. Der damit verbundene formale Mehraufwand bleibt 
aber so gering wie möglich. Abschnitt 6.2. untersucht wieder mit Hilfe des 
teilspielperfekten Nash-Gleichgewichtskonzepts, welches um den Unsi-
cherheitsaspekt erweitert werden muß, mögliche Lösungen des Modells. 
Diese werden in Abschnitt 6.3. zusammenfassend diskutiert. 
3) Asymmetrische Information ist in der Literatur, die Verhandlungssituationen 
untersucht, ein vieldiskutiertes Probiem. Harris und Townsend (1981) untersuchen 
auf der Basis sehr allgemeiner, Riordan (1984) und Rochet (1985) mit Hilfe ,pezieller 
statischer Modelle Formen anreizkompatihler Marktmechanismen bzw. Verträge. 
Harsanyi und Selten (1972), Myerson und Satterthwaite (1983) sowie Myerson (1984) 
untersuchen das Problem mit Hilfe von axiomatischen Ansätzen. Samuelson (1980), 
Chatterjee und Samuelson (1981), Crawford (1982) und Riley und Zeckhauser (1983) 
verwenden strategische Ansätze, ohne aber dabei den typischen sequentiellen 
Verlauf von Verhandlungen oder eine Informationsgewinnung im Verlaufe des 
Verhandlungsprozesses abzubilden. Ansätze in dieser Richtung sind erst in 
Fudenberg und Tirole (1983), Sobel und Takahashi (1983), Cramton (1984), (1985) 
sowie Rubinstein (1985) zu finden. In diesen Modellen kann eine anfängliche Unsi-
cherheit durch Weiterverhandeln vermindert werden. Sie analysieren komparativ-
statisch die Auswirkungen auf das Verhandlungsergebnis, wenn Verhandlungs-
koslen, das Ausmaß der anfänglichen Cnsicherheit und die Anzahl der möglichen 
Verhandlungsrunden variieren. In der Literatur zu grenzüberschreitenden Umwelt-
problemen hat einzig Smets (1974) dieses Problem aufgegriffen, geht aber von einer 
Situation aus, in der eine überstaatliche Autorität existiert. 
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6.1. Das dynamische Verhandlungsmodell bei unvollständiger 
Information 
Das Verhandlungsmodell mit unvollständiger Information baut auf dem 
im vorangegangenen Kapitel definierten dynamisch-strategischen Ver-
handlungsmodell mit unendlichem Zeithorizont auf. Die Annahmen über 
den Ablauf des alternierenden Angebots- und Reaktionsprozesses, die An-
nahmen über das Umweltsystem, sowie die Annahmen über die Zeit- und 
Risikopräferenzen der beiden Regierungen sind weiterhin gültig. Wir 
beschränken uns daher in den folgenden Unterabschnitten darauf, die 
notwendigen Änderungen und Erweiterungen des Modells zu definieren 
und anhand von Beispielen zu erläutern. Im wesentlichen ist zu beschrei-
ben, in welcher Form Unsicherheit für die schlechter informierte Regie-
rung besteht, welche Anreize diese Situation bei der besser informierten 
Regierung auslöst und mit Hilfe welcher Methoden die schlechter infor-
mierte Regierung diese Unsicherheit beseitigen kann, d.h. auf welche 
Weise ein Informationstransfer im Modell möglich ist. 
6.1.1. Unvollständige Information im Verhandlungsmodell 
Grundlage der Angebotsentscheidungen der beiden Regierungen sind 
wiederum die in (5.3) definierten Nutzenfunktionen U1(at, t) und U2(at, t). 
Beide Regierungen kennen zu Beginn der Verhandlungen die tatsäch-
lichen physischen Ausgangsbedingungen in ihren eigenen Umweltregio-
nen sowie ihre wahren Zeit- und Risikopräferenzen. Damit sind die 
Regierungen wiederum über die Ausprägung ihrer eigenen Nutzenfunk-
tion vollkommen informiert. Gegenüber dem Modell mit vollständiger 
Information unterstellen wir aber als zentralen Punkt dieses Modells, daß 
Regierung 1 zu keinem Zeitpunkt die tatsächlichen Gegebenheiten in der 
Umweltregion 2 bzw. von Regierung 2 direkt beobachten kann. Für Regie-
rung 2 bestehen dagegen keinerlei Informationseinschränkungen. 
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Unter diesen Informationsbedingungen hat Regierung 2 im Vergleich zum 
dynamischen Verhandlungsmodell mit vollkommener Information weiter-
hin eine sichere Voraussicht. Für Regierung 1 besteht dagegen Unsicher-
heit über die wahren Verhandlungsbedingungen von Regierung 2 und 
damit ein Problem adverser Selektion. 
Um das Informationsproblem von Regierung 1 so einfach wie möglich zu 
beschreiben, nehmen wir an, daß die Nutzenfunktion U2 von Regierung 2 
nur zwei verschiedene Ausprägungen aufweisen kann. Dazu unterschei-
den wir zwischen U21 und U22 sowie entsprechend, unter Einbezug der 
Definitionen in (3.4), (4.1), (4.3), (5.2) sowie (5.3) zwischen K21 und K22 , 1121 
und 1122 A21 und A22 6 und 6 sowie V21 und V22 Die verbale Darstel-, ' 21 22' • 
lung wird vereinfacht, indem wir im folgenden, wenn die Ausgangs-
bedingungen und Präferenzen von Regierung 2 der Nutzenfunktion U21 
genügen, vom Typ 1 und wenn diese der Nutzenfunktion U22 genügen, 
vom Typ 2 sprechen. 
Je nachdem, welchen Typ Regierung 2 tatsächlich repräsentiert, muß 
Regierung 1 während des Verhandlungsprozesses möglicherweise mit 
unterschiedlichen Verhaltensweisen von dieser rechnen. Das erfordert 
analog zu der obigen Unterscheidung die entsprechenden Verhandlungs-
strategien differenziert darzustellen. Demgemäß seien G1 und G2 die 
Mengen aller Strategien von Typ 1 bzw. 2. Sie enthalten entsprechend 
zum Grundmodell definierte Folgen von Funktionen G1 = {G1'h = o, ... ,"' bzw. 
G2 = {G2'h = o, .. ,"' für alle möglichen Perioden t. 
Ohne die Allgemeinheit zu beschränken, unterstellen wir zur weiteren 
Differenzierung der beiden möglichen Ausprägungen der Nutzenfunktion 
von Regierung 2 die folgenden Bedingungen. Diese erlauben, die hier 
möglichen verschiedenen Ursachen von Unsicherheit -zum einen asym-
metrische Information über die Zeit- und Risikopräferenzen von Regie-
rung 2 und zum zweiten über die physischen Umweltbedingungen in der 
Umweltregion 2- zusammen in einem Modell zu simulieren: 
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Annahme 1: 
(l)Fürt=O, 1,2, ... sowiea1,a1+1 E A21 U A22 mit der Eigenschaft 
lP1(a1,t) = lP1(a,+l't+l) sei U22(a1,t) 2e lP2(at+l't+l). 
(2) Weiterhin gelte 
(a E A21 U A22). 
Gemäß dem ersten Teil der Annahme hat Regierung 2, falls sie vom Typ ~ 
ist, im Vergleich zu Typ 1 größere Nachteile, wenn sich eine Einigung in 
Verhandlungen verzögert. Typ 2 benötigt im Vergleich zwischen· zwei 
beliebigen Verhandlungsrunden gegenüber Typ 1 ein höheres Maß an 
Kompensation. Dies ist gleichzusetzen mit günstigeren Emissionsbe-
schränkungen oder niedrigeren Ausgleichszahlungen von Land 2 an Land 
1. :folglich entstehen Typ 2 vergleichsweise größere Kosten der Nicht-
einigung 
Mit diesem Teil der Annahme ist eine höhere Zeit- und Risikopräferenz 
von Typ 2 im Vergleich zu Typ 1 vereinbar. Beispielsweise im Fall glei-
cher Risikopräferenzen und gleicher Umweltbedingungen, d.h. V21 =V22 
und Il21 = Il22 läßt Annahme 1 nur noch die Möglichkeit unterschiedlicher 
Diskontfaktoren zu, d.h. 621 2e 622• 
Bei gleichen Umweltbedingungen und gleichen Zeitpräferenzraten, d.h. 
Il21 = Il22: =Il2 und621 =622:=62 ist Annahme 1 mit V22 =H[V21 ) vereinbar, 
wobei Heine monoton steigende und konkave Funktion mit H(0)=0 ist. 
Dies läßt sich zeigen, wenn man V21 =H- 1[V22) in (1) von Annahme 1 unter 
Berücksichtigung der Definition von U21 in (5.3) ersetzt: 
bzw. 
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Das wiederum impliziert analog zu (5.44) 
womit die in der Annahme geforderte Eigenschaft nachgewiesen ist. Wie 
wir aus Abschnitt 5.3. wissen, beschreibt eine Transformation von V 
durch eine Funktion H mit diesen Eigenschaften bei gegebener Zeitprä-
ferenzrate eine stärkeres Maß an Risikoaversion. Somit ist Typ 2 in 
diesem Fall stärker risikoavers als Typ 1. 
Welche Anreizeffekte löst eine solche Differenzierung unter den gegebe-
nen Informationsbedingungen bei der besser informierten Regierung 2 
aus? Die komparativ-statische Analyse für das Modell mit vollkommener 
Information hat beispielsweise gezeigt, daß die Regierung mit der 
geringeren Zeit- und Risikopräferenz einen Vorteil bei der Verteilung der 
Effizienzgewinne hat. Gelingt es dem Typ 2 von Regierung 2, in der 
Verhandlungssituation seine Zeit- und Risikopräferenzen gegenüber 
Regierung 1 glaubhaft zu untertreiben, indem er das gleiche Verhalten 
wie Typ 1 in den Verhandlungen zeigt, würde Typ 2 eine bessere 
Verhandlungsposition und damit einen größeren Anteil am Effizienz-
gewinn erzielen. 
Der zweite Teil der Annahme stellt bestimmte Anforderungen an die 
Umweltkostenvorteile der beiden Typen und damit an die physischen 
Bedingungen innerhalb der Umweltregion 2 unter einer gegebenen 
rechtlichen Ausgangssituation. Danach hat Typ 1 gegenüber Typ 2 bei 
jedem Verhandlungsangebot a=(el' ev z) einen kleineren Umweltkosten-
vorteil. Das ermöglicht Typ 2 von Regierung 2, wenn er sich in den 
Verhandlungen für Typ 1 ausgibt, einen Teil der realisierbaren Effizienz-
gewinne zu verschleiern und für sich zu behalten. Die Höhe dieses 
zusätzlichen Gewinns für Typ 2 bei einer Fehlinformation über die wahren 
Umweltbedingungen entspricht bei einem Angebot a =(e" e2, z) genau der 
Differenz 
TT 22(al- TT"(al. 
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Stellt Typ 2 in Verhandlungen die Umweltkosten der eigenen Umwelt-
region systematisch falsch dar, kommt es gemäß dem Verhandlungs-
modell zu gesamtkostenminimalen Emissionsbeschränkungen auf der 
Basis der unwahren Umweltkosten. Das Verhandlungsergebnis ist in 
Wirklichkeit nicht paretooptimal und damit der Verhandlungsprozeß, d.h. 
die Folge der Verhandlungsangebote anreizunverträglich. Einigt man 
sich bei einem solchen Angebot, werden die externen Effekte nicht voll-
ständig internalisiert. Die damit verbundene vertragliche Vereinbarung 
schreibt eine ineffiziente Umweltallokation fest. 
Unter welchen Bedingungen der Anreiz besteht, die Umweltkosten falsch 
darzustellen und auf welche verschiedenen Arten dies sich äußern kann, 
wollen wir anhand eines einfachen Oberlieger-Unterlieger-Beispiels 
illustrieren. Es sei dazu der Fall betrachtet, in dem die Umweltregion 1 
Oberlieger ist und die dort eingeleiteten Schadstoffe keinerlei Schäden 
innerhalb der Region verursachen. Somit reduziert sich die Umwelt-
kostenfunktion für diese Region auf die Entsorgungskostenfunktion, d.h. 
es gilt K 1 =C1• Die Umweltregion 2 sei Unterlieger, ohne selbst Schad-
stoffe zu emittieren, so daß die Umweltkostenfunktion dort auf die 
Schadensfunktion reduziert ist, d.h. es gilt K2 = D2 . 
Gehen wir zunächst von der dem Geschädigtenprinzip entsprechenden 
rechtlichen laissez-faire Situation aus, in der der Geschädigte die verur-
sachten Schäden und die bei einer Emissionsreduzierung zusätzlichen 
Entsorgungskosten selbst trägt. 41 In diesem Fall hat Regierung 2 als 
Unterlieger möglicherweise einen Vorteil, wenn sie die in der inlän-
dischen Umweltregion ausgelösten Schäden niedriger als in Wahrheit 
angeben kann. Werden die Verhandlungen dann auf der Basis der zu 
niedrig angegebenen Umweltschäden geführt, können auch nur die unter 
diesen Angaben in einem Gesamtkostenminimum erzielbaren Effizienz-
gewinne verteilt werden. Die Differenz zwischen wahren und angege-
benen Schäden bei einer Emissionsreduktion des Oberliegers auf den 
Gleichgewichtswert, fällt als zusätzlicher Gewinn voll dem Unterlieger, 
d.h. Regierung 2, zu. 





Abbildung 6.1. zeigt diesen Fall graphisch. Ist Regierung 2 vom Typ 2, 
dann würde man sich bei vollkommener Information im Gesamtkosten-
minimum e1 * einigen, in dem die Grenzkosten der Entsorgung C1 • des 
Oberliegers gleich den Grenzschäden D2e des Unterliegers vom Typ 2 sind. 
Der durch die Emissionsreduktion vom Emissionsniveau e1 des Status quo 
auf das Emissionsniveau des Gesamtkostenminimums e 1 * mögliche 
Effizienzgewinn (die Fläche ABE) wird zwischen den Ländern verteilt. 
Würden hingegen die Verhandlungen auf der Basis der untertriebenen 
Schäden D2' geführt, die denen des Typs 1 entsprechen, einigt man sich auf 
e/. Zur Gewinnverteilung kommt aber nur der der Fläche AFH 
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entsprechende Betrag. Der realisierbare, aber nicht in die Verhandlungen 
einbezogene Effizienzgewinn BGHF fällt vollständig dem Unterlieger zu. 
In diesem Fall kommt es zu allokativer Ineffizienz; der externe Effekt wird 
nicht mehr vollkommen internalisiert. Es entsteht ein Verlust an mög-
lichen Effizienzgewinnen entsprechend der Fläche EGH. Aus der Sicht der 
Gesamtökonomie muß dieser als Wohlfahrtsverlust gewertet werden. 
Inwieweit der Anreiz zum Untertreiben der Schäden und damit der Gefahr 
allokativer Ineffizienz in diesem Fall besteht, hängt aber von der 
Verhandlungssituation und den Zeit-und Risikopräferenzen der beiden 
Regierungen ab. Gehen wir beispielsweise von risikoneutralen, gleichen 
Zeitpräferenzen der beiden Regierungen mit 61 =621 =622 und dem Grenz-
fall eines unendlich schnellen Verhandlungsablaufs aus, würden sich die 
Regierungen gemäß der dynamischen Verhandlungslösung den möglichen 
Effizienzgewinn genau gleich aufteilen. Ohne Untertreiben erzielt der 
Unterlieger dann einen Effizienzgewinnanteil entsprechend der Fläche 
BEF, der sich bei Untertreiben auf einen Betrag vergrößern läßt, der der 
Fläche BGHF zuzüglich der Hälfte der Fläche AFH entspricht. 
Dieser Anreiz verringert sich und verschwindet wieder, wenn sein Anteil 
am Effizienzgewinn mit sinkenden individuellen Kosten der Nichteini-
gung zunimmt. Entstehen Regierung 2 als Typ 2 im Grenzfall keinerlei 
Kosten der Nichteinigung, weil sie risikoneutral ist und keine Zeit-
präferenz besitzt (622 = 1), während im Gegensatz dazu Regierung 1 strikt 
positive Kosten entstehen, dann erhält gemäß dem Verhandlungsmodell 
Regierung 2 den gesamten Effizienzgewinn. Damit existiert aber auch 
keinerlei Anreiz zum Untertreiben mehr. Mit der wahrheitsgemäßen 
Schadensangabe kann Typ 2 gegenüber den Möglichkeiten bei Unter-
treiben den Wohlfahrtsverlust, d.h. die Fläche EGH, als zusätzlichen 
privaten Gewinn für sich realisieren. 
Bei dem zum Geschädigtenprinzip alternativen Zivilhaftungsprinzip, 
demgemäß der Oberlieger für die von ihm verursachten Schäden voll 




wird- kehrt sich der mögliche Anreiz zum Untertreiben in einen Anreiz 
zum Übertreiben um. Abbildung 6.2. skizziert diese Situation, in der im 
Nichteinigungsfall der Unterlieger nicht geschädigt werden darf; die 
adäquaten Referenzkosten sind somit K2(e/')=O. Übertreibt der Unter-
lieger die Schäden, einigt man sich in Verhandlungen auf das Emis-
sionsniveau e1 '. Zur Gewinnverteilung kommt nur der der Fläche IEK ent-
sprechende Betrag. Den Effizienzgewinnanteil EGI realisiert der Unter-
lieger für sich alleine. 5' 
5) Diese Phänomene lassen sich bei reinen innerstaatlichen Cmweltproblemen auch am 
Beispiel unterschiedlicher staatlicher Politiken beobachten. Bei einer Umweltsteuer-
Lösung besteht ein Anreiz zur Cntertreibung der individuellen Entsorgungskosten, 
bei einer Standard-Lösung ein Anreiz zu übertreiben. Vergleiche dazu Weitzman 
(1974) und Roberts und Spence ( 1976). 
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Der gleiche Anreiz zum Übertreiben besteht, wenn Verhandlungen auf 
der Basis des Verursacherprinzips -der Verursacher trägt die wohl-
fahrtsoptimalen Entsorgungskosten und der Geschädigte die restlichen 
Schäden- stattfinden. Im Oberlieger-Unterlieger-Fall entspricht diese 
Verhandlungssituation "moral suasion" ohne Ausgleichszahlungen. 
Durch Übertreiben würde ein niedrigeres als das tatsächlich gesamt-
kostenminimale Emissionsniveau erreicht, wodurch der Unterlieger seine 
Schäden gegenüber dem optimalen Niveau zusätzlich verringern könnte. 
Bei einem Tausch der Oberlieger- und der Unterliegerrolle zwischen den 
beiden Regierungen läßt sich auf ebenso einfache Weise mit den gleichen 
Argumenten zeigen, daß.in den Fällen mit Ausgleichszahlungen für den 
Oberlieger die genau entgegengesetzten Anreize zu den oben geschilder-
ten auftreten. Beispielsweise besteht in der laissez-faire Situation dann 
ein Anreiz zum Übertreiben der Entsorgungskosten. In den Fällen ohne 
Ausgleichszahlungen besteht dagegen weiterhin ein allgemeiner Anreiz 
zum (Jbertreiben dieser Kosten. 
Damit wird deutlich, daß asymmetrische Information in Verhandlungs-
situationen ein strategisches Problem für die besser wie auch die 
schlechter informierte Regierung darstellt. Die besser informierte Regie-
rung muß darüber entscheiden, ob die Wahrheit oder ein Über- bzw. 
Untertreiben für sie vorteilhafter ist. Die schlechter informierte Regie-
rung hat das Problem herauszufinden, welchen Anreiz die besser 
informierte Regierung in der jeweiligen Situation nun eigentlich hat. D.h. 
für sie besteht möglicherweise der Anreiz, die fehlende Information zu 
erhalten. Generell gilt aber, daß jeglicher Anreiz zur Falschdarstellung 
aus der Sicht der Gesamtökonomie die Gefahr einer ineffizienten Umwelt-
allokation im Verhandlungsergebnis in sich birgt. 
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6.1.2. Informationstransfer im Verhandlungsmodell 
Die Kommunikation zwischen den Regierungen vor und während des 
Verhandlungsprozesses ist auf Angebote und die entsprechenden Reaktio-
nen beschränkt, so daß die Möglichkeiten für einen die Unsicherheit ver-
mindernden Informationstransfer nur innerhalb dieses Rahmens liegen. 
Regierung 1 ist somit gezwungen, zu Beginn der Verhandlungen will-
kürlich oder auf der Basis exogener Information Vermutungen über den 
wahren Typ von Regierung 2 anzustellen, die sie während des Verhand-
lungsprozesses laufend aktualisiert.6 ' 
Vermutungen werden mit Hilfe subjektiver Wahrscheinlichkeiten be-
schrieben. Es sei die Wahrscheinlichkeit q (Osqsl) das Maß, mit dem 
Regierung 1 zu Verhandlungsbeginn vermutet, daß Regierung 2 vom Typ 
1 ist. Entsprechend beschreibt 1-q die Vermutung, gegen Typ 2 zu 
verhandeln. Bevor Regierung 2 eine erste Angebots- oder Reaktionsent-
scheidung getroffen hat, bilden diese Wahrscheinlichkeiten die Grundlage 
der Angebotsentscheidung von Regierung 1. 
Während des Verhandlungsprozesses können sich aufgrund von dessen 
gegebener Struktur die Vermutungen nur nach Angeboten bzw. nach 
Reaktionen von Regierung 2 ändern. Solange Regierung 1 selbst am Zuge 
ist, erhält sie keine neuen Informationen über Regierung 2. Folglich 
bleiben während dieser Zeit ihre Vermutungen unverändert. Aufgrund 
des vollständigen Erinnerungsvermögens der Regierungen sind die 
aktualisierten Vermutungen in jeder Verhandlungsperiode t, beschrieben 
durch die Wahrscheinlichkeiten (qt, 1-qt), von allen bisherigen abgelehn-
ten Angeboten bis zu dem letzten Angebot von Regierung 2 abhängig.71 
6) Daß Vermutungen nach lnfomationsgewinnen laufend aktualisiert werden müssen, 
ist eine Forderung, die aus Savage's (1954) Axiomen für Entscheidungen unter 
Unsicherheit abgeleitet ist. 
7) Bedingt durch den wechselseitigen Angebotsprozeß können sich natürlich Vermu-
tungen auch schon direkt nach einer bestimmten Angebotsreaktion von Regierung 2 
verändern. Sie sind aber zu diesem Zeitpunkt noch nicht entscheidend. Anders 
dagegen im Modell von Sobel und Takahashi 0983), das ebenfalls auf einseitiger 
Unsicherheit aufbaut, aber nur eine einseitige Angebotsabgabe zuläßt. Dort findet 
eine Aktualisierung nur nach den Angebotsreaktionen des Nachfragers, d.h. 
zwischen den Verhandlungsrunden statt. 
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Die Werte dieser Wahrscheinlichkeiten (qt, 1-qt) werden somit durch 
Funktionen Qt für alle möglichen Verhandlungsperioden t bestimmt, die 
bei Beginn der Verhandlungen durch Regierung 1 für gerade t durch 
und für ungerade t durch 
Q' :(a0, •.• ,a,) • (0, l] 
definiert sind. Für gerade t gilt dabei Q1 = Q1 - 1, und es gilt zudem 
q=<ltJ=Q0• Beginnt dagegen Regierung 2, werden die Funktionen Q1 für 
gerade t durch 
und für ungerade t durch 
Q' :(a0 , ,a1 _ 1) • (0, 1) 
definiert, wobei für ungerade t Q' = Q1- 1 gilt. 
Das vollständige System von Vermutungen wird parallel zu den Folgen 
der Angebots- und Reaktionsentscheidungen von Regierung 1 durch ent-
sprechende Folgen dieser subjektiven Wahrscheinlichkeiten beschrieben. 
Dazu enthalte die Menge Q alle möglichen Folgen von Wahrscheinlich-
keiten, die Regierung 1 dem Typ 1 und dazu komplementär dem Typ 2 von 
Regierung 2 zu Beginn und während aller möglichen Verhandlungs-
prozesse zuordnen kann. Ein Element aus Q sind zwei Folgen 0 1 und 0 2 , 
die jeweils aus einer initialen Wahrscheinlichkeit q bzw. 1-q und Funk-
tionen Qt bzw. 1 - Qt für alle möglichen Perioden t = 0, 1, 2, ... bestehen: 
Ql = {q,Q",Q',. } 
0 2 = {1-q, 1-Q•. 1-Q', ... }. 
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Die Folgen '1 1 und Q 2 dieser Wahrscheinlichkeiten und damit die 
Funktionen Q1 müssen näher spezifiziert werden, d.h. es muß bestimmt 
werden, unter welchen Bedingungen ein Informationstransfer von Regie• 
rung 2 zu Regierung 1 zustande kommt. Unter den gegebenen Kommuni-
kationsmöglichkeiten bieten sich dazu zwei Ansatzpunkte. Beide bauen 
auf der Überlegung auf, daß eine über die initialen Vermutungen hinaus-
gehende Diskriminierung der zwei Typen unmöglich erscheint, solange 
sich die beiden unter der gegebenen Anreizstruktur in ihrem typspezi-
fischen Angebots- und Reaktionsverhalten nicht direkt unterscheiden. 
Verhält sich Regierung 2, falls sie vom Typ 2 ist, konsistent wie der 
möglicherweise für sie vorteilhaftere Typ 1, dann kann Regierung 1, die 
den wahren Typ nicht kennt, niemals mit Bestimmtheit feststellen, gegen 
welchen Typ sie tatsächlich verhandelt. 
Der erste Ansatzpunkt besteht darin, daß das Angebots- und Reaktions-
verhalten der Regierungen unter bestimmten Bedingungen die Funktion 
eines Signals oder eines Selbstselektionsmechanismus bekommen kann. 81 
Ein Angebot von Regierung 2 hat die Funktion eines Signals, mit dem 
diese ihren Typ glaubhaft versichert, wenn ihr Angebot nur für einen der 
beiden Typen individuell-rational ist, für den anderen dagegen nicht. 
Regierung 1, die dieses Verhalten beobachtet, kann daraus einen Rück-
schluß auf den wahren Typ ziehen. Ein Angebot von Regierung 1 mit 
Selbstselektionsfunktion baut auf dem gleichen Prinzip auf. Es trennt Typ 
1 von Typ 2, wenn es bei einem solchen Angebot nur für einen Typ 
individuell-rational ist, diesem Angebot zuzustimmen. 
8) Selbstselektionsmechanismen und Signale sind zwei Varianten des von Hurwicz 
(1972) beschriebenen Konzepts anreizkompatiblen Verhaltens, demgemäß sich 
Wirtschaftssubjekte mit unterschiedlichen Eigenschaften voneinander trennen 
lassen. Dieses Konzept hat weite Verbreitung in der Literatur gefunden. Vergleiche 
beispielsweise zu Informationsproblemen auf Arbeitsmärkten Spence (1974), Hart 
(1983), auf Versicherungsmärkten Rothschild und Stiglitz (1976), auf Finanzmärk-
ten Ja/Tee und Russell (1976), Stiglitz und Weiss (1981). Sehr ausgeprägt ist dieses 
Konzept auch in der Social-Choice Literatur zu finden. Vergleiche dazu den C-ber-
blicksartikel von Dasgupta, Harnmond und Maskin (1979) und den Sammelband von 
Green und Laffont (1979). Myerson (1984), Riordan (1984) und Rochet (1985) benut-
zen es, um anreizkompatible Verträge zu beschreiben. Rubinstein ( 1985) beschreibt 
damit erstmals Anreizkompatibilität von Verhandlungsprozessen in einem dyna-
misch-strategischen Modell, das ein einfaches Teilungsproblem behandelt. 
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In diesem Sinne treffen wir eine Annahme, die den Zusammenhang 
zwischen Beobachtungen von Regierung 1 und ihren Vermutungen näher 
beschreibt, d.h. die Wahrscheinlichkeiten qt näher spezifiziert. Dabei 
gehen wir davon aus, daß die -Vermutungen über den wahren Typ nach 
einer Einigung und somit Beendung des Verhandlungsprozesses unbe-
deutend sind und folglich nicht näher beschrieben werden müssen:9 ' 
Annahme 2: 
Falls für q0 =q oder für ein q1 mit O <q1 <1, tE(l, 2, 3, .. .) die Angebote a1 und 
a, + 1 die folgenden Eigenschaften besitzen: 
(6.1) U"(a,, I) < U"(a,_ 1 , t+l), 
U22(a1, t) 2: U"(a,_ 1, t+ 1), 
so gelte 
q,+1=q1+2= ... =l. 
Bei den Eigenschaften 
(6.2) 
gelte 
U"(a., t),.;; U21(a,_ 1,t + 1) lh=l,2) 
Diese Annahme baut auf den im vorangegangenen Abschnitt definierten 
Unterschieden zwischen Typ 1 und Typ 2 auf, wonach Regierung 2, wenn 
sie vom Typ 2 ist, möglicherweise einen Vorteil daraus ziehen kann, wenn 
sie ihr spezifisches Angebots- und Reaktionsverhalten dem von Typ 1 an-
paßt. 
Ein von Regierung 1 in Periode t abgegebenes Angebot a1 hat in dieser 
Situation Selbstselektionseigenschaften, wenn die vom Typ 1 erwartete 
Ablehnung des Angebots und das von ihm in der Periode t+ 1 erwartete 
Angebot a1+ 1 den imitierenden Typ 2 schlechterstellt. Das gilt für alle 
Angebote, die in Annahme 2 den Eigenschaften (6.1) genügen. Auf der 
Basis des von Typ 1 erwarteten Verhaltens "trennt" somit die Reaktion 
9) Das trifft zu, wenn Regierung l in Periode t ein Angebot a. abgibt, dem bei 
individuell-rationalen Verhalten beide Typen zustimmen, d.h. mit"den Eigenschaften 
U"ra,,tl 2: C"ra,.i,t+ll (h=l,2). 
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von Regierung 2 die beiden Typen. Für Typ 2 ist es vorteilhaft, das 
Angebot a1 anzunehmen. Für Typ 1 dagegen ist es vorteilhaft, abzulehnen 
und weiter zu verhandeln. Es sei an dieser Stelle angemerkt, daß der 
umgekehrte Fall, Wahl des Angebots a1 so, daß Typ 1 annimmt und Typ 2 
ablehnt und weiter verhandelt, im Widerspruch zu Annahme 1 steht. 
Regierung 1 sieht ihre Erwartungen aber erst dann sicher bestätigt, wenn 
Regierung 2 das von Typ 1 erwartete Angebot at+t auch tatsächlich 
abgibt. Sie setzt damit ein Signal, mit dem sie ihren Typ glaubhaft 
versichert. Erst danach vermutet Regierung 1 mit Sicherheit gegen Typ 1 
zu verhandeln. Wir unterstellen, daß nur solche Vermutungen, die mit 
Sicherheit auf einen bestimmten Typ hinweisen, im weiteren Verlauf des 
Verhandlungsprozesses stationär sein können. 
Genügt dagegen das Angebot a 1 nur den Ungleichungen (6.2) würde 
Regierung 2 unabhängig von ihrem Typ erwartungsgemäß ablehnen. Das 
Verhalten der beiden Typen unterscheidet sich nicht, folglich können sich 
die Vermutungen auch nicht ändern. 
Diese in Annahme 2 formulierte Informationsregel erfüllt das Bayessche 
Gesetz. Ist Regierung 2 vom Typ 1 und lehnt ein Angebot ab, welches (6.1) 
genügt und gibt in Periode t + 1 ein Angebot a1+ 1 ab, dann ist die 
Wahrscheinlichkeit dieses Ereignisses gleich eins und damit gleich der 
neuen a posteriori Wahrscheinlichkeit. 
Ein zweiter Ansatzpunkt für einen Informationstransfer bietet sich, wenn 
Regierung 1 im Verlaufe des Verhandlungsprozesses bei Regierung 2 ein 
inkonsistentes Verhalten beobachtet, das sie in diesem Moment nicht 
erwartet. Damit wird eine Bedingung an das Verhalten von Regierung 2 
im Gleichgewicht geknüpft. Es gelte folgende weitere Annahme: 
Annahme 3: 
Es sei O <q, q1 <1 für ein tE(O, 1, 2 , .. .). Regierung 1 erwartet von Typ 1 der 
Regierung 2 ein Angebot a1 in Periode t. Gibt Regierung 2 ein Angebot 
a/~a,ab, danngiltq1=q1+1 = ... =O. 
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Diese Annahme geht ebenso davon aus, daß unter der gegebenen 
Anreizstruktur Regierung 1 von Regierung 2, unabhängig von deren tat-
sächlichem Typ, ein Verhalten erwartet, welches spezifisch für Typ 1 ist. 
Beobachtet sie nun dagegen ein Verhalten, das von diesem typspezifischen 
Verhalten abweicht, dann vermutet sie mit Sicherheit in den folgenden 
Verhandlungsrunden gegen Typ 2 zu verhandeln. 
Die Informationsregel in Annahme 3 enthält eine Drohung an Regierung 
2, bei einem beobachteten inkonsistenten Verhalten im weiteren Ver-
handlungsverlauf von der für sie schlechtesten Situation auszugehen. 
Zum einen "diszipliniert" Regierung 1 damit Typ 1 zu einem typspezifi-
schen Verhalten, womit auch ein durch Unachtsamkeit verursachter 
Verlust an möglichen Effizienzgewinnen verhindert werden soll. Zum 
anderen zwingt diese Annahme Typ 2 in Verhandlungssituationen, in 
denen Über- oder Untertreiben für ihn suboptimal sein sollte, dies ent-
weder konsistent weiter zu tun oder von Anfang an die Wahrheit zu sagen. 
Die Informationsregeln in den Annahmen 2 und 3 stehen hier stellvertre-
tend für alle die Möglichkeiten, aus denen sich bei asymmetrischer Infor-
mation Rückschlüsse auf fehlende Informationen ziehen lassen. In unse-
rem Fall läßt sich damit das Risiko von Regierung 1, gegen einen anderen 
als den von ihr vermuteten Typ zu verhandeln, nicht ganz ausschalten. 
Diese Regeln erfüllen aber den Zweck, dieses Risiko zu minimieren. 
6.2. Das teilspielperfekte Bayessche Nash-Gleichgewicht 
Die Mengen F, G1 und G2 der möglichen Verhandlungsstrategien, die 
Nutzenfunktionen U 1, U21 und U22 sowie die Menge Q der möglichen Ver-
mutungen von Regierung 1 bilden analog zu Kapitel 5 die Ausgangsbe-
dingungen eines nichtkooperativen Mehrperioden-Verhandlungsspiels in 
extensiver Form. Zur Bestimmung von Lösungen dieses Spiels verwenden 
wir wiederum das Konzept des teilspielperfekten N ash-Gleichgewichts. 
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Der Gleichgewichtsbegriff kann aber in der bisher definierten Form nicht 
direkt auf das jetzige Modell übertragen werden. Die durch die Informa-
tionsasymmetrie begründete einseitige Unsicherheit von Regierung 1 
stellt darin ein neues Element dar, ganz im Gegensatz zu dem im 
Abschnitt 5.4. unterstellten exogenen Risiko. Dort bestand gleichermaßen 
für beide Regierungen ein Anreiz, das mit der Zeit wachsende Risiko zu 
vermeiden. In diesem Modell dagegen, verhalten sich insbesondere dann, 
wenn die Ausgangsbedingungen von Regierung 2 denen des Typs 2 
entsprechen, die Interessen beider Regierungen entgegengesetzt zuein-
ander. Dieses führt zu einer wesentlichen qualitativen Veränderung des 
individuell-strategischen Verhaltens beider Regierungen. Vermutungen 
von Regierung 1 und ihre gezielten Veränderungen mit Hilfe bestimmter 
Angebots- und Reaktionsentscheidungen stellen dabei sich ergänzende 
Komponenten dar. 
Wir gehen davon aus, daß die durch Annahme 2 und 3 spezifizierten 
Vermutungen Q 1 und Q 2 sowie die Strategien F, G1 und G2 konsistent 
sind. Damit läßt sich nun die Gleichgewichtsdefinition wie folgt den neuen 
Ausgangsbedingungen anpassen: 
Definition: 
Die Kombination (F*, G1*, G2*, Q 1*, Q/J aus reinen Strategien und 
Vermutungen des in Periode t=0 beginnenden Mehrperioden-Verhand-
lungsspiels in extensiver Form gilt als teilspielperfekter Bayesscher Nash-
Gleichgewichtspunkt, wenn in jedem seiner in t = 1, 2 , ... beginnenden 
möglichen Teilspiele, die aus (F*, 0 1 *, 0 2*, n 1 *, Q2 *) abgeleiteten 
Strategien und Vermutungen, Gleichgewichtspunkt dieses Teilspiels 
sind. 101 
10) Das auf diese Art definierte teilspielperfekte Gleichgewicht stellt einen Spezialfall 
eines "sequentiellen Gleichgewichts" nach der Definition von Kreps und Wilson 
( 1982) dar. Indem sie Verhaltensstrategien unterstellen, verwenden Kreps und 
Wilson einen allgemeineren StrategiebegrifT, benutzen aber eine schärfere Konsis-
tenzbedingung zwischen Vermutungen und Strategien als die von uns unterstellte 
Konsi~tenz im Sinne der Bayesschen Regel Da sich unser Modell auf reine 
Strategien beschränkt, wird diese Einschränkung wieder hinfällig. 
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In einem teilspielperfekten Nash-Gleichgewicht dieses verallgemeiner-
ten Typs muß folglich für Regierung 1 gelten: Ihre Verm.utungen und ihr 
Angebots- bzw. Reaktionsverhalten maximieren unter Berücksichtigung 
des darunter im weiteren Verlauf der Verhandlungen erwarteten 
individuell-rationalen Verhaltens von Regierung 2 in jeder möglichen 
Verhandlungsrunde ihren erwarteten Gesamtnutzen. 
Für die unter Sicherheit agierende Regierung 2 gilt entsprechend dem 
Modell mit vollkommener Information: Ihr Angebots- bzw. Reaktions-
verhalten maximiert typspezifisch in jeder Verhandlungsrunde unter 
Berücksichtigung des im weiteren Verhandlungsverlauf individuell-
rationalen Verhaltens von Regierung 1 ihren Gesamtnutzen. 
Kreps und Wilson (1982) haben gezeigt, daß für ein Modell dieser Art ein 
teilspielperfektes Bayessches Nash-Gleichgewicht (P, G1*, G2*, 0 1 *, 0 2 *) 
existiert. Mögliche teilspielperfekte Verhandlungsgleichgewichte können 
demnach, analog zu unserem Vorgehen in Kapitel 5, durch die Lösungen 
der um die Informationsbedingungen erweiterten Entscheidungsprobleme 
der beiden Regierungen beschrieben werden. Diese Probleme lassen sich 
dabei so analysieren, als ob sie den entsprechenden Problemen zur 
Bestimmung eines teilspielperfekten Gleichgewichts bei vollkommener 
Information überlagert sind. 
Die möglichen Lösungen dieser um den Informationsaspekt erweiterten 
Entscheidungsprobleme werden dabei zum einen mitbestimmt, ob Typ 2 
von Regierung 2 unter den gegebenen Ausgangsparametern einen Anreiz 
zur Fehlinformation hat und sich für Typ 1 ausgibt. Ist dies der Fall, 
bestimmen diese Parameter ebenso, ob Regierung 1 einen Vorteil gewin-
nen kann, wenn sie über den wahren Typ von Regierung 2 mehr erfährt, 
als es ihre anfänglichen Vermutungen (q, 1-q) zulassen. 
Hat Typ 2 von Regierung 2 keinen Anreiz zum Über- oder Untertreiben, 
würden die Verhandlungen, da diese Tatsache Regierung 1 ebenso 
bekannt ist, wie in der Situation bei vollkommener Information ablaufen. 
Diesen Fall brauchen wir somit nicht weiter zu untersuchen. Den dazu 
148 
alternativen Fall, in dem ein solcher Anreiz besteht, wollen wir genauer 
betrachten. Er ist im Zusammenhang mit der Diskussion über die 
Einflüsse von Transaktionskosten auf Verhandlungsergebnisse der ent-
scheidendere. 
Hat Regierung 1 den Anreiz mehr über Regierung 2 zu erfahren, bietet 
sich ihr mit Annahme 2 nur eine Möglichkeit: Ein Trennangebot setzt dem 
imitierenden Typ 2 einen Anreiz sich vom Typ 1 durch eine schnelle 
Zustimmung zu unterscheiden, während es für Typ 1 rational ist, 
abzulehnen und weiter zu verhandeln. Eine Alternative dazu bieten 
nichttrennende Angebote, denen beide Typen sofort zustimmen würden. 
Damit könnte Regierung 1 das Unsicherheitsprohlem umgehen und eine 
schnelle Einigung erreichen. In diesen beiden Alternativen ist ein Trade-
off-Problem für beide Regierungen verborgen. Die damit verbundenen 
zentralen Fragen lauten: Ist es für Regierung 1 vorteilhaft, wenn ein 
Informationstransfer stattfindet und die beiden Typen von Regierung 2 
voneinander getrennt werden? Wenn ja, unter welchen Ausgangsbedin-
gungen ist es für Regierung 2 vorteilhaft und auch möglich, diese Tren-
nung zu vermeiden? 
Falls Regierung 2 vom Typ 1 ist und ein solches Angebot ablehnt, 
entstehen beiden Regierungen im Vergleich zu einem nichttrennenden 
Angebot Kosten der Nichteinigung. Regierung 1 entstehen zudem weitere 
Kosten, weil sie durch den Wechsel der Anbieterrolle die günstigere 
Unabhängigkeitsposition aufgeben muß. Ist dagegen Regierung 2 vom 
Typ 2, erreicht Regierung 1 mit Hilfe dieses Trennangebots einen höheren 
Anteil am Effizienzgewinn als mit einem nichttrennenden Angebot. 
Dieser Trade-off zwischen einem Trennangebot und einem nicht-
trennenden Angebot stellt sich in diesem Modell für beide Regierungen als 
ein diskretes Entscheidungsproblem dar. Dieses besteht aufgrund der 
Kosten der Nichteinigung sofort in der ersten Verhandlungsrunde am 
Anfang der Periode t = 0. 
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Wir untersuchen zunächst das Entscheidungsproblem von Regierung 1. 
Dazu sei mit a 1n das optimale nichttrennende Angebot bezeichnet, mit a 1" 
das optimale Trennangebot und mit a21 das optimale Angebot, mit dem 
Typ 1 (und aufgrund des Imitierungsvorteils ebenso Typ 2) von Regierung 
2 auf solche Angebote antworten würde. Der erwartete Nutzen von 
Regierung 1 bei einem Trennangebot a 1• ist 
(6.3) qU'(a21 , t+ 1) + (1-q)t:'(a'', t) (t=O, 1) 
und bei einem nichttrennenden Angebot a In 
(6.4) qU 1(a1•, t) + O-q)U1(a1•, t) = U 1(a1•, t) (t=O, ll. 
Wir betrachten zunächst den einfacheren Fall, in dem das Angebot a 1n 
vorteilhafter ist. D.h. mit (6.3) und (6.4) unter Berücksichtigung der 
Definition von U 1 gilt 
(6.5) V'(Il 1(a1•)) > qV 1(Il'(a21))61 + {1-q)V1(Il 1(a1')). 
Die Lösung dieses Falles, d.h. die Bestimmung von a 1n und a21 , ist 
identisch zu der eines Verhandlungsmodells bei vollkommener Informa-
tion, worin Regierung 1 gegen Typ 1 von Regierung 2 verhandelt. 
Beginnt Regierung 1 die Verhandlungen und gibt aus der Unabhängig-
keitsposition heraus am Anfang der ersten Periode t = 0 ein nicht-




U"(a0, 0) 2: U21(a1, ll, 
U22(a0 , 0) 2: U22(a,, 1) (a 1 E Ä"l. 
Dabei erwartet Regierung 1 von Regierung 2 in Periode t = 1 ein Angebot 




Ul(at, 1) 2 Ut(a2, 2) 
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(a2 E At). 
Aufgrund der in Annahme 1 vereinbarten unterschiedlichen Eigen-
schaften der Nutzenfunktionen U21 und U22 muß bei gegebenem a 1 in 
einem Maximum des Problems (6.6) die erste der beiden Nebenbedin-
gungen bindend sein. Der umgekehrte Fall oder der Fall, daß beide Neben-
bedingungen bindend sind, steht im Widerspruch zur Annahme 1. Damit 
ist gezeigt, daß die Lösung dieses Problems und auch des in (6.7) voll-
kommen analog zu den Maximierungsproblemen (5.4) und (5.5) auszu-
werten sind. Wie in Abschnitt 5.3. hinlänglich erörtert wurde, werden 
beide Probleme von einem nichttrennenden Angebot a0 = a 1 ", 
(6.8) 
und von einem entsprechenden Gegenangebot a 1 = a21 , 
(6.9) 
gelöst. Die Emissionsbeschränkungen e11* und e21* besitzen dabei die 
Eigenschaft, den aggregierten Effizienzgewinn, der sich mit Typ 1 reali-
sieren läßt, zu maximieren, d.h. 
(6.10) (e/•,e,'•) = ArgMax (fl'+fl"), 
e1, e1 
Das ist identisch zu einer Minimierung der aggregierten Umweltkosten. 
Die Ausgleichszahlungen z1" und z21 werden entsprechend zu (5.14) und 
(5.15) implizit durch die Gleichgewichtsbedingungen 
(6.11) Vl([1l(e/•,e,t•,z21)) = Vl([ll(e/•,e,'•,zt"))6l, 
(6.12) V"( fl 21(e, '", e,'*, zl')) = V"(fl21(el t•, e/*, z"))601 
bestimmt. 
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Beginnt dagegen Regierung 2 die Verhandlungen und erwartet von 
Regierung 1 ein nichttrennendes Angebot a 1n, dann wird sie analog zur 
Betrachtung in Abschnitt 5.2. im Gleichgewicht die Verhandlungen am 
Anfang der Periode t = 0 mit einem Angebot a0 = a21 eröffnen. 
Wenn sich die Regierungen bei einem gemäß (6.8) oder (6.9) bestimmten 
Gleichgewichtsangebot a 1n bzw. a21 einigen, verhält sich Regierung 1 
gegenüber Typ 1 wie in Verhandlungen bei vollkommener Information 
und ignoriert das Anreizproblem. Unterscheiden sich in dieser Situation 
die beiden Typen von Regierung 2 in den Ausgangsbedingungen für das 
Umweltsystem, d.h. es gilt 1122 > 1121 , dann führt dieses anreizunver-
trägliche Verhalten, falls Regierung 2 vom Typ 2 ist, zu Effizienzverlusten 
in der Gesamtökonomie. Die Emissionsbeschränkungen e/* und e/* als 
Bestandteile der Angebote a 1n und a21 sind dann nicht mehr pareto-
optimal. Diese werden von Typ 2 wie auch von Regierung 1 um ihres 
persönlichen Vorteils willen gegenüber Emissionsbeschränkungen e/* 
und e2 2* mit der Eigenschaft 
(6.131 te,'•. e/•1 = Arg:vtax ([1 1 + [1"), 
e1, e:! 
vorgeschlagen bzw. akzeptiert. Die Emissionsbeschränkungen e/* 
maximieren somit den aggregierten Effizienzgewinn, der sich mit Typ 2 
realisieren läßt. Damit ist gezeigt, daß ein individuell-rationales Verhal-
ten in Verhandlungssituationen bei asymmetrischer Information zu 
ineffizienten Verhandlungsergebnissen führen kann. 
Der Fall, in dem das Trennangebot a 1• im Vergleich zu einem Angebot a 1n 
für Regierung 1 vorteilhafter ist und entgegen (6.5) gilt 
(6.14) V1([1 1(a1')) < qV 1([1 1(a"ll61 +(1-q)V1([1 1(a1•)), 
ist komplexer in der Darstellung. Es besteht im Gleichgewicht ein 
wesentlicher Unterschied darin, ob Regierung 1 ein solches Angebot a 1' 
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vor oder nach einem ersten Angebot von Regierung 2 abgibt und damit, ob 
Regierung 1 oder Regierung 2 die Verhandlungen beginnt. 
Betrachten wir zunächst wieder den Fall, daß Regierung 1 zuerst die 
Unabhängigkeitsposition einnimmt und am Anfang von Periode t=O ein 
erstes Angebot a0 abgibt, welches Trenneigenschaften haben soll. Die 
Wahl dieses Angebots ist im Gegensatz zur Wahl des Angebots a 10, 
aufgrund der Unsicherheit über die Reaktion von Regierung 2, gleich-
-bedeutend mit der Wahl einer bestimmten Lotterie. Eines der möglichen 
Ergebnisse dieser Lotterie wird durch das strategische Verhalten von Typ 
1 bestimmt, das andere Ergebnis gilt es unter Berücksichtigung der 
"Trennbedingung" (6.1) zu maximieren. 
Danach löst das optimale Trennangebot a 1s unter den gemäß Annahme 2 




qU'(a 1, l) + O -q)U 1(a0 , 0) 
U2i(all, 0) < U21(a,, l), 
U 221a11 , 0) 2 U 22(a1, 1) (a E Ä"J 1 . 
Regierung 1, die nach einer Ablehnung ihres Angebots mit Sicherheit Typ 
1 vermutet, erwartet von diesem in Periode t= 1 zur Bestätigung ein 




U'(a,, ll 2 U'(a", 2) (a"EÄ'J. 
Dabei ist das Angebot a 11 dasjenige, welches Regierung 1 in einem teil-
spielperfekten Gleichgewicht abgeben würde, wenn sie in Regierung 2 mit 
Sicherheit Typ 1 vermutet. Das Maximierungsproblem (6.16) ist somit ein 
Spezialfall von (6.7). Ein Angebot a 1 welches (6.16) maximiert, wird 
folglich durch (6.10) und (6.11) bestimmt und ist identisch zu dem Angebot 
a21 in (6.9), d.h. es gilt a 1 = a21 • 
Unter diesen Bedingungen reduziert sich das Problem (6.15) und wird 
unter Berücksichtigen der Definitionen von U1, U21 sowie U22 durch die 
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notwendigen Bedingungen zu der folgenden Lagrangefunktion L 
bestimmt: 
Dabei sind A1 und A.2 nichtnegative Lagrangevariable. Die notwendigen 
Bedingungen lauten: 
(6.17) 
l l l L =0-q)Vlnl ---.\ y21n21 __ +A y2'ln2'l __ =O, 
•1 n •1 l -61 1 n •1 l -621 2 n •11-62'l 
(6.18) 
(6.19) 
1 l 1 L =0-q)Vlnl---A y21n21 __ +.\ y22n22 __ =O. 
n '1-61 1 n z 1-621 2 n z 1-622 
Als Bedingung für den komplementären Schlupf gilt 
(6.20) 
154 
Aufgrund n\ .. 1 und n"z'"'n22,'"' -1 vereinfachtsich(6.19) zu 
(6.21) 
1 1 1 
L =(1-q)Vl--+ >. y21 ___ .\ y22 __ = O _ 
z n 1-6, 1 n 1-621 2 n 1 -622 
Aus dieser Bedingung wird deutlich, daß eine Lösung nur mit ,\ 1 =O und 
"-i>O vereinbar ist, da gemäß Annahme 1 nur eine Nebenbedingung 
bindend sein kann. Berücksichtigt man dieses und setzt (6.21) in (6.17) 
sowie (6.18) ein, führt das zu 
II'e, + n'2., = 0, 
n'., + 11 2202 = o. 
Damit sind die in (6.13) definierten Emissionsbeschränkungen e/* und 
e/* diejenigen, die das Maximierungsproblem (6.15) lösen, d.h. Emis-
sionsbeschränkungen, die den aggregierten Effizienzgewinn auf der Basis 
der Umweltkosten von Typ 2 maximieren. 
Die Höhe der Ausgleichszahlungen z'" des optimalen Angebots a 1• werden 
aufgrund ,\2 > 0 durch die im Optimum bindende zweite Nebenbedingung 
bestimmt, d.h. mit (6.20) gilt 
(6.22) V"(Il"(e,'•, e,2•, z''ll = V22(Il"(a21 ))622 . 
Damit ist das optimale Trennangebot a 1s, 
(6.23) 
vollständig charakterisiert. 
Gibt in einem Gleichgewicht Regierung 1 ein solches Angebot a 1s ab, 
welches von Typ 2 erwartungsgemäß angenommen, dagegen von Typ 1 
abgelehnt wird, dann kommt es auf jeden Fall zu einer paretooptimalen 
Umweltregulierung, bei der die internationalen externen Effekte voll-
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kommen internalisiert werden. Die Einigung dazu erfolgt, falls Regierung 
2 vom Typ 1 ist, spätestens in der zweiten Verhandlungsrunde. 
Bei der Verteilung der Effizienzgewinne muß Regierung 1 gemäß (6.21) 
Typ 2 mindestens den Nutzen zugestehen, den dieser mit seinem den Typ 1 
imitierenden Verhalten im weiteren Verlauf der Verhandlungen hätte 
erreichen können. Die Ausgleichszahlungen von Land 2 an Land 1 ver-
ringern sich somit im Fall asymmetrischer Information gegenüber dem 
bei vollkommener Information um eine Anreizprämie, die notwendig ist, 
um den Anreiz zum Über- bzw. Untertreiben zu unterdrücken. 
Wir betrachten nun den Fall, daß Regierung 2 zuerst die Unabhängig-
keitsposition einnimmt und am Anfang von Periode t=O ein erstes 
Angebot a0 abgibt. In dieser Situation stellt sich die Frage, ob ein Angebot 
a0 = a 21 für Regierung 2 in jedem Fall das optimale erste Angebot ist? 
Ein solches Eröffnungsangebot impliziert in Verbindung mit (6.11) und 
(6.14) 
V'(Il'(a21 )) = V'(ll'(a'"ll6, < qV'([l'(a"ll6/+<l-q)V'(ll'(a"ll6 1• 
Folglich würde es von Regierung 1 abgelehnt und mit einem Trenn-
angebot als in Periode t= 1 beantwortet. Dabei entstehen Kosten der 
Nichteinigung, die für Regierung 2 möglicherweise größer als der Verlust 




U'(a,., 0J <!e qU'(a", 2) +O-q)U'(a", 1) 
löst. Dieses sei mit a2" bezeichnet. Es besitzt die Eigenschaft, daß dabei 
Regierung 1 gerade den erwarteten zukünftigen Nutzen erreicht. Damit 
setzt Regierung 2 Regierung 1 einen Anreiz, sofort zu einer Einigung zu 
kommen, und verhindert dadurch den Informationsgewinnungsprozeß. 
Löst man das Maximierungsproblem (6.24) analog zu dem Problem (6.7), 
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dann impliziert ein solches Angebot a 2 n gemäß (6.10) Emissions-
beschränkungen e11* und e2 1*, die den Effizienzgewinn auf der Basis von 
Typ 1 maltimieren. Die optimalen Ausgleichszahlungen z2n sind in diesem 
Fall durch die Bedingung 
(6.25) V'(Il 1(e11•, e/•, z2")) = qV1(Il 1(a"))6/ + tt-q)V1(Il 1(a 1'))6,. 
festgelegt. Gemäß (6.10) und (6.25) wird das optimale Angebot a 2n 
definiert durch 
(6.26) 
Das Angebot a 21 wie auch das Angebot a2" können bei Beginn der 
Verhandlungen durch Regierung 2,je nach den Ausgangsbedingungen im 
Umweltsystem sowie den Zeit- und Risikopräferenzen der beiden Regie-
rungen, das teilspielperfekte erste Angebot von Regierung 2 sein. Ähnlich 
wie die diskreten Entscheidungsmöglichkeiten bei Regierung 1, ob diese 
die beiden Typen von Regierung 2 trennen soll, stellt sich bei Beginn der 
Verhandlungen durch Regierung 2 und einem Trennvorteil für Regierung 
1 für Regierung 2 das diskrete Entscheidungsproblem, ob sie sich trennen 
lassen soll oder nicht. Die Entscheidung darüber hängt wiederum von der 
dabei erreichbaren Nutzenposition ab. 
Regierung 2 wird ein Angebot a21 abgeben, wenn Typ 1 einen "Signali-
sierungsvorteil" hat, d.h. wenn es für ihn vorteilhaft ist, daß Regierung 1 
ihn in Regierung 2 auch mit Sicherheit vermutet. In einem solchen Fall 
muß 
(6.27) V"(Il21(a2")) < V21(Il 21(a21 ))62 / 
gelten. Dies ist bemerkenswert, weil sich für Regierung 2 der Vorteil, zu 
Beginn der Verhandlungen die Stackelberg-U nabhängigkei tsposi tion ein-
zunehmen, mit einem solchen Signalisierungsvorteil für Typ 1 in einen 
Nach teil umkehrt. Stünde Regierung 2 entgegen den Regeln des Verhand-
lungsspiels die Möglichkeit offen, das erste Angebot an Regierung 1 
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abzutreten, dann würden sich beide Typen im Gleichgewicht bei den 
gleichen Angeboten, d.h. a21 im Falle von Typ 1 und a 1• im Falle von Typ 2, 
aber eine Verhandlungsrunde früher einigen. Entsprechend ihren Zeit-
präferenzen würden sich dabei beide Regierungen besserstellen. 
Ist dagegen für Typ 1 eine schnelle Einigung, ohne von Regierung 1 dis-
kriminiert zu werden, vorteilhafter, weil entgegen (6.27) gilt 
V2'(n"<a'"ll > V"(fl"(a2'll6„ 2 , 
dann besteht wiederum die Gefahr eines ineffizienten nicht pareto-
optimalen Verhandlungsergebnisses. Das Angebot a2" schließt Emissions-
beschränkungen e11* und e/* ein, die, falls Regierung 2 vom Typ 2 ist, 
suboptimal sind. Auch hier ist das eigennützige Verhalten der beiden 
Regierungen das ausschlaggebende Motiv dieser Ineffizienzen. 
In der Frage, ob Regierung 1 Vorteile hat, wenn die beiden Typen von 
Regierung 2 voneinander getrennt werden und ebenso bei dem ent-
sprechenden Problem von Regierung 2, ob sie dies verhindern möchte, 
spielen die initialen Vermutungen von Regierung 1 eine zentrale Rolle. 
Wenn wir von der Voraussetzung ( 6.14) für ein Trennangebot a 1• ausgehen 
und beziehen darin die Gleichgewichtsbedingung (6.11) unter Berück-
sichtigen von (6.8) und (6.9) ein, so gilt 
Auflösen nach q ergibt 
(6.28) 
Der Ausdruck auf der rechten Seite der Ungleichung beschreibt eine obere 
Schranke für die Vermutungen in Form der Wahrscheinlichkeit q, bis zu 
der ein Trennangebot a 1s für Regierung 1 vorteilhaft erscheint. Je weniger 
sie in Regierung 2 Typ 1 vermutet, d.h. je kleiner q, umso eher wird sie 
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bereit sein, die Typen von Regierung 2 durch ein Angebot a 1s voneinander 
zu trennen. Dieser Anreiz steigt natürlich ebenso, je größer der dabei 
mögliche Zuwachs an Effizienzgewinnanteilen 
n1(a 1')-n1(a1") 
ist. Sind die Vermutungen von Regierung 1 rational in der Hinsicht, daß 
sie die tatsächlichen Bedingungen widerspiegeln, dann besteht mit 
steigenden Erwartungen, gegen Typ ~ zu verhandeln, auch ein Anreiz, 
Regierung 2 durch ein Trennangebot a 1s zu diskriminieren. 
Eine ähnliche Aussage läßt sich für Typ 1 von Regierung 2 in der Frage 
treffen, ob ein "Signalisierungsvorteil" besteht, d.h. eine Trennung gemäß 
(6.27) vorteilhaft erscheint. Je kleiner die initiale Wahrscheinlichkeit q, 
mit der Typ 1 von Regierung 1 vermutet wird, umso größer ist der 
erwartete Nutzen von Regierung 1. Damit steigt auch der Nutzen, den 
Regierung 2, will sie eine Diskriminierung verhindern, Regierung 1 im 
Gleichgewicht gemäß (6.25) zugestehen muß. Das wird erreicht durch eine 
höhere Ausgleichszahlung von Land 2 an Land 1. Folglich verringert sich 
der Nutzen V21 (TI 21 (a2")) von Regierung 2 in dieser Situation, und es 
kommt gemäß (6.27) eher zu einem Angebot a21 , welches eine Trennung 
von Regierung 2 durch Regierung 1 auslöst. 
Die möglichen Ergebnisse von Verhandlungen bei unvollständiger Infor-
mation unter unterschiedlichen Ausgangsbedingungen wollen wir wiede-
rum anhand des schon im Modell mit vollkommener Information verwen-
deten Beispiels illustrieren. Dabei ergibt sich die Gelegenheit, die Ent-
scheidungsprobleme der beiden Regierungen, d.h. ob ein Trennen der 
beiden Typen vorteilhaft ist oder nicht, und damit die Frage, ob allokative 
Ineffizienzen auftreten können, besser im Zusammenhang betrachten zu 
können. Den Regierungen wird dazu Risikoneutralität unterstellt, so daß 
sich ihre Präferenzen durch die Nutzenfunktionen (5.19) repräsentieren 
lassen. 
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Unter diesen Bedingungen vereinfacht sich die Ungleichung(6.28) zu 
(6.29) 
Für Typ 1 von Regierung 2 ist eine Diskriminierung vorteilhaft, wenn mit 
(6.27) gilt 
n21(a2") < ß 21(a21 )6,:'. 
Berücksichtigt man, daß 
ß'(a2") + n"<a'"l = II'(a21 ) + ß 21(a21 ), 
folgt nach Einsetzen in die Ungleichung 
16.30) n 1(a2") > {l -6,/)ß"(a"') + [l'la"). 
Mit (6.25) gilt im Gleichgewicht 
n 'la"'l = qil 1(a21 ) 6/ + (l -q)ß 1fa:') 6, 
Setzt man die Gleichgewichtsbedingung in (6.30) ein und löst nach q auf, 
so folgt 
Mit (6.11) ergibt sich daraus 
(6.31) q<-----------
nl(a ls)- ßl(a ln)62 
1 
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Im direkten Vergleich zwischen (6.29) und (6.31) zeigt sich, daß die obere 
Schranke für die Vermutungen von Regierung 1, bis zu der sich eine 
Trennung lohnt, strikt größer ist, als die entsprechende Schranke für Typ 
1 von Regierung 2. Es lassen sich somit drei Bereiche für die initialen 
Vermutungen von Regierung 1 abgrenzen. 
Für die initiale Wahrscheinlichkeit q, die beide Ungleichungen erfüllt, 
erscheint für beide Regierungen eine Trennung vorteilhaft. Beginnt 
Regierung 1, wird sie daher ein Trennangebot a 1• abgeben; beginnt 
Regierung 2, wird diese ein Angebot a21 abgeben, welches zunächst von 
Regierung 1 abgelehnt und in der folgenden Verhandlungsrunde mit 
einem Trennangebot a 1s beantwortet wird. 
Bei einer Wahrscheinlichkeit q, die nur die Ungleichung (6.29) erfüllt, 
wird Regierung 1, wenn sie beginnt, wiederum ein Angebot a 1• abgeben. 
Dagegen wird Regierung 2, wenn sie beginnt, eine Trennung vermeiden 
wollen und ein Angebot a2n abgeben. 
Ist q größer als die Werte beider Schranken, gibt Regierung 1 als erstes 
das Angebot a 1n ab, womit sie eine Trennung umgeht. Beginnt Regierung 
2, würde sie diese Situation ausnutzen und das für ihre Nutzenposition 
ingesamt vorteilhafteste Angebot a21 abgeben. 
Die Aufteilungen der Effizienzgewinne bei den jeweilig möglichen Ange-
boten sind durch die entsprechenden Gleichgewichtsbedingungen be-
stimmt und lassen sich explizit angeben. Hat Regierung 1, wenn q beide 
Ungleichungen (6.29) und (6.31) nicht erfüllt, den Anreiz zu einer sicheren 
schnellen Einigung, dann ergibt sich entsprechend zu Abschnitt 5.2. aus 
(6.11) und (6.12), falls Regierung 2 vom Typ 1 ist, die Aufteilung 
(6.32) 
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wobei n 1* der maximale Effizienzgewinn in der Ökonomie bei einem tat-
sächlichen Typ 1 ist, d.h. 
Ist in dieser Situation Regierung 2 vom Typ 2, erzielt sie einen zusätz-
lichen Gewinn durch ihr Über- bzw. Untertreiben in der Höhe von 
(6.33) .1.n: = fi'''(e/•, e;•, z1•) - fi 21(e/ .. e2 1•, z1•). 
Beginnt dagegen Regierung 2, gibt diese das für sie optimale erste 
Angebot a21 ab, und es kommt bei Typ 1 zur Aufteilung 
Ist Regierung 2 dagegen vom Typ 2, wäre für sie der zusätzliche Gewinn 
.1.n der gleiche wie in (6.33). 
Beginnt Regierung 1 die Verhandlungen und gibt ein Trennangebot als 
ab, wenn q die Ungleichung (6.29) erfüllt, wird dieses entsprechend zu 
(6.22) durch 
(635) 
bestimmt. Bezieht man (6.33) mit ein, läßt sich diese Bedingung um-
formen zu 
Il"(a'') = (Il21 (a")+.:lnl6,,. 
Falls Regierung 2 vom Typ 2 ist, lautet die entsprechende Gewinn-
aufteilung im Gleichgewicht bei einem Angebot als 
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(6.36) 
wobei n2* der maximale Effizienzgewinn in der Ökonomie sei, der bei Typ 
2 realisierbar ist, d.h. 
Wenn dagegen Regierung 2 vom Typ 1 ist, kommt es nach entsprechender 
zeitlicher Verzögerung zur Aufteilung (6.34).Beginnt Regierung 2 die 
Verhandlungen und will eine Trennung verhindern, ist mit (6.25), (6.34) 
und (6.36) die entsprechende Aufteilung(IT 1(a2")),IT21 (a2")) festgelegt. 
Durch die Aufteilungen der Effizienzgewinne (6.32), (6.34) und (6.36) sind 
gleichzeitig die Schranken (6.29) und (6.31) genau bestimmt. 
Vereinfacht man das Beispiel und unterstellt keinerlei Differenzen in den 
physischen Umweltbedingungen zwischen den beiden Typen, d.h. es gilt 
IT21 = IT 22 = :IT2 und damit 11 1* = n2* = n* sowie 6-n = 0, dann lassen sich auf 
sehr einfache Weise komparativ-statisch Veränderungen der Schranken 
(6.29) und (6.31) betrachten. Einsetzen der entsprechenden Effizienz-
gewinnanteile in (6.29) führt zu 
Dieser Ausdruck läßt sich vereinfachen zu 
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Je größer der Unterschied zwischen den beiden möglichen Diskont-
faktoren 621 und 622 von Regierung 2 ist, umso höher liegt der Wert dieser 
Schranke und damit der Anreiz der schlechter informierten Regierung 1, 
die beiden Typen von Regierung 2 voneinander zu trennen. Es ist aber 
auffallend, daß mit einer Verringerung der Zeitpräferenz von Regierung 1 
(61 steigt) der Wert der Schranke sinkt. Obwohl Regierung 1 "geduldiger" 
wird, verringert sich ihr Anreiz zur Trennung. Der Grund für dieses 
zunächst unerwartete Ergebnis liegt darin, daß mit einer Verringerung 
der Zeitpräferenz ihre individuellen Kosten der Nichteinigung sinken. 
Damit erhält Regierung 1 einen höheren Anteil am Effizienzgewinn, 
gleichzeitig verringert sich aber dadurch auch der relative zusätzliche 
Gewinn, den sie erzielen könnte, wenn Regierung 2 vom Typ 2 ist. 
Setzt man die entsprechenden Effizienzgewinnanteile in (6.31), so ergibt 
sich nach Vereinfachen des gewonnenen Ausdrucks 
q < 
Hierbei gilt ebenso.je größer der Unterschied zwischen den Diskontfakto-
ren 621 und 622 von Regierung 2 ist, umso eher besteht für Typ 1 ein Anreiz 
sich diskriminieren zu lassen. Verändert man komparativ-statisch den 
Diskontfaktor 61 von Regierung 1, sind keine eindeutigen Auswirkungen 
festzustellen. 
6.3. Zusammenfassung 
Das dynamisch-strategische Verhandlungsmodell mit unendlichem Zeit-
horizont wird in diesem Kapitel durch die Annahme einseitiger asymme-
trischer Information zwischen den Regierungen erweitert. Die dadurch bei 
der schlechter informierten Regierung erzeugte Unsicherheit beeinflußt 
das beiderseitige strategische Verhalten im Verhandlungsprozeß. Bei der 
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besser informierten Regierung löst diese Informationssituation Anreize 
aus, ihre Verhandlungsbedingungen in möglichst vorteilhafter Weise 
darzustellen, um Nutzenvorteile zu gewinnen. Die schlechter informierte 
Regierung besitzt indes den Anreiz, die wahren Bedingungen zu erfahren. 
Im Modell wird zwischen zwei Ursachen von Informationsproblemen 
unterschieden, die unterschiedliche Motive zur Fehlinfomation enthalten. 
Zum einen kann durch Untertreiben der wahren Zeit- und Risiko-
präferenzen die relative Verhandlungsposition verbessert werden. Zum 
zweiten ist es möglicherweise vorteilhaft, durch Über- bzw. Untertreiben 
der tatsächlichen physischen Bedingungen in der eigenen Umweltregion, 
realisierbare Effizienzgewinnanteile vor der anderen Seite zu verbergen. 
Diese beiden Formen sind aufgrund der damit verbundenen Folgen unter 
theoretischen Gesichtspunkten unterschiedlich zu bewerten. Asymme-
trische Information über die Präferenzen ist ausschließlich mit Vertei-
lungswirkungen im Verhandlungsergebnis verbunden. 111 Dagegen kann 
asymmetrische Information über die physischen Bedingungen zu Inef-
fizienzen in der ausgehandelten Umweltallokation führen. 
Im Modell kann ein Informationstransfer ausschließlich endogen und 
indirekt über die Angebote während des Verhandlungsprozesses statt-
finden. Möglichkeiten dazu bieten Angebote mit Selbstselektions- bzw. 
Signaleigenschaften, über welche die besser informierte Regierung ihre 
wahren Verhandlungsbedingungen indirekt offenbart. Eine solche Form 
der Informationsbeschaffung bzw. -verbreitung ist mit zusätzlichen indivi-
duellen Kosten verbunden, die durch zeitlich bedingte Verluste an Effi-
zienzgewinnen und die Aufwendung zusätzlicher Ressourcen entstehen. 
Die schlechter informierte Regierung muß der besser informierten 
Regierung eine Anreizprämie zahlen, die mindestens so hoch wie der 
11) In dem strategischen Verhandlungsmodell von Fudenberg und Tirole (1983) mit aus-
schließlich asymmetrischer Information über Präferenzen entsteht allokative Ineffi-
zienz, indem die Verhandlungsparteien uneinig auseinandergehen. Dieses Ergebnis 
ist aber nur durch eine exogene Beschränkung der maximalen Anzahl der Verhand-
lungsrunden möglich. 
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Vorteil ist, den diese durch die unwahre Angabe der tatsächlichen Bedin-
gungen im weiteren Verlauf der Verhandlungen erzielt hätte. Zeitliche 
Verzögerungen und damit Verluste an Effizienzgewinnen für beide Regie-
rungen können auftreten, da der Informationstransfer im Sinne einer 
schrittweisen negativen Auslese von Verhandlungsrunde zu Verhand-
lungsrunde stattfindet und somit Zeit erfordert. 
Dadurch entsteht ein Trade-off-Problem zwischen zwei verschiedenen 
Formen potentieller Transaktionskosten: Kosten der Nichteinigung und 
Kosten, um eine strategisch günstigere Position zu erreichen. Das Modell 
vereinfacht dieses Problem, indem es nur von zwei möglichen Ausprä-
gungen der Verhandlungsbedingungen der besser informierten Regierung 
ausgeht. 
Dieses Modell wird im Rahmen einer Gleichgewichtsanalyse untersucht, 
die wiederum auf dem nichtkooperativen Nash-Gleichgewichtskonzept 
aufbaut. Die spezielle Variante des teilspielperfekten Bayesschen Nash-
Gleichgewichts berücksichtigt neben der dynamischen Struktur des 
Verhandlungsprozesses zudem die Erwartungen, die sich die schlechter 
informierte Regierung über die tatsächlichen Verhandlungsbedingungen 
der anderen Regierung bildet. 
Die gegenüber dem Modell in Kapitel 5 durch asymmetrische Information 
modifizierten Randbedingungen bewirken im Vergleich zu den dortigen 
Ergebnissen, daß im Gleichgewicht Ineffizienzen auftreten können. Es ist 
einerseits möglich, daß, anstatt sich sofort auf gesamtkostenminimale und 
damit paretooptimale Emissionsbeschränkungen zu einigen, eine solche 
Allokation erst nach einer zeitlichen Verzögerung zustande kommt. 
Fudenberg und Tirole (1983) bezeichnen dies als schwache Ineffizienz. 
Andererseits kann ebenso ohne Zeitverlust eine Einigung auf nicht 
paretooptimale Emissionsbeschränkungen erfolgen, welches im Sinne von 
Fudenberg und Tirole starker Ineffizienz entspricht. Im ersten Fall geht 
der Einigung immer ein Informationstransfer voraus, im zweiten dagegen 
nicht. 
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Die Ursachen starker Ineffizienzen sind im einen Fall fehlende Anreize 
der schlechter informierten Regierung, zusätzliche Information über die 
andere Regierung zu gewinnen. Im anderen Fall bestehen für die besser 
informierte Regierung Anreize, einen zeitintensiven Informationstransfer 
zu vermeiden. In diesem Zusammenhang gilt als generelle Entschei-
dungsregel unter dem angenommenen Verhalten, daß eine Regierung im 
Gleichgewicht nur in dem Maß Transaktionskosten im Sinne von Kosten 
der Informationsbeschaffung bzw. -verbreitung verursacht, soweit sich 
dadurch ihr erwarteter Nettonutzen erhöhen läßt. 
Wie das Modell zeigt, trim der erste Fall zu, wenn die schlechter infor-
mierte Regierung im Vergleich zur anderen eine relativ starke Verhand-
lungsposition besitzt und dadurch schon einen großen Anteil der unter den 
gegebenen Informationen realisierbaren Effizienzgewinne erhält. Der 
Anreiz, zusätzliche Information zu gewinnen, ist ebenfalls gering, wenn 
die schlechter informierte Regierung bei einer Trennung nur geringe 
zusätzliche Gewinne erwartet. Diese sind vor allem in den bei einer 
Fehlalloktion entstehenden Wohlfahrtsverlusten verborgen. Der zweite 
Fall ist nur in der Situation relevant, wenn die besser informierte 
Regierung die Verhandlungen beginnt. Je größer ihre potentiellen Kosten 
der Nichteinigung sind, umso eher ist sie bestrebt, einen Informations-
transfer zu verhindern. 
Eine ähnliche Überlegung gilt für den Anreiz der besser informierten 
Regierung, zu über- oder untertreiben. Hat diese aufgrund niedriger 
Kosten der Nichteinigung im Vergleich zur anderen Regierung eine 
starke relative Verhandlungsposition, verringert sich ihr Anreiz zur Fehl-
information, wenn sie dabei auch noch einen großen Teil des ansonsten 
entstandenen Wohlfahrtsverlusts für sich behalten kann. Das Trade-off-
Problem, welches zwischen dem Anreiz zur Fehlinformation und dem 
liegt, bei der Wahrheit zu bleiben, ist allerdings nicht explizit in der 
Gleichgewichtsanalyse betrachtet worden. 
Ein weiterer Unterschied zu den Ergebnissen des Modells bei voll-
ständiger Information wird deutlich, wenn beide Regierungen durch einen 
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Informationstransfer einen zusätzlichen Nutzengewinn erzielen können. 
Der allgemeine Vorteil, die Stackelberg-Unabhängigkeitsposition einzu-
nehmen, kehrt sich bei unvollständiger Information möglicherweise in 
einen Nachteil um. Beginnt die besser informierte Regierung die 
Verhandlungen, tritt durch den lnformationsprozeß eine zusätzliche 
Zeitverzögerung ein, ohne die Verteilung der Effzienzgewinne letztendlich 
zu verändern. Beide Regierungen würden sich besserstellen, wenn die 
besser informierte Regierung der schlechter informierten die Möglichkeit 




Ausgangspunkt der Untersuchung sind grenzüberschreitende Externali-
täten, ausgelöst durch den zwischenstaatlich unkoordinierten, übermäßi-
gen Einsatz von Allmende-Umweltgütern in inter- oder transnationalen 
ökologischen Systemen. Die überstaatliche Regulierung des Ressourcen-
einsatzes setzt - bedingt durch die nationalen Souveränitätsrechte- eine 
bilaterale oder multilaterale internationale Zusammenarbeit voraus. Der 
dazugehörige zwischenstaatliche marktliche Koordinierungsprozeß und 
ebenso die sich daran anschließenden administrativen Prozesse, mit denen 
die ausgehandelten Regelungen auf nationaler Ebene durchgesetzt 
werden müssen, sind für die betreffenden Staaten unter den jeweiligen 
Ausgangsbedingungen im unterschiedlichen Maß mit Transaktionskosten 
verbunden. 
In diesem inhaltlichen Rahmen stellt die Arbeit einen theoretischen 
Beitrag dar, der zwischen der rein allokationstheoretisch ausgerichteten 
Umweltökonomie und der Institutionenökonomie angesiedelt ist. Sie 
beschreibt mit Hilfe von spieltheoretischen Ansätzen die Verhandlungs-
situation zwischen Staaten, die unter alternativen Formen von Regulie-
rungseingriffen zu wählen haben. Dabei ist es das vorrangige Ziel der 
Arbeit, die Rolle der Transaktionskosten herauszuarbeiten, d.h. ihre 
wesentlichen Ursachen und ihre Auswirkungen auf das Zustandekommen 
sowie die Effizienzeigenschaften möglicher Verhandlungsergebnisse zu 
erklären. Damit knüpft die Untersuchung direkt an Überlegungen der 
Property-Rights-Lehre und des "Coase-Theorems" an. 
Da die detaillierten Ergebnisse der einzelnen Kapitel schon jeweils an 
deren Schluß zusammengefaßt wurden, wollen wir an dieser Stelle die 
Gelegenheit nutzen, im Überblick die prinzipielle Bedeutung von Trans-
aktionskosten zu diskutieren. Auf diese Weise werden am ehesten ökono-
mische Zusammenhänge deutlich, die vielleicht helfen, einen Teil der 
heute in der Wirklichkeit beobachteten Bestrebungen, aber auch die 
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Schwierigkeiten bei der Lösung internationaler Umweltprobleme begrün-
den zu können. 
Der entscheidende Punkt in der Analyse von Transaktionskosten ist, daß 
sich diese weitgehend von Kosten im walrasianischen Sinn, wie beispiels-
weise Produktions- oder Transportkosten, unterscheiden. Transaktions-
kosten lassen sich weitgehend -natürlicherweise- nicht ex ante ange-
ben. Beispielsweise in einem marktlichen Koordinierungsprozeß wird der 
überwiegende Teil implizit durch die Ausgangsbedingungen auf dem 
Verhandlungsmarkt, durch das Verhalten der Marktteilnehmer im 
Verlauf des Verhandlungsprozesses und durch ihr Verhalten danach 
bestimmt. 
In der Arbeit wird der Einfluß von Transaktionskosten untersucht, indem 
ein solcher Koordinierungsprozeß mit potentiellen Transaktionskosten 
mittels dynamisch-strategischer Verhandlungsmodelle simuliert wird. 
Mit den Kosten der Nichteinigung und den Kosten für die Beschaffung 
nicht allseitig verfügbarer Information haben wir nur einen Teil der 
Ursachen von Transaktionskosten herausgegriffen, aber dieser ist für eine 
Analyse ihrer prinzipiellen Wirkungen zunächst ausreichend. 
Zwei Ergebnisse sind hier von Bedeutung. Erstens sind positive poten-
tielle Transaktionskosten einer Verhandlungspartei notwendig, um die 
im Ergebnis erreichte Allokation und Verteilung aus dem Modell heraus 
erklären zu können. Die potentiellen individuellen Transaktionskosten 
sind dabei Maß ihrer "Verhandlungsmacht". Zweitens impliziert das 
individuell-rationale Verhalten einer Verhandlungspartei, daß sie nur in 
dem Umfang Transaktionskosten verursacht, wie sich dadurch ihr erwar-
teter Nettonutzen steigern läßt. 
Entscheidend für die Höhe der im Verhandlungsgleichgewicht realisier-
ten Transaktionskosten sind die Informationsbedingungen in der Aus-
gangssituation. Die Modelle bei vollständiger Information, d.h. bei Sicher-
heit und allgemeiner Unsicherheit, haben gezeigt, daß eine Einigung auf 
ein nicht paretooptimales Ergebnis und das Hinauszögern einer Einigung 
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im Sinne von Barzel (1985) "Ressourcenverschwendung" ist. Solange jeder 
Verhandlungsteilnehmer die Verhandlungsbedingungen der anderen 
genau kennt und weiß, wie sie auf bestimmte Aktionen reagieren, istjedes 
"Feilschen" sinnlos. 
Ein individuell-rationales Verhalten bei vollständiger Information 
impliziert folglich, daß in einem Verhandlungsgleichgewicht die poten-
tiellen Transaktionskosten jeder Verhandlungspartei minimiert sind. In 
Kapitel 5, in dem als Verhandlungskosten ausschließlich der Verlust an 
Effizienzgewinnen bei Nichteinigung betrachtet wird, entstehen den Ver-
handlungsteilnehmern im Gleichgewicht daher keinerlei Kosten. Diese 
Überlegungen lassen sich entsprechend auf die Teile potentieller Trans-
aktionskosten ausdehnen, die nach einer vertraglichen Einigung entste-
hen können. 
Für den Fall vollständiger Information läßt sich somit der Schluß ziehen, 
daß effiziente Verhandlungsergebnisse erzielt werden, solange die bei der 
Internalisierung von Externalitäten erwarteten Effizienzgewinne die 
verbleibenden (fixen) Transaktionskosten übersteigen. 
Im Fall asymmetrischer Information die•nen Transaktionskosten in der 
Form von Kosten der Informationsbeschaffung dazu, Anreize zur Fehl-
information zu kompensieren und dadurch zu vermeiden. Insofern werden 
sie aus individueller Sicht als "sinnvoller" Ressourceneinsatz in Kauf 
genommen. Da aber der im Modell mögliche Informationstransfer durch 
seine Kopplung an den Verhandlungsprozeß selbst Unvollkommenheiten 
aufweist, lassen sich die durch asymmetrische Information hervor-
gerufenen Ineffizienzen nicht vollständig beseitigen. In unserem Modell 
verhindern.unter Umständen die bei der Informationsgewinnung erwar-
teten Zeitverluste einen Transfer der Information. 
Je nach Ausgangssituation kann ein effizientes Ergebnis, ein durch eine 
verzögerte Einigung auf eine paretooptimale All~kation schwach ineffi-
zientes Ergebnis oder auch ein stark ineffizientes Ergebnis durch eine 
unverzögerte Einigung auf ein nicht paretooptimales Ergebnis erfolgen. 
172 
Die Bestimmungsgrößen dafür sind vielfältiger Natur. Sie sind in den 
möglichen Bedingungen des Umweltsystems, den rechtlichen Ausgangs-
bedingungen, den Präferenzen und Erwartungen der Verhandlungsteil-
nehmer, wie auch in den Modalitäten des Verhandlungsprozesses ent-
halten. 
Aus den Ergebnissen läßt sich im Gegensatz zu der weitverbreiteten 
Meinung in de1· Property-Rights-Lehre der Schluß ziehen, daß positive 
Transaktionskosten nicht per se die Ursache von Ineffizienzen sind. 
Aufwendungen, die im Modellbeispiel im Zusammenhang mit der 
Beschaffung von nicht allseitig verfügbarer Information entstehen, dienen 
gerade dazu, eine mögliche starke Ineffizienz zu vermeiden. 1' 
Das in Kapitel 5 und 6 entwickelte Grundmuster individuell-rationalen 
Verhaltens impliziert, daß entsprechend dem Nutzenkalkül verursachte 
Transaktionskosten auch immer mit einem Effizienzzuwachs verbunden 
sein müssen. Da transaktionskostenintensive Verteilungskämpfe als 
"Ressourcenverschwendung" vermieden werden, verursacht eine Ver-
handlungspartei nur dann Transaktionskosten, wenn sie durch ent-
sprechende Ressourcenaufwendungen den absoluten Anteil an den Wohl-
fahrtsgewinnen er.höhen kann. Positive Wohlfahrtsgewinne ohne Verluste 
für die anderen Parteien sind aber grundsätzlich nur möglich, wenn sich 
durch die zusätzlichen Aufwendungen auch der gesamte Effizienzgewinn 
steigern läßt. 
Die Idee dieses Verhaltensmusters läßt sich sicherlich auf weitere 
Informationsprobleme und andere Unvollkommenheiten marktlicher 
Koordinationsprozesse übertragen. Ebenso sind die in der Modellanalyse 
angestellten Überlegungen nicht nur auf das Beispiel grenzüberschrei-
tender Umweltexternalitäten beschränkt, sondern können prinzipiell auf 
jegliches andere bi- oder multilaterale Verhandlungsproblem angewandt 
werden. 
1) Die wahren ürsachen von Ineffizienzen in einer Situation mit asymmetrischer 
Information liegen dagegen in der Unvollkommenheit von Informationsprozessen, so 
daß unter U mstAnden ein Informationstransfer nicht lohnend erscheint. 
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Das neoklassische Grundmodell beschränkt jedoch die Beschreibung 
ausschließlich auf solche Ursachen von Transaktionskosten, die in den 
Ausgangs- und Umgebungsbedingungen von Verhandlungsmärkten ent-
halten sind. "Beschränkte Rationalität" oder "Opportunismus" der 
Teilnehmer von Koordinierungsprozessen, nach Williamson (1971), (1975) 
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